
Drucksache 13/4754 
28.05.96 

Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung *) 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/2204, 13/2333 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Einordnung des Rechts der gesetzlichen 
Unfallversicherung in das Sozialgesetzbuch 
(Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz - UVEG) 

b) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/373 - 
Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Unfallversicherung für 
Kinder in Horten und Krippen und den übrigen Tageseinrichtungen 
für Kinder (Kita-UVErgG) 

A. Problem 

Zu Buchstabe, a 

Ablösung der Reichsversicherungsordnung und Einordnung des 
Unfallversicherungsrechts in das Sozialgesetzbuch. 

Zu Buchstabe b 

Nach dem bestehenden § 539 Abs. 1 Nr. 14 Buchstabe a RVO sind 
dem Wortlaut nach nur Kinder während des Besuches von 
Kindergärten gegen Unfälle versichert, nicht dagegen Säuglin-
ge und Kleinkinder in Tagesheimen, Kinderkrippen, Krabbel-
stuben sowie Schüler, die in Tageseinrichtungen betreut wer-
den. 

B. Lösung 

Mit der Einordnung in das Sozialgesetzbuch werden eine rechts-
systematische Überarbeitung des Unfallversicherungsrechts und 
einzelne inhaltliche Neuregelungen verbunden, insbesondere 

- Erweiterung des Präventionsauftrages der Unfallversiche-
rungsträger auf die Abwehr arbeitsbedingter Gesundheits-
gefahren, 

*) Der Bericht der Abgeordneten Manfred Grund, Konrad Gilges, Anne-
lie Buntenbach, Dr. Gisela Babel und Petra Bläss folgt. 
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- Erweiterung des Versicherungsschutzes in Kindertagesstätten 
(entspricht dem Gesetzentwurf des Bundesrates zu Buch-
stabe b), 

- Einführung von Festbeträgen für Arznei-, Verband- und 
Hilfsmittel, 

- jährliche Anpassung der Renten für Landwirte und ihre Ehe-
gatten, 

- Verbesserung des Datenschutzes entsprechend der verfas-
sungsgerichtlichen Rechtsprechung, 

- Verfahrensvereinfachungen, auch durch erweiterte Möglich-
keiten zur Abfindung von Renten. 

Ergänzend dazu hat der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
im Zuge seiner Beratungen folgende weitere Regelungen be-
schlossen: 

- Fortentwicklung des Berufskrankheitenrechts durch verstärk-
te Forschungsaktivitäten der Unfallversicherungsträger, 

- in der Prävention verbesserte Zusammenarbeit zwischen Un-
fallversicherung und staatlicher Gewerbeaufsicht, 

- Ausbau des Datenschutzes über die nach dem Regierungs-
entwurf vorgesehenen Verbesserungen hinaus, 

- Verringerung der Umlagebelastung der Arbeitgeber durch 
befristete Aussetzung der Regelung über die Auffüllung der 
Rücklage. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die inhaltlichen Neuregelungen, die der Gesetzentwurf vorsieht, 
haben folgende finanzielle Auswirkungen: 

- Die Erweiterung des Versicherungsschutzes in Kindertages-
stätten belastet die Unfallversicherungsträger der öffent-
lichen Hand im Landes- und im kommunalen Bereich mit rd. 
27 Mio. DM jährlich. Diesem Mehraufwand stehen nicht 
quantifizierbare Entlastungen gegenüber, weil in diesem 
Bereich bereits heute teilweise ein erweiterter Versiche-
rungsschutz auf Satzungsgrundlage oder aufgrund von 
Privatversicherungsverträgen besteht. 

- Die jährliche Anpassung der Unfallrenten in der landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung belastet die landwirtschaft-
lichen Unternehmer im Rahmen der Umlage in einer Höhe 
von 5 bis höchstens 10 Mio. DM jährlich. 

- Die übrigen Neuregelungen dürften insgesamt kostenneutral 
sein. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksachen 
13/2204, 13/2333 - in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen und 

2. den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/373 für erledigt zu er-
klären. 

Bonn, den 24. Mai 1996 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mascher 
Vorsitzende 

Manfred Grund 
Berichterstatter 

Dr. Gisela Babel 
Berichterstatterin 

Konrad Gilges 
Berichterstatter 

Petra Bläss 
Berichterstatterin 

Annelie Buntenbach 
Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Einordnung des Rechts der gesetzlichen Unfallver-
sicherung in das Sozialgesetzbuch (Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz — UVEG) 
— Drucksache 13/2204 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur 
Einordnung des Rechts der 

gesetzlichen Unfallversicherung in das 
Sozialgesetzbuch (Unfallversicherungs- 

Einordnungsgesetz - UVEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil Ergänzung und Änderung des Sozial-
gesetzbuches 

Artikel 1 	Einführung eines Siebten Buches So

-

zialgesetzbuch 

Artikel 2 	Änderung des Ersten Buches Sozial

-

gesetzbuch 

Artikel 3 	Änderung des Vierten Buches Sozial

-

gesetzbuch 

Artikel 4 	Änderung des Fünften Buches Sozial

-

gesetzbuch 

Artikel 5 	Änderung des Sechsten Buches Sozial

-

gesetzbuch 

Artikel 6 	Änderung des Zehnten Buches Sozial

-
gesetzbuch 

Artikel 7 	Änderung des Elften Buches Sozialge
-

setzbuch 

Zweiter Teil Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 8 	Zweites Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des  Besoldungs-
rechts in Bund und Ländern 

Artikel 9 	Bundespersonalvertretungsgesetz 

Artikel 10 	Bundes-Seuchengesetz 

Artikel 11 	Gesetz zur Bekämpfung der Schwarz

-

arbeit  

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur 
Einordnung des Rechts der 

gesetzlichen Unfallversicherung in das 
Sozialgesetzbuch (Unfallversicherungs

-

Einordnungsgesetz - UVEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil Ergänzung und Änderung des Sozial-
gesetzbuches 

unverändert 

Zweiter Teil Änderung anderer Vorschriften 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 
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Entwurf 

Artikel 12 	Gesetz über die Versorgung für die 
ehemaligen Soldaten der Bundeswehr 
und ihre Hinterbliebenen 

Artikel 13 	Gesetz über den Zivildienst der Kriegs

-

dienstverweigerer 

Artikel 14 	Einkommensteuergesetz 

Artikel 15 	Gesetz zur Ordnung des Handwerks 

Artikel 16 	Arbeitssicherstellungsgesetz 

Artikel 17 	Betriebsverfassungsgesetz 

Artikel 18 	Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheits

-

ingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit 

Artikel 19 	Arbeitsförderungsgesetz 

Artikel 20 	Unfallversicherungs-Neuregelungsge

-

setz 

Artikel 21 	Verordnung über die Berechnung des 
Kapitalwertes bei Abfindung von Lei-
stungen aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung nach den §§ 604 und 616 
der Reichsversicherungsordnung 

Artikel 22 	Verordnung über die Gewährung von 
Mehrleistungen zu Geldleistungen der 
gesetzlichen Unfallversicherung 

Artikel 23 	Verordnung über die orthopädische 
Versorgung Unfallverletzter 

Artikel 24 	Fremdrentengesetz 

Artikel 25 	Fremdrenten- und Auslandsrenten

-

Neuregelungsgesetz 

Artikel 26 	Gesetz über die Alterssicherung der 
Landwirte 

Artikel 27 	Zweites Gesetz über die Krankenver

-

sicherung der Landwirte 

Artikel 28 	Wahlordnung für die Sozialversiche

-

rung 

Artikel 29 	Bundesversorgungsgesetz 

Artikel 30 	Opferentschädigungsgesetz 

Artikel 31 	Rückkehr zum einheitlichen Verord

-

nungsrang 

Dritter Teil Schlußvorschriften 

Artikel 32 	Aufhebung von Vorschriften 

Artikel 33 	Inkrafttreten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

Artikel 30a Gesetz zur Zusammenführung und 
Neugliederung der Bundeseisenbah-
nen 

Artikel 30b Sozialgerichtsgesetz 

Artikel 30c Gesetz zur Regelung von Vermögens-
fragen der Sozialversicherung im Bei-
trittsgebiet und zur Änderung von Ge-
setzen 

unverändert 

Dritter Teil Schlußvorschriften 

unverändert 
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Entwurf 

ERSTER TEIL 

Ergänzung und Änderung des 
Sozialgesetzbuches 

Artikel 1 

Einführung eines Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Gesetzliche Unfa llversicherung 

Inhaltsübersicht 

ERSTES KAPITEL 

Aufgaben, versicherter Personenkreis, 
Versicherungsfall 

ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben der Unfallversicherung 

§ 1 Prävention, Rehabilitation, Entschädigung 

ZWEITER ABSCHNITT 

Versicherter Personenkreis 

§ 2 Versicherung kraft Gesetzes 

§ 3 Versicherung kraft Satzung 

§ 4 Versicherungsfreiheit 

§ 5 Versicherungsbefreiung 

§ 6 Freiwillige Versicherung 

DRITTER ABSCHNITT 

Versicherungsfall 

§ 7 Begriff 

§ 8 Arbeitsunfall 

§ 9 Berufskrankheit 

§ 10 Erweiterung in der See- und Binnenschiffahrt 

§ 11 Mittelbare Folgen eines Versicherungsfalls 

§ 12 Versicherungsfall einer Leibesfrucht 

§ 13 Sachschäden bei Hilfeleistungen 

ZWEITES KAPITEL 

Prävention 

§ 14 Grundsatz 

§ 15 Unfallverhütungsvorschriften 

§ 16 Geltung bei Zuständigkeit anderer Unfallver-
sicherungsträger und für ausländische Unter-
nehmer 

§ 17 Überwachung und Beratung 

§ 18 Aufsichtspersonen 

§ 19 Befugnisse der Aufsichtspersonen 

§ 29 Zusammenarbeit mit Dritten 

§ 21 Verantwortung des Unternehmers, Mitwir-
kung der Versicherten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ERSTER TEIL 

Ergänzung und Änderung des 
Sozialgesetzbuches 

Artikel 1 

Einführung eines Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch 

Gesetzliche Unfallversicherung 

Inhaltsübersicht 

ERSTES KAPITEL 

unverändert 

ZWEITES KAPITEL 

unverändert 
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Entwurf 

§ 22 Sicherheitsbeauftragte 

§ 23 Aus- und Fortbildung 

§ 24 Überbetrieblicher arbeitsmedizinischer und 
sicherheitstechnischer Dienst 

§ 25 Bericht gegenüber dem Bundestag 

DRITTES KAPITEL 

Leistungen nach Eintritt eines Versicherungsfalls 

ERSTER ABSCHNITT 

Heilbehandlung, Rehabilitation, Pflege, 
Geldleistungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Anspruch und Leistungsarten 

§ 26 Grundsatz 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Heilbehandlung 

§ 27 Umfang der Heilbehandlung 

§ 28 Ärztliche und zahnärztliche Behandlung 

§ 29 Arznei- und Verbandmittel 

§ 30 Heilmittel 

§ 31 Hilfsmittel 

§ 32 Häusliche Krankenpflege 

§ 33 Behandlung in Krankenhäusern und Rehabili-
tationseinrichtungen 

§ 34 Durchführung der Heilbehandlung 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Berufsfördernde Leistungen zur Rehabilitation 

§ 35 Umfang der berufsfördernden Leistungen zur 
Rehabilitation 

§ 36 Leistungen an Arbeitgeber 

§ 37 Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 

§ 38 Dauer der berufsfördernden Leistungen 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Leistungen zur sozialen Rehabilitation und ergän -
zende Leistungen 

§ 39 Umfang der Leistungen zur sozialen Rehabili

-

tation und der ergänzenden Leistungen 

§ 40 Kraftfahrzeughilfe 

§ 41 Wohnungshilfe 

§ 42 Haushaltshilfe 

§ 43 Reisekosten 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Leistungen bei Pflegebedürftigkeit 

§ 44 Pflege 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTES KAPITEL 

Leistungen nach Eintritt eines Versicherungsfalls 

ERSTER ABSCHNITT 

unverändert 
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Entwurf 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Geldleistungen während der Heilbehandlung und 
der beruflichen Rehabilitation 

§ 45 Voraussetzungen für das Verletztengeld 

§ 46 Beginn und Ende des Verletztengeldes 

§ 47 Höhe des Verletztengeldes 

§ 48 Verletztengeld bei Wiedererkrankung 

§ 49 Voraussetzungen für das Übergangsgeld 

§ 50 Beginn und Ende des Übergangsgeldes 

§ 51 Höhe des Übergangsgeldes 

§ 52 Anrechnung von Einkommen auf Verletzten-
und Übergangsgeld 

SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten 
in der Seefahrt 

§ 53 Vorrang der Krankenfürsorge der Reeder 

ACHTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 54 Betriebs- und Haushaltshilfe 

§ 55 Verletztengeld 

ZWEITER ABSCHNITT 

Renten, Beihilfen, Abfindungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Renten an Versicherte 

§ 56 Voraussetzungen und Höhe des Rentenan-
spruchs 

§ 57 Erhöhung der Rente bei Schwerverletzten 

§ 58 Erhöhung der Rente bei Arbeitslosigkeit 

§ 59 Höchstbetrag bei mehreren Renten 

§ 60 Minderung bei Heimpflege 

§ 61 Renten für Beamte und Berufssoldaten 

§ 62 Rente als vorläufige Entschädigung 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Leistungen an Hinterbliebene 

§ 63 Leistungen bei Tod 

§ 64 Sterbegeld und Erstattung von Überführungs-
kosten 

§ 65 Witwen- und Witwerrente 

§ 66 Witwen- und Witwerrente an frühere Ehegat-
ten; mehrere Berechtigte 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

unverändert 
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Entwurf 

§ 67 Voraussetzungen der Waisenrente 

§ 68 Höhe der Waisenrente 

§ 69 Rente an Verwandte der aufsteigenden Linie 

§ 70 Höchstbetrag der Hinterbliebenenrenten 

§ 71 Witwen-, Witwer- und Waisenbeihilfe 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Beginn, Änderung und Ende von Renten 

§ 72 Beginn von Renten 

§ 73 Änderungen und Ende von Renten 

§ 74 Ausnahmeregelungen für die Änderung von 
Renten 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Abfindung 

§ 75 Abfindung mit einer Gesamtvergütung 

§ 76 Abfindung bei Minderung der Erwerbsfähig-
keit unter 40 vom Hundert 

§ 77 Wiederaufleben der abgefundenen Rente 

§ 78 Abfindung bei Minderung der Erwerbsfähig-
keit ab 40 vom Hundert 

§ 79 Umfang der Abfindung 

§ 80 Abfindung bei Wiederheirat 

DRITTER ABSCHNITT 

Jahresarbeitsverdienst 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 81 Jahresarbeitsverdienst als Berechnungsgrund-
lage 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Erstmalige Festsetzung 

§ 82 Regelberechnung 

§ 83 Jahresarbeitsverdienst kraft Satzung 

§ 84 Jahresarbeitsverdienst bei Berufskrankheiten 

§ 85 Mindest- und Höchstjahresarbeitsverdienst 

§ 86 Jahresarbeitsverdienst für Kinder 

§ 87 Jahresarbeitsverdienst nach billigem Ermes-
sen 

§ 88 Erhöhung des Jahresarbeitsverdienstes für 
Hinterbliebene 

§ 89 Berücksichtigung von Anpassungen 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Neufestsetzung 

§ 90 Neufestsetzung nach voraussichtlicher Schul-
oder Berufsausbildung oder Altersstufen 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

unverändert 
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Entwurf 

§ 91 Mindest- und Höchstjahresarbeitsverdienst, 
Jahresarbeitsverdienst nach billigem Ermes-
sen bei Neufestsetzung 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten der 
See-Berufsgenossenschaft und ihre Hinterbliebenen 

§ 92 Jahresarbeitsverdienst für Seeleute 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

und ihre Hinterbliebenen 

§ 93 Jahresarbeitsverdienst für landwirtschaftliche 
Unternehmer, ihre Ehegatten und Familien-
angehörigen 

VIERTER ABSCHNITT 

Mehrleistungen 

§ 94 Mehrleistungen 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Leistungen 

§ 95 Anpassung von Geldleistungen 

§ 96 Auszahlung im voraus 

§ 97 Leistungen ins Ausland 

§ 98 Geldleistungen aus dem Ausland 

§ 99 Wahrnehmung von Aufgaben durch die Deut-
sche Post AG 

§ 100 Verordnungsermächtigung 

§ 101 Ausschluß oder Minderung von Leistungen 

§ 102 Schriftform 

§ 103 Zwischennachricht 

VIERTES KAPITEL 

Haftung von Unternehmern, Unternehmens

-
angehörigen und anderen Personen 

ERSTER ABSCHNITT 

Beschränkung der Haftung gegenüber Versicher

-

ten, ihren Angehörigen und Hinterbliebenen 

§ 104 Beschränkung der Haftung der Unternehmer 

§ 105 Beschränkung der Haftung anderer im Bet rieb 
tätiger Personen 

§ 106 Beschränkung der Haftung anderer Personen 

§ 107 Besonderheiten in der Seefahrt 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 

unverändert 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Leistungen 

unverändert 

§ 96 Auszahlung, Berechnungsgrundsätze 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

unverändert 

§ 103 Zwischennachricht, Unfalluntersuchung 

VIERTES KAPITEL 

unverändert 
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Entwurf 

§ 108 Bindung der Gerichte 

§ 109 Feststellungsberechtigung von in der Haftung 
beschränkten Personen 

ZWEITER ABSCHNITT 

Haftung gegenüber den Sozialversicherungsträgern 

§ 110 Haftung gegenüber den Sozialversicherungs-
trägern 

§ 111 Haftung des Unternehmens 

§ 112 Bindung der Gerichte 

§ 113 Verjährung 

FÜNFTES KAPITEL 

Organisation 

ERSTER ABSCHNITT 

Unfallversicherungsträger 

§ 114 Unfallversicherungsträger 

§ 115 Bund als Unfallversicherungsträger 

§ 116 Unfallversicherungsträger im Landesbereich 

§ 117 Unfallversicherungsträger im kommunalen 
Bereich 

§ 118 Vereinigung von Berufsgenossenschaften 

§ 119 Vereinigung landwirtschaftlicher Berufs-
genossenschaften durch Verordnung 

§ 120 Bundes- und Landesgarantie 

ZWEITER ABSCHNITT 

Zuständigkeit 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der gewerblichen Berufsgenossen

-

schaften 

§ 121 Zuständigkeit der gewerblichen Berufsgenos-
senschaften 

§ 122 Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der landwirtschaftlichen Berufs

-

genossenschaften 

§ 123 Zuständigkeit der landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaften 

§ 124 Bestandteile des landwirtschaftlichen Unter-
nehmens 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTES KAPITEL 

unverändert 
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Entwurf 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger der 
öffentlichen Hand 

§ 125 Zuständigkeit des Bundes als Unfallversiche-
rungsträger 

§ 126 Zuständigkeit der Eisenbahn-Unfallkasse 

§ 127 Zuständigkeit der Unfallkasse Post und Tele-
kom 

§ 128 Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
im Landesbereich 

§ 129 Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über die Zuständigkeit 

§ 130 Örtliche Zuständigkeit 

§ 131 Zuständigkeit für Hilfs- und Nebenunterneh-
men 

§ 132 Zuständigkeit für Unfallversicherungsträger 

§ 133 Zuständigkeit für Versicherte 

§ 134 Zuständigkeit bei Berufskrankheiten 

§ 135 Versicherung nach mehreren Vorschriften 

§ 136 Bescheid über die Zuständigkeit, Begriff des 
Unternehmers 

§ 137 Wirkung von Zuständigkeitsänderungen 

§ 138 Unterrichtung der Versicherten 

§ 139 Vorläufige Zuständigkeit 

DRITTER ABSCHNITT 

Weitere Versicherungseinrichtungen 

§ 140 Haftpflicht- und Auslandsversicherung 

§ 141 Träger der Versicherungseinrichtungen, Auf-
sicht 

§ 142 Gemeinsame Einrichtungen 

§ 143 Seemannskasse 

VIERTER ABSCHNITT 

Dienstrecht 

§ 144 Dienstordnung 

§ 145 Regelungen in der Dienstordnung 

§ 146 Verletzung der Dienstordnung 

§ 147 Aufstellung und Änderung der Dienstordnung 

§ 148 Dienstrechtliche Vorschriften für die Eisen-
bahn-Unfallkasse 

§ 149 Dienstrechtliche Vorschriften für die Unfall-
kasse Post und Telekom 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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Entwurf 

SECHSTES KAPITEL 

Aufbringung der Mittel 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Beitragspflicht 

§ 150 Beitragspflichtige 

§ 151 Beitragserhebung bei überbetrieblichen ar-
beitsmedizinischen und sicherheitstechni-
schen Diensten 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beitragshöhe 

§ 152 Umlage 

§ 153 Berechnungsgrundlagen 

§ 154 Berechnungsgrundlagen in besonderen Fallen 

§ 155 Beiträge nach der Zahl der Versicherten 

§ 156 Beiträge nach einem auf Arbeitsstunden auf

-

geteilten Arbeitsentgelt 

§ 157 Gefahrtarif 

§ 158 Genehmigung 

§ 159 Veranlagung der Unternehmen zu den Ge- 
fahrklassen 

§ 160 Änderung der Veranlagung 

§ 161 Mindestbeitrag 

§ 162 Zuschläge, Nachlässe, Prämien 

§ 163 Beitragszuschüsse für Küstenfischer 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Vorschüsse und Sicherheitsleistungen 

§ 164 Beitragsvorschüsse und Sicherheitsleistungen 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Umlageverfahren 

§ 165 Nachweise 

§ 166 Auskunftspflicht der Unternehmer und Bei-
tragsüberwachung 

§ 167 Beitragsberechnung 

§ 168 Beitragsbescheid . 

§ 169 Beitragseinzug bei der See-Berufsgenossen-
schaft 

§ 170 Beitragszahlung an einen anderen Unfallver-
sicherungsträger 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SECHSTES KAPITEL 

Aufbringung der Mittel 

ERSTER ABSCHNITT 

unverändert 
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FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Betriebsmittel und Rücklage 

§ 171 Betriebsmittel 

§ 172 Rücklage 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Zusammenlegung und Teilung der Last, Teilung der 
Entschädigungslast bei Berufskrankheiten, Erstat-
tungsansprüche der landwirtschaftlichen Berufsge

-

nossenschaften  

§ 173 Zusammenlegung und Teilung der Last 

§ 174 Teilung der Entschädigungslast bei Berufs-
krankheiten 

§ 175 Erstattungsansprüche der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Ausgleich unter den gewerblichen Berufsgenossen

-

schaften  

§ 176 Ausgleichspflicht 

§ 177 Rentenlastsatz und Entschädigungslastsatz 

§ 178 Höhe des Ausgleichsanteils 

§ 179 Umlegung des Ausgleichsanteils 

§ 180 Freibeträge 

§ 181 Durchführung des Ausgleichs 

ZWEITER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 182 Berechnungsgrundlagen 

§ 183 Umlageverfahren 

§ 184 Rücklage 

DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Unfall- 
versicherungsträger der öffentlichen Hand 

§ 185 Gemeindeunfallversicherungsverbände, Un-
fallkassen der Länder und Gemeinden, Feuer-
wehr-Unfallkassen 

§ 186 Aufwendungen des Bundes als Unfallversi-
cherungsträger 

VIERTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 187 Berechnungsgrundsätze 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Unfall

-
versicherungsträger der öffentlichen Hand 

§ 185 Gemeindeunfallversicherungsverbände, Un-
fallkassen der Länder und Gemeinden, ge-
meinsame Unfallkassen, Feuerwehr-Unfall-
kassen 

unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

unverändert 
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SIEBTES KAPITEL 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger 
mit anderen Leistungsträgern und ihre 

Beziehungen zu Dritten 

ERSTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger mit 
anderen Leistungsträgern 

§ 188 Auskunftspflicht der Krankenkassen 

§ 189 Beauftragung einer Krankenkasse 

§ 190 Pflicht der Unfallversicherungsträger zur Be-
nachrichtigung der Rentenversicherungsträger 
beim Zusammentreffen von Renten 

ZWEITER ABSCHNITT 

Beziehungen der Unfallversicherungsträger 
zu Dritten 

§ 191 Unterstützungspflicht der Unternehmer 

§ 192 Mitteilungs- und Auskunftspflichten von Un-
ternehmern und Bauherren 

§ 193 Pflicht zur Anzeige eines Versicherungsfalls 
durch die Unternehmer 

§ 194 Meldepflicht der Eigentümer von Seeschiffen 

§ 195 Unterstützungs- und Mitteilungspflichten von 
Kammern und der für die Erteilung einer Gewer-
be- oder Bauerlaubnis zuständigen Behörden 

§ 196 Mitteilungspflichten der Schiffsvermessungs-
und -registerbehörden 

§ 197 Übermittlungspflicht der Gemeinden und Fi-
nanzbehörden 

§ 198 Auskunftspflicht der Grundstückseigentümer 

ACHTES KAPITEL 

Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze 

§ 199 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Daten durch die Unfallversicherungsträger 

§ 200 Einschränkung der Übermittlungsbefugnis 

ZWEITER ABSCHNITT 

Datenerhebung und -verarbeitung durch Ärzte 

§ 201 Datenerhebung und Datenverarbeitung durch 
Ärzte 

§ 202 Anzeigepflicht von Ärzten bei Berufskrank-
heiten 

§ 203 Auskunftspflicht von Ärzten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SIEBTES KAPITEL 

unverändert 

ACHTES KAPITEL 

Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 

unverändert 
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DRITTER ABSCHNITT 

Dateien  

§ 204 Errichtung einer Datei für mehrere Unfall-
versicherungsträger 

§ 205 Datenverarbeitung und -übermittlung bei den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 206 Übermittlung von Daten für die Forschung zur 
Bekämpfung von Berufskrankheiten 

§ 207 Erhebung und Behandlung von Daten zur 
Verhütung von Versicherungsfällen und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren 

§ 208 Auskünfte der Deutschen Post AG 

NEUNTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 

§ 209 Zusammenarbeit bei der Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten 

§ 210 Verstöße gegen Vorschriften zur Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit 

§ 211 Verstöße gegen Vorschriften zur Aufbringung 
der Mittel 

§ 212 Verstöße gegen Melde- und Auskunftspflich-
ten 

§ 213 Verstöße von Eigentümern von Seeschiffen 
und Grundstückseigentümern 

§ 214 Verstöße von Reedern und Schiffsführern 

§ 215 Verstöße von Ärzten 

§ 216 Zuständige Behörde 

ZEHNTES KAPITEL 

Übergangsrecht 

§ 217 Grundsatz 

§ 218 Weitergeltung des Versicherungsschutzes für 
bestimmte Unternehmer 

§ 219 Geltung auch für frühere Versicherungsfälle 

§ 220 Sondervorschriften für Versicherungsfälle in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags ge-
nannten Gebiet 

§ 221 Bezugsgröße (Ost) und aktueller Rentenwert 
(Ost) 

§ 222 Bestandsschutz 

§ 223 Länder und Gemeinden als Unfallversiche-
rungsträger 

§ 224 Aufbringung der Mittel 

§ 225 Rechtsträgerabwicklung 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

unverändert 

§ 207 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
Daten zur Verhütung von Versicherungsfällen 
und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

unverändert 

NEUNTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 

§ 209 Bußgeldvorschriften 

§ 210 Zuständige Verwaltungsbehörde 

§ 211 Zusammenarbeit bei der Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

entfällt 

entfällt 

entfällt 

entfällt 

entfällt 

ZEHNTES KAPITEL 

Übergangsrecht 

§ 212 Grundsatz 

§ 213 Weitergeltung des Versicherungsschutzes für 
bestimmte Unternehmer 

§ 214 Geltung auch für frühere Versicherungsfälle 

§ 215 Sondervorschriften für Versicherungsfälle in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags ge-
nannten Gebiet 

§ 216 Bezugsgröße (Ost) und aktueller Rentenwert 
(Ost) 

§ 217 Bestandsschutz 

§ 218 Länder und Gemeinden als Unfallversiche-
rungsträger 

§ 219 Aufbringung der Mittel 

§ 220 Rechtsträgerabwicklung 
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Anlage 1 	Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

Anlage 2 	Landwirtschaftliche Berufsgenossen

-

schaften 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch 

ERSTES KAPITEL 

Aufgaben, versicherter Personenkreis, 
Versicherungsfall 

ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben der Unfallversicherung 

§ 1 

Prävention, Rehabilitation, Entschädigung 

Aufgabe der Unfallversicherung ist es, nach Maß-
gabe der Vorschriften dieses Buches 

1. mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesund-
heitsgefahren zu verhüten, 

2. nach Eintritt von Arbeitsunfällen oder Berufs-
krankheiten die Gesundheit und die Leistungsfä-
higkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mit-
teln wiederherzustellen und sie oder ihre Hinter-
bliebenen durch Geldleistungen zu entschädigen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Versicherter Personenkreis 

§ 2 

Versicherung kraft  Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert 

1. Beschäftigte, 

2. Lernende während der beruflichen Aus- und 
Fortbildung in Betriebsstätten, Lehrwerkstätten, 
Schulungskursen und ähnlichen Einrichtungen, 

3. Personen, die sich Untersuchungen, Prüfungen 
oder ähnlichen Maßnahmen unterziehen, die auf-
grund von Rechtsvorschriften zur Aufnahme einer 
versicherten Tätigkeit oder infolge einer abge-
schlossenen versicherten Tätigkeit erforderlich 
sind, soweit diese Maßnahmen vom Unternehmen 
oder einer Behörde veranlaßt worden sind, 

4. Behinderte, die in nach dem Schwerbehinderten-
gesetz anerkannten Werkstätten für Behinderte 
oder in nach dem Blindenwarenvertriebsgesetz 
anerkannten Blindenwerkstätten oder für diese 
Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind, 

5. Personen, die 

a) Unternehmer eines landwirtschaftlichen Un-
ternehmens und ihre im Unternehmen mitar-
beitenden Ehegatten sind, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

unverändert 

unverändert 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch 

ERSTES KAPITEL 

Aufgaben, versicherter Personenkreis, 
Versicherungsfall 

ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben der Unfallversicherung 

§ 1 

unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 

Versicherter Personenkreis 

§ 2 

Versicherung kraft  Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Personen, die 

a) Unternehmer eines landwirtschaftlichen Un-
ternehmens sind und ihre im Unternehmen 
mitarbeitenden Ehegatten, 
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b) im landwirtschaftlichen Unternehmen nicht nur 
vorübergehend mitarbeitende Familienangehö-
rige sind, 

c) in landwirtschaftlichen Unternehmen in der 
Rechtsform von Kapital- oder Personenhan-
delsgesellschaften regelmäßig wie Unterneh-
mer selbständig tätig sind, 

d) ehrenamtlich in Unternehmen tätig sind, die 
unmittelbar der Sicherung, Überwachung oder 
Förderung der Landwirtschaft überwiegend 
dienen, 

e) ehrenamtlich in den Berufsverbänden der 
Landwirtschaft tätig sind, 

wenn für das Unternehmen eine landwirtschaftli-
che Berufsgenossenschaft zuständig ist, 

6. Hausgewerbetreibende und Zwischenmeister so-
wie ihre mitarbeitenden Ehegatten, 

7. selbständig tätige Küstenschiffer und Küstenfi-
scher, die zur Besatzung ihres Fahrzeugs gehören 
oder als Küstenfischer ohne Fahrzeug fischen und 
regelmäßig nicht mehr als vier Arbeitnehmer be-
schäftigen, sowie ihre mitarbeitenden Ehegatten, 

8. a) Kinder während des Besuchs von Tagesein-
richtungen im Sinne des § 22 des Achten Bu-
ches, 

b) Schüler während des Besuchs von allgemein-
oder berufsbildenden Schulen und während 
der Teilnahme an unmittelbar vor oder nach 
dem Unterricht von der Schule oder im Zusam-
menwirken mit ihr durchgeführten Betreu-
ungsmaßnahmen, 

c) Studierende während der Aus- und Fortbil-
dung an Hochschulen, 

9. Personen, die selbständig oder unentgeltlich, ins-
besondere ehrenamtlich im Gesundheitswesen 
oder in der Wohlfahrtspflege tätig sind, 

10. Personen, die für Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder deren 
Verbände oder Arbeitsgemeinschaften, für öffent-
lich-rechtliche Religionsgemeinschaften oder für 
die in den Nummern 2 und 8 genannten Einrich-
tungen ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbil-
dungsveranstaltungen für diese Tätigkeit teilneh-
men, 

11. Personen, die 

a) von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts zur Unterstützung einer 
Diensthandlung herangezogen werden, 

b) von einer dazu berechtigten öffentlichen Stelle 
als Zeugen zur Beweiserhebung herangezogen 
werden, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

wenn für das Unternehmen eine landwirtschaftli-
che Berufsgenossenschaft zuständig ist, 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. a) Kinder während des Besuchs von Tagesein-
richtungen, deren Träger für den Betrieb der 
Einrichtungen der Erlaubnis nach § 45 des 
Achten Buches oder einer Erlaubnis aufgrund 
einer entsprechenden landesrechtlichen Rege-
lung bedürfen, 

b) unverändert 

c) unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 
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12. Personen, die in Unternehmen zur Hilfe bei Un-
glücksfällen oder im Zivilschutz unentgeltlich, 
insbesondere ehrenamtlich tätig sind oder an 
Ausbildungsveranstaltungen dieser Unternehmen 
teilnehmen, 

13. Personen, die 

a) bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder 
Not Hilfe leisten oder einen anderen aus er-
heblicher gegenwärtiger Gefahr für seine Ge-
sundheit retten, 

b) Blut oder körpereigenes Gewebe spenden, 

c) sich bei der Verfolgung oder Festnahme einer 
Person, die einer Straftat verdächtig ist, oder 
zum Schutz eines widerrechtlich Angegriffe-
nen persönlich einsetzen, 

14. Personen, die nach den Vorschriften des Arbeits-
förderungsgesetzes oder des Bundessozialhilfege-
setzes der Meldepflicht unterliegen, wenn sie ei-
ner besonderen, an sie im Einzelfall gerichteten 
Aufforderung einer Dienststelle der Bundesanstalt 
für Arbeit nachkommen, diese oder eine andere 
Stelle aufzusuchen, 

15. Personen, die 

a) auf Kosten einer Krankenkasse oder eines Trä-
gers der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
einer landwirtschaftlichen Alterskasse stationä-
re oder teilstationäre Behandlung oder Lei-
stungen stationärer medizinischer Rehabili-
tation erhalten, 

b) zur Vorbereitung von berufsfördernden Maß-
nahmen zur Rehabilitation auf Aufforderung 
eines Trägers der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder der Bundesanstalt für Arbeit einen 
dieser Träger oder eine andere Stelle aufsu-
chen, 

c) auf Kosten eines Unfallversicherungsträgers an 
vorbeugenden Maßnahmen nach § 3 der Be-
rufskrankheiten-Verordnung teilnehmen, 

16. Personen, die bei der Schaffung öffentlich geför-
derten Wohnraums im Sinne des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes im Rahmen der Selbsthilfe tätig 
sind, 

17. Pflegepersonen im Sinne des § 19 des Elften Bu-
ches bei der Pflege eines Pflegebedürftigen im 
Sinne des § 14 des Elften Buches; die versicherte 
Tätigkeit umfaßt Pflegetätigkeiten im Bereich der 
Körperpflege und - soweit diese Tätigkeiten 
überwiegend Pflegebedürftigen zugute kommen - 
Pflegetätigkeiten in den Bereichen der Ernährung, 
der Mobilität sowie der hauswirtschaftlichen Ver-
sorgung (§ 14 Abs. 4 des Elften Buches). 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. Personen, die 

a) auf Kosten einer Krankenkasse oder eines Trä-
gers der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
einer landwirtschaftlichen Alterskasse stationä-
re oder teilstationäre Behandlung oder Lei-
stungen stationärer oder teilstationärer medi-
zinischer Rehabilitation erhalten, 

b) unverändert 

c) unverändert 

16. unverändert 

17. unverändert 
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(2) Ferner sind Personen versichert, die wie nach 
Absatz 1 Nr. 1 Versicherte tätig werden. Satz 1 gilt 
auch für Personen, die während einer aufgrund eines 
Gesetzes angeordneten Freiheitsentziehung oder auf-
grund einer strafrichterlichen, staatsanwaltschaftli-
chen oder jugendbehördlichen Anordnung wie Be-
schäftigte tätig werden. 

(3) Absatz 1 Nr. 1 gilt auch für 

1. Deutsche, die im Ausland bei einer amtlichen 
Vertretung des Bundes oder der Länder oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder Be-
diensteten beschäftigt sind, 

2. Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungs-
helfer-Gesetzes, die Entwicklungsdienst oder Vor-
bereitungsdienst leisten. 

Soweit die Absätze 1 und 2 weder eine Beschäftigung 
noch eine selbständige Tätigkeit voraussetzen, gelten 
sie abweichend von § 3 Nr. 2 des Vierten Buches für 
alle Personen, die die in diesen Absätzen genannten 
Tätigkeiten im Inland ausüben; § 4 des Vierten Bu-
ches gilt entsprechend. Absatz 1 Nr. 13 Buchstabe a 
gilt auch für Personen, die im Ausland tätig werden, 
wenn sie im Inland ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben. 

(4) Familienangehörige im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 5 Buchstabe b sind 

1. Verwandte bis zum dritten Grade, 

2. Verschwägerte bis zum zweiten Grade, 

3. Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 2 des Ersten Buches) 

der Unternehmer oder ihrer Ehegatten. 

§ 3 

Versicherung kraft  Satzung 

(1) Die Satzung kann bestimmen, daß und unter 
welchen Voraussetzungen sich die Versicherung er-
streckt auf 

1. Unternehmer und ihre im Unternehmen mitarbei-
tenden Ehegatten, 

2. Personen, die sich auf der Unternehmensstätte 
aufhalten; § 2 Abs. 3 Satz 2 erster Halbsatz gilt 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Haushaltsführende, 

2. Unternehmer von nicht gewerbsmäßig betriebe-
nen Binnenfischereien oder Imkereien und ihre im 
Unternehmen mitarbeitenden Ehegatten, 

3. Personen, die aufgrund einer vom Fischerei- oder 
Jagdausübungsberechtigten erteilten Erlaubnis als 
Fischerei- oder Jagdgast fischen oder jagen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Absatz 1 Nr. 1 gilt auch für 

1. unverändert 

2. unverändert 

Soweit die Absätze 1 und 2 weder eine Beschäftigung 
noch eine selbständige Tätigkeit voraussetzen, gelten 
sie abweichend von § 3 Nr. 2 des Vierten Buches für 
alle Personen, die die in diesen Absätzen genannten 
Tätigkeiten im Inland ausüben; § 4 des Vierten Bu-
ches gilt entsprechend. Absatz 1 Nr. 13 gilt auch für 
Personen, die im Ausland tätig werden, wenn sie im 
Inland ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. 

(4) unverändert 

§ 3 

unverändert 
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4. Reeder, die nicht zur Besatzung des Fahrzeugs 
gehören, und ihre im Unternehmen mitarbeiten-
den Ehegatten. 

§ 4 

Versicherungsfreiheit 

(1) Versicherungsfrei sind 

1. Personen, soweit für sie beamtenrechtliche Unfall-
fürsorgevorschriften oder entsprechende Grund-
sätze gelten; ausgenommen sind Ehrenbeamte 
und ehrenamtliche Richter, 

2. Personen, soweit für sie das Bundesversorgungs-
gesetz oder Gesetze, die eine entsprechende An-
wendung des Bundesversorgungsgesetzes vorse-
hen, gelten, es sei denn, daß 

a) der Versicherungsfall zugleich die Folge einer 
Schädigung im Sinne dieser Gesetze ist oder 

b) es sich um eine Schädigung im Sinne des § 5 
Abs. 1 Buchstabe e des Bundesversorgungsge-
setzes handelt, 

3. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossen-
schaften, Diakonissen und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften, wenn ihnen nach den Regeln der 
Gemeinschaft Anwartschaft auf die in der Ge-
meinschaft übliche Versorgung gewährleistet und 
die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist. 

(2) Von der Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 sind 
frei 

1. Personen, die aufgrund einer vom Fischerei- oder 
Jagdausübungsberechtigten erteilten Erlaubnis als 
Fischerei- oder Jagdgast fischen oder jagen, 

2. Unternehmer von Binnenfischereien, Imkereien 
und Unternehmen nach § 123 Abs. 1 Nr. 2, wenn 
diese Unternehmen nicht gewerbsmäßig betrieben 
werden und nicht Neben- oder Hilfsunternehmen 
eines anderen landwirtschaftlichen Unternehmens 
sind, sowie ihre im Unternehmen mitarbeitenden 
Ehegatten; das gleiche gilt für Personen, die in 
diesen Unternehmen als Verwandte oder Ver-
schwägerte bis zum zweiten Grad oder als Pfle-
gekind der Unternehmer oder ihrer Ehegatten un-
entgeltlich tätig sind. 

(3) Von der Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 sind 
frei selbständig tätige Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, 
Heilpraktiker und Apotheker. 

(4) Von der Versicherung nach § 2 Abs. 2 ist frei, 
wer in einem Haushalt als Verwandter oder Ver-
schwägerter bis zum zweiten Grad oder als Pflege-
kind der Haushaltsführenden oder der Ehegatten un-
entgeltlich tätig ist, es sei denn, er ist in einem in 
§ 124 Nr. 1 genannten Haushalt tätig. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 4 

unverändert 
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§ 5 

Versicherungsbefreiung 

Von der Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 werden 
auf Antrag Unternehmer landwirtschaftlicher Un-
ternehmen im Sinne des § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis zu ei-
ner Größe von 0,12 Hektar und ihre Ehegatten unwi-
derruflich befreit; dies gilt nicht für Spezialkulturen. 
Das Nähere bestimmt die Satzung. 

§ 6 

Freiwillige Versicherung 

(1) Auf schriftlichen Antrag können sich versichern 

1. Unternehmer und ihre im Unternehmen mitarbei-
tenden Ehegatten; ausgenommen sind Haushalts-
führende, Unternehmer von nicht gewerbsmäßig 
betriebenen Binnenfischereien oder Imkereien, 
von nicht gewerbsmäßig bet riebenen Unterneh-
men nach § 123 Abs. 1 Nr. 2 und ihre Ehegatten 
sowie Fischerei- und Jagdgäste, 

2. Personen, die in Kapital- oder Personenhandelsge-
sellschaften regelmäßig wie Unternehmer selb-
ständig tätig sind. 

(2) Die Versicherung beginnt mit dem Tag, der dem 
Eingang des Antrags folgt. Die Versicherung erlischt, 
wenn der Beitrag oder Beitragsvorschuß binnen zwei 
Monaten nach Fälligkeit nicht gezahlt worden ist. Ei-
ne Neuanmeldung bleibt so lange unwirksam, bis der 
rückständige Beitrag oder Beitragsvorschuß entrichtet 
worden ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Versicherungsfall 

§ 7 

Begriff 

(1) Versicherungsfälle sind Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten. 

(2) Verbotswidriges Handeln schließt einen Versi-
cherungsfall nicht aus. 

§ 8 

Arbeitsunfall 

(1) Arbeitsunfälle sind Unfälle von Versicherten in-
folge einer den Versicherungsschutz nach den §§ 2, 3 
oder § 6 begründenden Tätigkeit (versicherte Tätig-
keit). Unfälle sind zeitlich begrenzte, von außen auf 
den Körper einwirkende Ereignisse, die zu einem Ge-
sundheitsschaden oder zum Tod führen. 

(2) Versicherte Tätigkeiten sind auch 

1. das Zurücklegen des mit der versicherten Tätig-
keit zusammenhängenden unmittelbaren Weges 
nach und von dem Ort der Tätigkeit, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 5 

unverändert 

§ 6 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Versicherungsfall 

§ 7 

unverändert 

§ 8 

unverändert 
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2. das Zurücklegen des von einem unmittelbaren 
Weg nach und von dem Ort der Tätigkeit abwei-
chenden Weges, um 

a) Kinder von Versicherten (§ 56 des Ersten Bu-
ches), die mit ihnen in einem gemeinsamen 
Haushalt leben, wegen ihrer oder ihrer Ehegat-
ten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anzu-
vertrauen oder 

b) mit anderen Berufstätigen oder Versicherten 
gemeinsam ein Fahrzeug zu benutzen, 

3. das Zurücklegen des von einem unmittelbaren 
Weg nach und von dem Ort der Tätigkeit abwei-
chenden Weges der Kinder von Personen (§ 56 des 
Ersten Buches), die mit ihnen in einem ge-
meinsamen Haushalt leben, wenn die Abwei-
chung darauf beruht, daß die Kinder wegen der 
beruflichen Tätigkeit dieser Personen oder deren 
Ehegatten fremder Obhut anvertraut werden, 

4. das Zurücklegen des mit der versicherten Tätig-
keit zusammenhängenden Weges von und nach 
der ständigen Familienwohnung, wenn die Versi-
cherten wegen der Entfernung ihrer Familien-
wohnung von dem Ort der Tätigkeit an diesem 
oder in dessen Nähe eine Unterkunft haben, 

5. das mit einer versicherten Tätigkeit zusammen-
hängende Verwahren, Befördern, Instandhalten 
und Erneuern eines Arbeitsgeräts oder einer 
Schutzausrüstung sowie deren Erstbeschaffung, 
wenn diese auf Veranlassung der Unternehmer er-
folgt. 

(3) Als Gesundheitsschaden gilt auch die Beschädi-
gung oder der Verlust eines Hilfsmittels. 

§ 9 

Berufskrankheit 

(1) Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten be-
zeichnet und die Versicherte infolge einer den Versi-
cherungsschutz nach den §§ 2, 3 oder § 6 begründen-
den Tätigkeit erleiden. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, in der Rechtsverordnung solche Krank-
heiten als Berufskrankheiten zu bezeichnen, die nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
durch besondere Einwirkungen verursacht sind, de-
nen bestimmte Personengruppen durch ihre versi-
cherte Tätigkeit in erheblich höherem Grade als die 
übrige Bevölkerung ausgesetzt sind; sie kann dabei 
bestimmen, daß die Krankheiten nur dann Berufs-
krankheiten sind, wenn sie durch Tätigkeiten in be-
stimmten Gefährdungsbereichen verursacht worden 
sind oder wenn sie zur Unterlassung a ller Tätigkeiten 
geführt haben, die für die Entstehung, die Ver-
schlimmerung oder das Wiederaufleben der Krank-
heit ursächlich waren oder sein können. In der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 9 

Berufskrankheit 

(1) Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten be-
zeichnet und die Versicherte infolge einer den Versi-
cherungsschutz nach den §§ 2, 3 oder § 6 begründen-
den Tätigkeit erleiden. Die Bundesregierung wird 
ermächtigt, in der Rechtsverordnung solche Krank-
heiten als Berufskrankheiten zu bezeichnen, die nach 
den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft 
durch besondere Einwirkungen verursacht sind, de-
nen bestimmte Personengruppen durch ihre versi-
cherte Tätigkeit in erheblich höherem Grade als die 
übrige Bevölkerung ausgesetzt sind; sie kann dabei 
bestimmen, daß die Krankheiten nur dann Berufs-
krankheiten sind, wenn sie durch Tätigkeiten in be-
stimmten Gefährdungsbereichen verursacht worden 
sind oder wenn sie zur Unterlassung a ller Tätigkeiten 
geführt haben, die für die Entstehung, die Ver-
schlimmerung oder das Wiederaufleben der Krank-
heit ursächlich waren oder sein können. In der 
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Rechtsverordnung kann ferner bestimmt werden, in-
wieweit Versicherte in Unternehmen der See-
schiffahrt auch in der Zeit gegen Berufskrankheiten 
versichert sind, in der sie an Land beurlaubt sind. 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben eine 
Krankheit, die nicht in der Rechtsverordnung be-
zeichnet ist oder bei der die do rt  bestimmten Voraus-
setzungen nicht vorliegen, wie eine Berufskrankheit 
als Versicherungsfall anzuerkennen, sofern im Zeit-
punkt der Entscheidung nach neuen Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft die Voraussetzungen 
für eine Bezeichnung nach Absatz 1 Satz 2 erfüllt 
sind. 

(3) Erkranken Versicherte, die infolge der besonde-
ren Bedingungen ihrer versicherten Tätigkeit in er-
höhtem Maße der Gefahr der Erkrankung an einer in 
der Rechtsverordnung nach Absatz 1 genannten Be-
rufskrankheit ausgesetzt waren, an einer solchen 
Krankheit und können Anhaltspunkte für eine Verur-
sachung außerhalb der versicherten Tätigkeit nicht 
festgestellt werden, wird vermutet, daß diese infolge 
der versicherten Tätigkeit verursacht worden ist. 

(4) Setzt die Anerkennung einer Krankheit als Be-
rufskrankheit die Unterlassung a ller Tätigkeiten vor-
aus, die für die Entstehung, die Verschlimmerung 
oder das Wiederaufleben der Krankheit ursächlich 
waren oder sein können, haben die Unfallversiche-
rungsträger vor Unterlassung einer noch verrichteten 
gefährdenden Tätigkeit darüber zu entscheiden, ob 
die übrigen Voraussetzungen für die Anerkennung 
einer Berufskrankheit erfüllt sind. 

(5) Soweit Vorschriften über Leistungen auf den 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls abstellen, ist bei Be-
rufskrankheiten auf den Beginn der Arbeitsunfähig-
keit oder der Behandlungsbedürftigkeit oder, wenn 
dies für den Versicherten günstiger ist, auf den Be-
ginn der rentenberechtigenden Minderung der Er-
werbsfähigkeit abzustellen. 

(6) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. Voraussetzungen, Art  und Umfang von Leistungen 
zur Verhütung des Entstehens, der Ver-
schlimmerung oder des Wiederauflebens von Be-
rufskrankheiten, 

2. die Mitwirkung der für den medizinischen Ar-
beitsschutz zuständigen Stellen bei der Feststel-
lung von Berufskrankheiten sowie von Krankhei-
ten, die nach Absatz 2 wie Berufskrankheiten zu 
entschädigen sind; dabei kann bestimmt werden, 
daß die für den medizinischen Arbeitsschutz zu-
ständigen Stellen berechtigt sind, Zusammen-
hangsgutachten zu erstellen sowie zur Vorberei-
tung ihrer Gutachten Versicherte zu untersuchen 
oder auf Kosten der Unfallversicherungsträger an-
dere Ärzte mit der Vornahme der Untersuchungen 
zu beauftragen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Rechtsverordnung kann ferner bestimmt werden, in-
wieweit Versicherte in Unternehmen der Seefahrt 
auch in der Zeit gegen Berufskrankheiten versichert 
sind, in der sie an Land beurlaubt sind. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Die Bundesregierung regelt durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. die von den Unfallversicherungsträgern für die 
Tätigkeit der Stellen nach Nummer 2 zu entrich-
tenden Gebühren. 

(7) Die für den medizinischen Arbeitsschutz zu-
ständigen Stellen dürfen zur Feststellung von Berufs-
krankheiten sowie von Krankheiten, die nach Ab-
satz 2 wie Berufskrankheiten zu entschädigen sind, 
Daten erheben, verarbeiten oder nutzen sowie zur 
Vorbereitung von Gutachten Versicherte untersu-
chen, soweit dies im Rahmen ihrer Mitwirkung nach 
Absatz 6 Nr. 2 erforderlich ist; sie dürfen diese Daten 
insbesondere an den zuständigen Unfallversiche-
rungsträger übermitteln. Die erhobenen Daten dürfen 
auch zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren verarbeitet oder genutzt werden. Soweit die in 
Satz 1 genannten Stellen andere Ärzte mit der Vor-
nahme von Untersuchungen beauftragen, können sie 
diesen die dazu erforderlichen Daten übermitteln. 

§ 10 

Erweiterung in der See- und Binnenschiffahrt 

(1) In der See- und Binnenschiffahrt sind Versiche-
rungsfälle auch Unfälle infolge 

1. von Elementarereignissen, 

2. der einem Hafen oder dem Liegeplatz eines Fahr-
zeugs eigentümlichen Gefahren, 

3. der Beförderung von Land zum Fahrzeug oder 
vom Fahrzeug zum Land. 

(2) In Unternehmen der Seefahrt gilt als versicherte 
Tätigkeit auch die freie Rückbeförderung nach dem 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. die von den Unfallversicherungsträgern für die 
Tätigkeit der Stellen nach Nummer 2 zu entrich-
tenden Gebühren; diese Gebühren richten sich 
nach dem für die Begutachtung erforderlichen 
Aufwand und den dadurch entstehenden Kosten. 

(7) Die Unfallversicherungsträger haben die für 
den medizinischen Arbeitsschutz zuständige Stelle 
über den Ausgang des Berufskrankheitenverfahrens 
zu unterrichten, soweit ihre Entscheidung von der 
gutachterlichen Stellungnahme der zuständigen 
Stelle abweicht. 

(8) Die Unfallversicherungsträger wirken bei der 
Gewinnung neuer medizinisch-wissenschaftlicher 
Erkenntnisse insbesondere zur Fortentwicklung des 
Berufskrankheitenrechts mit; sie sollen durch eigene 
Forschung oder durch Beteiligung an fremden For-
schungsvorhaben dazu beitragen, den Ursachenzu-
sammenhang zwischen Erkrankungshäufigkeiten in 
einer bestimmten Personengruppe und gesund-
heitsschädlichen Einwirkungen im Zusammenhang 
mit der versicherten Tätigkeit aufzuklären. 

(9) Die für den medizinischen Arbeitsschutz zu-
ständigen Stellen dürfen zur Feststellung von Berufs-
krankheiten sowie von Krankheiten, die nach Ab-
satz 2 wie Berufskrankheiten zu entschädigen sind, 
Daten erheben, verarbeiten oder nutzen sowie zur 
Vorbereitung von Gutachten Versicherte untersu-
chen, soweit dies im Rahmen ihrer Mitwirkung nach 
Absatz 6 Nr. 2 erforderlich ist; sie dürfen diese Daten 
insbesondere an den zuständigen Unfallversiche-
rungsträger übermitteln. Die erhobenen Daten dürfen 
auch zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren verarbeitet oder genutzt werden. Soweit die in 
Satz 1 genannten Stellen andere Ärzte mit der Vor-
nahme von Untersuchungen beauftragen, ist die 
Übermittlung von Daten zwischen diesen Stellen und 
den beauftragten Ärzten zulässig, soweit dies im 
Rahmen des Untersuchungsauftrages erforderlich ist. 

§ 10 

unverändert 
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Seemannsgesetz oder tariflichen Vorschriften oder die 
Mitnahme auf deutschen Seeschiffen nach dem Ge-
setz betreffend die Verpflichtung der Kauffahr-
teischiffe zur Mitnahme heimzuschaffender Seeleute 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 9510-3, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 278 des Einführungs-
gesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469). 

§ 11 

Mittelbare Folgen eines Versicherungsfalls 

(1) Folgen eines Versicherungsfalles sind auch Ge-
sundheitsschäden oder der Tod von Versicherten in-
folge 

1. der Durchführung einer Heilbehandlung, berufs-
fördernder Leistungen zur Rehabilitation oder ei-
ner Maßnahme nach § 3 der Berufskrankheiten-
Verordnung, 

2. der Wiederherstellung oder Erneuerung eines 
Hilfsmittels, 

3. der zur Aufklärung des Sachverhalts eines Versi-
cherungsfalls angeordneten Untersuchung 

einschließlich der dazu notwendigen Wege. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Versicher-
ten auf Aufforderung des Unfallversicherungsträgers 
diesen oder eine von ihm bezeichnete Stelle zur Vor-
bereitung von Maßnahmen der Heilbehandlung, der 
berufsfördernden Leistungen zur Rehabilitation oder 
von Maßnahmen nach § 3 der Berufskrankheiten-
Verordnung aufsuchen. Der Aufforderung durch den 
Unfallversicherungsträger nach Satz 1 steht eine Auf-
forderung durch eine mit der Durchführung der ge-
nannten Maßnahmen beauftragte Stelle gleich. 

§ 12 

Versicherungsfall einer Leibesfrucht 

Versicherungsfall ist auch der Gesundheitsschaden 
einer Leibesfrucht infolge eines Versicherungsfalls 
der Mutter während der Schwangerschaft; die Leibes-
frucht steht insoweit einem Versicherten gleich. Bei 
einer Berufskrankheit als Versicherungsfall genügt, 
daß der Gesundheitsschaden der Leibesfrucht durch 
besondere Einwirkungen verursacht worden ist, die 
generell geeignet sind, eine Berufskrankheit der Mut-
ter zu verursachen. 

§ 13 

Sachschäden bei Hilfeleistungen 

Den nach § 2 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe a und Nr. 13 
Buchstabe a und c Versicherten sind auf Antrag 
Schäden, die infolge einer der do rt  genannten Tätig-
keiten an in ihrem Besitz befindlichen Sachen ent-
standen sind, sowie die Aufwendungen zu ersetzen, 
die sie den Umständen nach für erforderlich halten 
durften. § 116 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 11 

unverändert 

§ 12 

unverändert 

§ 13 

unverändert 
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ZWEITES KAPITEL 

Prävention 

§ 14 

Grundsatz 

(1) Die Unfallversicherungsträger haben mit allen 
geeigneten Mitteln für die Verhütung von Arbeitsun-
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren und für eine wirksame Erste Hilfe 
zu sorgen. Sie sollen dabei auch den Ursachen von 
arbeitsbedingten Gefahren für Leben und Gesundheit 
nachgehen. 

(2) Bei der Verhütung arbeitsbedingter Gesund-
heitsgefahren arbeiten die Unfallversicherungsträger 
mit den Krankenkassen zusammen. 

§ 15 

Unfallverhütungsvorschriften 

(1) Die Unfallversicherungsträger erlassen als au-
tonomes Recht Unfallverhütungsvorschriften über 

1. Einrichtungen, Anordnungen und Maßnahmen, 
welche die Unternehmer zur Verhütung von Ar-
beitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren zu treffen haben, 
sowie die Form der Übertragung dieser Aufgaben 
auf andere Personen, 

2. das Verhalten der Versicherten zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren, 

3. vom Unternehmer zu veranlassende arbeitsmedi-
zinische Untersuchungen und sonstige arbeitsme-
dizinische Maßnahmen vor, während und nach 
der Verrichtung von Arbeiten, die für Versicherte 
oder für Dritte mit arbeitsbedingten Gefahren für 
Leben und Gesundheit verbunden sind, 

4. Voraussetzungen, die der Arzt, der mit Untersu-
chungen oder Maßnahmen nach Nummer 3 beauf-
tragt ist, zu erfüllen hat, 

5. die Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe 
durch den Unternehmer, 

6. die Maßnahmen, die der Unternehmer zur Erfül-
lung der sich aus dem Gesetz über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit ergebenden Pflichten zu treffen 
hat, 

7. die Zahl der Sicherheitsbeauftragten, die nach 
§ 22 unter Berücksichtigung der in den Unter-
nehmen für Leben und Gesundheit der Versicher-
ten bestehenden arbeitsbedingten Gefahren und 
der Zahl der Beschäftigten zu bestellen sind. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITES KAPITEL 

Prävention 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

Unfallverhütungsvorschriften 

(1) Die Unfallversicherungsträger erlassen als au-
tonomes Recht Unfallverhütungsvorschriften über 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Voraussetzungen, die der Arzt, der mit Untersu-
chungen oder Maßnahmen nach Nummer 3 beauf-
tragt ist, zu erfüllen hat, sofern die ärztliche Un-
tersuchung nicht durch eine staatliche Rechts-
vorschrift vorgesehen ist, 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 
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(2) Soweit die Unfallversicherungsträger Vorschrif-
ten nach Absatz 1 Nr. 3 erlassen, können sie zu den 
dort  genannten Zwecken auch die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung von folgenden Daten über die 
untersuchten Personen durch den Unternehmer vor-
sehen: 

1. Vor- und Familienname, Geburtsdatum sowie Ge-
schlecht, 

2. Wohnanschrift, 

3. Tag der Einstellung und des Ausscheidens, 

4. Ordnungsnummer, 

5. zuständige Krankenkasse, 

6. Art  der vom Arbeitsplatz ausgehenden Gefähr-
dungen, 

7. Art  der Tätigkeit mit Angabe des Beginns und des 
Endes der Tätigkeit, 

8. Angaben über Art und Zeiten früherer Tätigkei-
ten, bei denen eine Gefährdung bestand, soweit 
dies bekannt ist, 

9. Datum und Ergebnis der ärztlichen Vorsorgeun-
tersuchungen; die Übermittlung von Diagnoseda-
ten an den Unternehmer ist nicht zulässig, 

10. Datum der nächsten regelmäßigen Nachuntersu-
chung, 

11. Name und Anschrift des untersuchenden Arztes. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die unter bergbehördlicher 
Aufsicht stehenden Unternehmen; es bleibt die Be-
fugnis des Unfallversicherungsträgers, für diese Un-
ternehmen Vorschriften zu erlassen über 

1. die Maßnahmen, die der Unternehmer zur Erfül-
lung der sich aus dem Gesetz über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit ergebenden Pflichten zu treffen 
hat, 

2. die Zahl der Sicherheitsbeauftragten 

(4) Die Vorschriften nach Absatz 1 bedürfen der 
Genehmigung durch das Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung. Die Entscheidung hierüber 
wird im Benehmen mit den zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörden der Länder getroffen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

In der Unfallverhütungsvorschrift nach Nummer 3 
kann bestimmt werden, daß arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchungen auch durch den Unfall-
versicherungsträger veranlaßt werden können. 

(2) Soweit die Unfallversicherungsträger Vorschrif-
ten nach Absatz 1 Nr. 3 erlassen, können sie zu den 
dort  genannten Zwecken auch die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung von folgenden Daten über die 
untersuchten Personen durch den Unternehmer vor-
sehen: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

Soweit die Unfallversicherungsträger Vorschriften 
nach Absatz 1 Satz 2 erlassen, gelten Satz 1 sowie 
§ 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 entsprechend. 

(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 5 gilt nicht für die unter berg-
behördlicher Aufsicht stehenden Unternehmen. 

1. entfällt 

2. entfällt 

(4) Die Vorschriften nach Absatz 1 bedürfen der 
Genehmigung durch das Bundesministerium für Ar-
beit und Sozialordnung. Die Entscheidung hierüber 
wird im Benehmen mit den zuständigen obersten 
Verwaltungsbehörden der Länder getroffen. Soweit 
die Vorschriften von einem Unfallversicherungs-
träger erlassen werden, welcher der Aufsicht ei-
nes Landes untersteht, entscheidet die zuständige 
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(5) Die Unternehmer sind über die Vorschriften 
nach Absatz 1 zu unterrichten und zur Unterrichtung 
der Versicherten verpflichtet. 

§ 16 

Geltung bei Zuständigkeit 
anderer Unfallversicherungsträger und 

für ausländische Unternehmen 

(1) Die Unfallverhütungsvorschriften eines Unf all-
versicherungsträgers gelten auch, soweit in dem oder 
für das Unternehmen Versicherte tätig werden, für 
die ein anderer Unfallversicherungsträger zuständig 
ist. 

(2) Die Unfallverhütungsvorschriften eines Unfall-
versicherungsträgers gelten auch für Unternehmer 
und Beschäftigte von ausländischen Unternehmen, 
die eine Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem in-
ländischen Unfallversicherungsträger anzugehören, 
wenn sie mit den Versicherten anderer Unternehmen 
auf einer gemeinsamen Betriebsstätte arbeiten. 

§ 17 

Überwachung und Beratung 

(1) Die Unfallversicherungsträger haben die Durch-
führung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeits-
unfällen, Berufskrankheiten, arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren und für eine wirksame Erste Hilfe 
in den Unternehmen zu überwachen sowie die Unter-
nehmer und die Versicherten zu beraten. Sie wirken 
dabei mit den staatlichen Arbeitsschutzbehörden zu- 
sammen. Sie können im Einzelfall anordnen, welche 
Maßnahmen Unternehmer oder Versicherte zu treffen 
haben 

1. zur Erfüllung ihrer Pflichten auf Grund der Unfall-
verhütungsvorschriften nach § 15, 

2. zur Abwendung besonderer Unfall- und Gesund-
heitsgefahren. 

(2) Soweit in einem Unternehmen Versicherte tätig 
sind, für die ein anderer Unfallversicherungsträger 
zuständig ist, kann auch dieser die Durchführung der 
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten, arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren und für eine wirksame Erste Hilfe überwachen. 

(3) Zur Planung und Durchführung des Zusam-
menwirkens nach Absatz 1 Satz 2 haben die Berufs-
genossenschaften gemeinsame länderbezogene Stel-
len einzurichten und ihnen die Aufgabe zu übertra- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

oberste Landesbehörde über die Genehmigung im 
Benehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung. 

(5) unverändert 

§ 16 

Geltung bei Zuständigkeit 
anderer Unfallversicherungsträger und 

für ausländische Unternehmen 

(1) unverändert 

(2) Die Unfallverhütungsvorschriften eines Un-
fallversicherungsträgers gelten auch für Unternehmer 
und Beschäftigte von ausländischen Unternehmen, 
die eine Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem 
Unfallversicherungsträger anzugehören. 

§ 17 

Überwachung und Beratung 

(1) Die Unfallversicherungsträger haben die Durch-
führung der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeits-
unfällen, Berufskrankheiten, arbeitsbedingten Ge-
sundheitsgefahren und für eine wirksame Erste Hilfe 
in den Unternehmen zu überwachen sowie die Unter-
nehmer und die Versicherten zu beraten. Sie können 
im Einzelfall anordnen, welche Maßnahmen Unter-
nehmer oder Versicherte zu treffen haben 

1. unverändert 

2. unverändert 

(2) Soweit in einem Unternehmen Versicherte tätig 
sind, für die ein anderer Unfallversicherungsträger 
zuständig ist, kann auch dieser die Durchführung der 
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten, arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren und für eine wirksame Erste Hilfe überwachen. 
Beide Unfallversicherungsträger sollen, wenn nicht 
sachliche Gründe entgegenstehen, die Überwachung 
und Beratung abstimmen und sich mit deren Wahr-
nehmung auf einen Unfallversicherungsträger ver-
ständigen. 
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gen, die Überwachungstätigkeit ihrer Aufsichtsperso-
nen mit den für den Arbeitsschutz zuständigen ober-
sten Landesbehörden abzustimmen. Die Unfallversi-
cherungsträger haben diese Stellen über ihre Über-
wachungstätigkeit in dem jeweiligen Land zu unter-
richten. 

(4) Anordnungen nach Absatz 1 können auch ge-
genüber Unternehmern und Beschäftigten von aus-
ländischen Unternehmen getroffen werden, die eine 
Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem Unfallversi-
cherungsträger anzugehören, wenn sie mit den Versi-
cherten anderer Unternehmen auf einer gemeinsa-
men Betriebsstätte arbeiten. 

(5) Erwachsen dem Unfallversicherungsträger 
durch Pflichtversäumnis eines Unternehmers bare 
Auslagen für die Überwachung seines Unternehmens, 
so kann der Vorstand dem Unternehmer diese Kosten 
auferlegen. 

(6) Die Seemannsämter können durch eine Unter-
suchung der Seeschiffe feststellen, ob die Vorschriften 
zur Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit befolgt 
sind. 

§ 18 

Aufsichtspersonen 

(1) Die Unfallversicherungsträger sind verpflichtet, 
Aufsichtspersonen in der für eine wirksame Überwa-
chung und Beratung gemäß § 17 erforderlichen Zahl 
zu beschäftigen. 

(2) Als Aufsichtsperson darf nur beschäftigt werden, 
wer seine Befähigung für diese Tätigkeit durch eine 
Prüfung nachgewiesen hat. Die Unfallversiche-
rungsträger erlassen Prüfungsordnungen. Die Prü-
fungsordnungen bedürfen der Genehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde. 

§ 19 

Befugnisse der Aufsichtspersonen 

(1) Zur Überwachung der Maßnahmen zur Verhü-
tung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und für eine wirksa-
me Erste Hilfe sind die Aufsichtspersonen insbeson-
dere befugt, 

1. zu den Betriebs- und Geschäftszeiten Grundstücke 
und Betriebsstätten zu betreten, zu besichtigen 
und zu prüfen, 

2. von dem Unternehmer die zur Durchführung ihrer 
Überwachungsaufgabe erforderlichen Auskünfte 
zu verlangen, 

3. geschäftliche und bet riebliche Unterlagen des Un-
ternehmers einzusehen, 

4. Arbeitsmittel und persönliche Schutzausrüstungen 
zu prüfen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) Anordnungen nach Absatz 1 können auch ge-
genüber Unternehmern und Beschäftigten von aus-
ländischen Unternehmen getroffen werden, die eine 
Tätigkeit im Inland ausüben, ohne einem Unfallversi-
cherungsträger anzugehören. 

(4) Erwachsen dem Unfallversicherungsträger 
durch Pflichtversäumnis eines Unternehmers bare 
Auslagen für die Überwachung seines Unternehmens, 
so kann der Vorstand dem Unternehmer diese Kosten 
auferlegen. 

(5) Die Seemannsämter können durch eine Unter-
suchung der Seeschiffe feststellen, ob die Unfallver-
hütungsvorschriften befolgt sind. 

§ 18 

unverändert 

§ 19 

Befugnisse der Aufsichtspersonen 

(1) Zur Überwachung der Maßnahmen zur Verhü-
tung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und für eine wirksa-
me Erste Hilfe sind die Aufsichtspersonen insbeson-
dere befugt, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. geschäftliche und betriebliche Unterlagen des Un-
ternehmers einzusehen, soweit es die Durchfüh-
rung ihrer Überwachungsaufgabe erfordert, 

4. Arbeitsmittel und persönliche Schutzausrüstungen 
sowie ihre bestimmungsgemäße Verwendung zu 
prüfen, 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4754 

Entwurf 

5. Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe zu untersu-
chen und insbesondere das Vorhandensein und 
die Konzentration gefährlicher Stoffe und Zuberei-
tungen zu ermitteln oder, soweit die Aufsichtsper-
sonen und der Unternehmer die erforderlichen 
Feststellungen nicht treffen können, auf Kosten 
des Unternehmers ermitteln zu lassen, 

6. gegen Empfangsbescheinigung Proben nach ihrer 
Wahl zu forde rn  oder zu entnehmen; soweit der 
Unternehmer nicht ausdrücklich darauf verzichtet, 
ist ein Teil der Proben amtlich verschlossen oder 
versiegelt zurückzulassen, 

7. zu untersuchen, ob und auf welche bet riebliche 
Ursachen ein Unfall, eine Erkrankung oder ein 
Schadensfall zurückzuführen ist, 

8. die Begleitung durch den Unternehmer oder eine 
von ihm beauftragte Person zu verlangen. 

Zur Verhütung dringender Gefahren können die 
Maßnahmen nach Satz 1 auch in Wohnräumen und zu 
jeder Tages- und Nachtzeit getroffen werden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein-
geschränkt. Die Eigentümer und Besitzer der Grund-
stücke, auf denen der Unternehmer tätig ist, haben 
das Betreten der Grundstücke zu gestatten. 

(2) Die Aufsichtspersonen sind berechtigt, bei Ge-
fahr im Verzug sofort vollziehbare Anordnungen zur 
Abwendung von arbeitsbedingten Gefahren für Le-
ben oder Gesundheit der Versicherten zu treffen. 

(3) Der Unternehmer hat die Aufsichtsperson zu 
unterstützen, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderlich ist. Auskünfte auf Fragen, deren Be-
antwortung den Unternehmer selbst oder einen seiner 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be-
zeichneten Angehörigen der Gefahr der Verfolgung 
wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit ausset-
zen würde, können verweigert werden. 

§ 20 

Zusammenarbeit mit Dritten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

Zur Verhütung dringender Gefahren können die 
Maßnahmen nach Satz 1 auch in Wohnräumen und zu 
jeder Tages- und Nachtzeit getroffen werden. Das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit ein-
geschränkt. Die Eigentümer und Besitzer der Grund-
stücke, auf denen der Unternehmer tätig ist, haben  
das Betreten der Grundstücke zu gestatten. Der Un-
ternehmer hat die Maßnahmen nach Satz 1 Nr. 1 und 
3 bis 7 zu dulden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 20 

Zusammenarbeit mit Dritten 

(1) Die Unfallversicherungsträger und die für den 
Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden wirken 
bei der Überwachung der Unternehmen eng zusam-
men und fördern den Erfahrungsaustausch. Sie un-
terrichten sich gegenseitig über durchgeführte Be-
triebsbesichtigungen und deren wesentliche Ergeb-
nisse. Durch allgemeine Verwaltungsvorschriften 
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 wird festgelegt, in wel-
chen Fällen und wie eine Abstimmung zwischen den 
Unfallversicherungsträgern und den für den Arbeits-
schutz zuständigen Landesbehörden erfolgt. 
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Durch allgemeine Verwaltungsvorschriften, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfen, wird geregelt 
das Zusammenwirken 

1. der Unfallversicherungsträger mit den Betriebsrä-
ten oder Personalräten, 

2. der Unfallversicherungsträger und der gemeinsa-
men Stelle nach § 17 Abs. 3 mit den für den Ar-
beitsschutz zuständigen Landesbehörden, 

3. der Unfallversicherungsträger mit den für die 
Bergaufsicht zuständigen Behörden. 

Die Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 Nr. 1 und 2 
werden vom Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung, nach Nummer 1 im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium des Innern, die Verwal-
tungsvorschriften nach Satz 1 Nr. 3 vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung und vom 
Bundesministerium für Wirtschaft gemeinsam erlas-
sen. 

§ 21 

Verantwortung des Unternehmers, 
Mitwirkung der Versicherten 

(1) Der Unternehmer ist für die Durchführung der 
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten und für die Verhütung von ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren verantwortlich. 

(2) Ist bei einer Schule der Unternehmer nicht 
Schulhoheitsträger, ist auch der Schulhoheitsträger in 
seinem Zuständigkeitsbereich für die Durchführung 
der in Absatz 1 genannten Maßnahmen verantwort-
lich. Der Schulhoheitsträger ist verpflichtet, im Be-
nehmen mit dem für die Versicherten nach § 2 
Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b zuständigen Unfallversiche-
rungsträger Regelungen über die Durchführung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahmen im inneren 
Schulbereich zu treffen. 

(3) Die Versicherten haben nach ihren Möglichkei-
ten alle Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfäl-
len, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu 
unterstützen und die entsprechenden Anweisungen 
des Unternehmers zu befolgen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Unfallversicherungsträger benennen zur 
Förderung der Zusammenarbeit nach Absatz 1 für 
jedes Land einen Unfallversicherungsträger oder ei-
nen Landesverband (gemeinsame landesbezogene 
Stelle), über den sie den für den Arbeitsschutz zu-
ständigen obersten Landesbehörden Informationen 
zu ihrer Überwachungstätigkeit in dem jeweiligen 
Land zur Verfügung stellen und mit ihnen gemein-
same Überwachungstätigkeiten und Veranstaltungen 
sowie Maßnahmen des Erfahrungsaustauschs planen 
und abstimmen. 

(3) Durch allgemeine Verwaltungsvorschriften, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, wird ge-
regelt das Zusammenwirken 

1. unverändert 

2. der Unfallversicherungsträger einschließlich der 
gemeinsamen landesbezogenen Stellen nach Ab-
satz 2 mit den für den Arbeitsschutz zuständigen 
Landesbehörden, 

3. unverändert 

Die Verwaltungsvorschriften nach Satz 1 Nr. 1 und 2 
werden vom Bundesministerium für Arbeit und So-
zialordnung, nach Nummer 1 im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium des Innern, die Verwal-
tungsvorschriften nach Satz 1 Nr. 3 vom Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung und vom 
Bundesministerium für Wi rtschaft gemeinsam erlas-
sen. 

§ 21 

unverändert 
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§ 22 

Sicherheitsbeauftragte 

(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr als 20 Be-
schäftigten hat der Unternehmer unter Beteiligung 
des Betriebsrates oder Personalrates Sicherheitsbe-
auftragte unter Berücksichtigung der im Unterneh-
men für die Beschäftigten bestehenden Unfall- und 
Gesundheitsgefahren und der Zahl der Beschäftigten 
zu bestellen. Als Beschäftigte gelten auch die nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 8 und 12 Versicherten. In Unterneh-
men mit besonderen Gefahren für Leben und Ge-
sundheit kann der Unfallversicherungsträger anord-
nen, daß Sicherheitsbeauftragte auch dann zu bestel-
len sind, wenn die Mindestbeschäftigtenzahl nach 
Satz 1 nicht erreicht wird. Für Unternehmen mit ge-
ringen Gefahren für Leben und Gesundheit kann der 
Unfallversicherungsträger die Zahl 20 in seiner Un-
fallverhütungsvorschrift erhöhen. 

(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unter-
nehmer bei der Durchführung der Maßnahmen zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten zu unterstützen, insbesondere sich von dem Vor-
handensein und der ordnungsgemäßen Benutzung 
der vorgeschriebenen Schutzeinrichtungen und per-
sönlichen Schutzausrüstungen zu überzeugen und auf 
Unfall- und Gesundheitsgefahren für die Versicherten 
aufmerksam zu machen. 

(3) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen wegen der 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht be-
nachteiligt werden. 

§ 23 

Aus- und Fortbildung 

(1) Die Unfallversicherungsträger haben für die er-
forderliche Aus- und Fortbildung der Personen in den 
Unternehmen zu sorgen, die mit der Durchführung 
der Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren sowie mit der Ersten Hilfe betraut sind. 
Für nach dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicher-
heitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit zu verpflichtende Betriebsärzte und Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit, die nicht dem Unterneh-
men angehören, können die Unfallversicherungsträ-
ger entsprechende Maßnahmen durchführen. Die 
Unfallversicherungsträger haben Unternehmer und 
Versicherte zur Teilnahme an Aus- und Fortbildungs-
lehrgängen anzuhalten. 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben die unmit-
telbaren Kosten ihrer Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen sowie die. erforderlichen Fahr-, Verpfle-
gungs- und Unterbringungskosten zu tragen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 22 

unverändert 

§ 23 

Aus- und Fortbildung 

(1) unverändert 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben die unmit-
telbaren Kosten ihrer Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen sowie die erforderlichen Fahr-, Verpfle-
gungs- und Unterbringungskosten zu tragen. Bei 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für Ersthelfer, die 
von Dritten durchgeführt werden, haben die Unfall-
versicherungsträger nur die Lehrgangsgebühren zu 
tragen. 
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(3) Für die Arbeitszeit, die wegen der Teilnahme an 
einem Lehrgang ausgefallen ist, besteht gegen den 
Unternehmer ein Anspruch auf Fortzahlung des Ar-
beitsentgelts. 

(4) Bei der Ausbildung von Sicherheitsbeauftragten 
und Fachkräften für Arbeitssicherheit sind die für den 
Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden zu betei-
ligen. 

§ 24 

Überbetrieblicher arbeitsmedizinischer und 
sicherheitstechnischer Dienst 

(1) Unfallversicherungsträger können überbetriebli-
che arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische 
Dienste einrichten; das Nähere bestimmt die Satzung. 
Die von den Diensten gespeicherten Daten dürfen 
nicht an die Unfallversicherungsträger übermittelt 
werden. Die Dienste sind organisatorisch, räumlich 
und personell von den übrigen Organisationseinhei-
ten der Unfallversicherungsträger zu trennen. Zugang 
zu den Daten dürfen nur Beschäftigte der Dienste ha-
ben. 

(2) In der Satzung nach Absatz 1 kann auch be-
stimmt werden, daß die Unternehmer verpflichtet 
sind, sich einem überbetrieblichen arbeitsmedizini-
schen und sicherheitstechnischen Dienst anzuschlie-
ßen, wenn sie innerhalb einer vom Unfallversiche-
rungsträger gesetzten angemessenen Frist keine oder 
nicht in ausreichendem Umfang Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit bestellen. Unterneh-
mer sind von der Anschlußpflicht zu befreien, wenn 
sie durch eine Bescheinigung der zuständigen Behör

-

de nachweisen, daß sie ihre Pflicht nach dem Gesetz 
über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit erfüllt haben. 

§ 25 

Bericht gegenüber dem Bundestag 

(1) Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bun-
destag alljährlich bis zum 31. Dezember des auf das 
Berichtsjahr folgenden Jahres einen statistischen Be-
richt über den Stand von Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit und über das Unfall- und Berufskrank-
heitengeschehen in der Bundesrepublik Deutschland 
zu erstatten, der die Berichte der Unfallversicherungs-
träger und die Jahresberichte der für den Ar-
beitsschutz zuständigen Landesbehörden zusammen-
faßt. Alle vier Jahre hat der Bericht einen umfassen-
den Überblick über die Entwicklung der Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten, ihre Kosten und die 
Maßnahmen zur Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit zu enthalten. 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben dem Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung a ll

-jährlich bis zum 31. Juli des auf das Berichtsjahr fol- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

§ 24 

Überbetrieblicher arbeitsmedizinischer und 
sicherheitstechnischer Dienst 

(1) Unfallversicherungsträger können überbetriebli-
che arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische 
Dienste einrichten; das Nähere bestimmt die Satzung. 
Die von den Diensten gespeicherten Daten dürfen nur 
mit Einwilligung des Betroffenen an die Unfallver-
sicherungsträger übermittelt werden; § 203 bleibt un-
berührt. Die Dienste sind organisatorisch, räumlich 
und personell von den übrigen Organisationseinhei-
ten der Unfallversicherungsträger zu trennen. Zugang 
zu den Daten dürfen nur Beschäftigte der Dienste ha-
ben. 

(2) In der Satzung nach Absatz 1 kann auch be-
stimmt werden, daß die Unternehmer verpflichtet 
sind, sich einem überbetrieblichen arbeitsmedizini-
schen und sicherheitstechnischen Dienst anzuschlie-
ßen, wenn sie innerhalb einer vom Unfallversiche-
rungsträger gesetzten angemessenen Frist keine oder 
nicht in ausreichendem Umfang Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit bestellen. Unterneh-
mer sind von der Anschlußpflicht zu befreien, wenn 
sie nachweisen, daß sie ihre Pflicht nach dem Gesetz 
über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit erfüllt haben. 

§ 25 

Bericht gegenüber dem Bundestag 

(1) Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bun-
destag und dem Bundesrat alljährlich bis zum 31. De-
zember des auf das Berichtsjahr folgenden Jahres ei-
nen statistischen Bericht über den Stand von Si-
cherheit und Gesundheit bei der Arbeit und über das 
Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in der Bun-
desrepublik Deutschland zu erstatten, der die Be-
richte der Unfallversicherungsträger und die Jahres-
berichte der für den Arbeitsschutz zuständigen Lan-
desbehörden zusammenfaßt. Alle vier Jahre hat der 
Bericht einen umfassenden Überblick über die Ent-
wicklung der Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, 
ihre Kosten und die Maßnahmen zur Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit zu enthalten. 

(2) unverändert 
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genden Jahres über die Durchführung der Maßnah-
men zur Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 
sowie über das Unfall- und Berufskrankheitengesche-
hen zu berichten. Landesunmittelbare Versicherungs-
träger reichen die Berichte über die für sie zuständi-
gen obersten Verwaltungsbehörden der Länder ein. 

DRITTES KAPITEL 

Leistungen nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls 

ERSTER ABSCHNITT 

Heilbehandlung, Rehabilitation, Pflege, 
Geldleistungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Anspruch und Leistungsarten 

§ 26 

Grundsatz 

(1) Versicherte haben nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften Anspruch auf Heilbehandlung ein-
schließlich Leistungen der medizinischen Rehabilita-
tion, auf berufsfördernde, soziale und ergänzende 
Leistungen zur Rehabilitation, auf Leistungen bei 
Pflegebedürftigkeit sowie auf Geldleistungen. 

(2) Der Unfallversicherungsträger hat mit allen ge-
eigneten Mitteln möglichst frühzeitig 

1. den durch den Versicherungsfall verursachten Ge-
sundheitsschaden zu beseitigen oder zu bessern, 
seine Verschlimmerung zu verhüten und seine 
Folgen zu mildern, 

2. die Versicherten nach ihrer Leistungsfähigkeit 
und unter Berücksichtigung ihrer Eignung, Nei-
gung und bisherigen Tätigkeit möglichst auf 
Dauer beruflich einzugliedern, 

3. Hilfen zur Bewältigung der Anforderungen des 
täglichen Lebens und zur Teilnahme am Leben in 
der Gemeinschaft unter Berücksichtigung von A rt 

 und Schwere des Gesundheitsschadens bereitzu-
stellen, 

4. ergänzende Leistungen zur Heilbehandlung und 
zur Rehabilitation zu erbringen, 

5. Leistungen bei Pflegebedürftigkeit zu erbringen. 

(3) Die Leistungen zur Heilbehandlung und zur Re-
habilitation haben Vorrang vor Rentenleistungen. 

(4) Qualität und Wirksamkeit der Leistungen zur 
Heilbehandlung und Rehabilitation haben dem allge-
mein anerkannten Stand der medizinischen Erkennt-
nisse zu entsprechen und den medizinischen Fo rt

-schritt zu berücksichtigen. Sie werden als Dienst- und 
Sachleistungén zur Verfügung gestellt, soweit dieses 
Buch keine Abweichungen vorsieht. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTES KAPITEL 

Leistungen nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls 

ERSTER ABSCHNITT 

Heilbehandlung, Rehabilitation, Pflege, 
Geldleistungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Anspruch und Leistungsarten 

§ 26 

unverändert 
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(5) Die Unfallversicherungsträger bestimmen im 
Einzelfall Art , Umfang und Durchführung der Heil-
behandlung und Rehabilitation sowie die Einrichtun-
gen, die diese Leistungen erbringen, nach pflichtge-
mäßem Ermessen. Dabei prüfen sie auch, welche Lei-
stungen geeignet und zumutbar sind, Pflegebedürf-
tigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu mindern 
oder ihre Verschlimmerung zu verhüten. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Heilbehandlung 

§ 27 

Umfang der Heilbehandlung 

(1) Die Heilbehandlung umfaßt insbesondere 

1. Erstversorgung, 

2. ärztliche Behandlung, 

3. zahnärztliche Behandlung einschließlich der Ver-
sorgung mit Zahnersatz, 

4. Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und 
Hilfsmitteln, 

5. häusliche Krankenpflege, 

6. Behandlung in Krankenhäusern und Rehabilitati-
onseinrichtungen, 

7. Leistungen zur medizinischen Rehabi litation ein-
schließlich Belastungserprobung und Arbeitsthe-
rapie. 

(2) In den Fällen des § 8 Abs. 3 wird ein beschädig-
tes oder verlorengegangenes Hilfsmittel wiederherge-
stellt oder erneuert. 

(3) Während einer auf Grund eines Gesetzes ange-
ordneten Freiheitsentziehung wird Heilbehandlung 
erbracht, soweit Belange des Vollzugs nicht entge-
genstehen. 

§ 28 

Ärztliche und zahnärztliche Behandlung 

(1) Die ärztliche und zahnärztliche Behandlung 
wird von Ärzten oder Zahnärzten erbracht. Sind Hil-
feleistungen anderer Personen erforderlich, dürfen sie 
nur erbracht werden, wenn sie vom Arzt oder Zahn-
arzt angeordnet und von ihm verantwortet werden. 

(2) Die ärztliche Behandlung umfaßt die Tätigkeit 
der Ärzte, die nach den Regeln der ärztlichen Kunst 
erforderlich und zweckmäßig ist. 

(3) Die zahnärztliche Behandlung umfaßt die Tä-
tigkeit der Zahnärzte, die nach den Regeln der zahn-
ärztlichen Kunst erfordérlich und zweckmäßig ist. 

(4) Bei Versicherungsfällen, für die wegen ihrer A rt 
 oder Schwere besondere unfallmedizinische Behand-

lung angezeigt ist, wird diese erbracht. Die freie 
Arztwahl kann insoweit eingeschränkt werden. 
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§ 29 

Arznei- und Verbandmittel 

(1) Arznei- und Verbandmittel sind alle ärztlich ver-
ordneten, zur ärztlichen und zahnärztlichen Be-
handlung erforderlichen Mittel. Ist das Ziel der Heil-
behandlung mit Arznei- und Verbandmitteln zu er-
reichen, für die Festbeträge im Sinne von § 35 des 
Fünften Buches festgesetzt sind, trägt der Unfallversi-
cherungsträger die Kosten bis zur Höhe dieser Be-
träge. Verordnet der Arzt in diesen Fällen ein Arznei-
oder Verbandmittel, dessen Preis den Festbetrag 
überschreitet, hat der Arzt die Versicherten auf die 
sich aus seiner Verordnung ergebende Übernahme 
der Mehrkosten hinzuweisen. 

(2) Die Rabattregelung des § 130 des Fünften Bu-
ches gilt entsprechend. 

§ 30 

Heilmittel 

Heilmittel sind alle ärztlich verordneten Dienstlei-
stungen, die einem Heilzweck dienen oder einen 
Heilerfolg sichern und nur von entsprechend ausge-
bildeten Personen erbracht werden dürfen. Hierzu ge-
hören insbesondere Maßnahmen der physikalischen 
Therapie sowie der Sprach- und Beschäftigungsthe-
rapie. 

§ 31 

Hilfsmittel 

(1) Hilfsmittel sind alle ärztlich verordneten Sachen, 
die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die 
Folgen von Gesundheitsschäden mildern oder aus-
gleichen. Dazu gehören insbesondere Körperersatz-
stücke, orthopädische und andere Hilfsmittel ein-
schließlich der notwendigen Änderung, Instandset-
zung und Ersatzbeschaffung sowie der Ausbildung im 
Gebrauch der Hilfsmittel. Soweit für Hilfsmittel Fest-
beträge im Sinne des § 36 des Fünften Buches festge-
setzt sind, gilt § 29 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Ausstattung mit Körperersatzstücken, orthopädi-
schen und anderen Hilfsmitteln zu regeln sowie bei 
bestimmten Gesundheitsschäden eine Entschädigung 
für Kleider- und Wäscheverschleiß vorzuschreiben. 
Das Nähere regeln die Verbände der Unfallversiche-
rungsträger durch gemeinsame Richtlinien. 

§ 32 

Häusliche Krankenpflege 

(1) Versicherte erhalten in ihrem Haushalt oder ih-
rer Familie neben der ärztlichen Behandlung häusli-
che Krankenpflege durch geeignete Pflegekräfte, 
wenn Krankenhausbehandlung geboten, aber nicht 
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ausführbar ist oder wenn sie durch die häusliche 
Krankenpflege vermieden oder verkürzt werden kann 
und das Ziel der Heilbehandlung nicht gefährdet 
wird. 

(2) Die häusliche Krankenpflege umfaßt die im Ein-
zelfall auf Grund ärztlicher Verordnung erforderliche 
Grund- und Behandlungspflege sowie hauswirt-
schaftliche Versorgung. 

(3) Ein Anspruch auf häusliche Krankenpflege be-
steht nur, soweit es einer im Haushalt des Versicher-
ten lebenden Person nicht zuzumuten ist, Kranken-
pflege zu erbringen. Kann eine Pflegekraft nicht ge-
stellt werden oder besteht Grund, von einer Gestel-
lung abzusehen, sind die Kosten für eine selbstbe-
schaffte Pflegekraft in angemessener Höhe zu erstat-
ten. 

(4) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallver-
sicherungsträger durch gemeinsame Richtlinien. 

§ 33 

Behandlung in Krankenhäusern und 
Rehabilitationseinrichtungen 

(1) Stationäre Behandlung in einem Krankenhaus 
oder in einer Rehabilitationseinrichtung wird er-
bracht, wenn die Aufnahme erforderlich ist, weil das 
Behandlungsziel anders nicht erreicht werden kann. 
Sie wird voll- oder teilstationär erbracht. Sie umfaßt 
im Rahmen des Versorgungsauftrags des Kranken-
hauses oder der Rehabilitationseinrichtung alle Lei-
stungen, die im Einzelfall für die medizinische Ver-
sorgung der Versicherten notwendig sind, insbeson-
dere ärztliche Behandlung, Krankenpflege, Versor-
gung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, 
Unterkunft und Verpflegung. 

(2) Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtun-
gen im Sinne von Absatz 1 sind die Einrichtungen 
nach § 107 des Fünften Buches. 

(3) Bei Gesundheitsschäden, für die wegen ihrer A rt 
 oder Schwere besondere unfallmedizinische sta-

tionäre Behandlung angezeigt ist, wird diese in be-
sonderen Einrichtungen erbracht. 

§ 34 

Durchführung der Heilbehandlung 

(1) Die Unfallversicherungsträger haben alle Maß-
nahmen zu treffen, durch die eine möglichst frühzei-
tig nach dem Versicherungsfall einsetzende und 
sachgemäße Heilbehandlung und, soweit erforderlich, 
besondere unfallmedizinische oder Berufskrankhei-
ten-Behandlung gewährleistet wird. Sie` können zu 
diesem Zweck die von den Ärzten und Krankenhäu-
sern zu erfüllenden Voraussetzungen im Hinblick auf 
die fachliche Befähigung, die sächliche und perso-
nelle Ausstattung sowie die zu übernehmenden 
Pflichten festlegen. Sie können daneben nach A rt  und 
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Schwere des Gesundheitsschadens besondere Ver-
fahren für die Heilbehandlung vorsehen. 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben an der 
Durchführung der besonderen unfallmedizinischen 
Behandlung die Ärzte und Krankenhäuser zu beteili-
gen, die den nach Absatz 1 Satz 2 festgelegten An-
forderungen entsprechen. 

(3) Die Verbände der Unfallversicherungsträger 
sowie die Kassenärztliche Bundesvereinigung und die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (Kassenärzt-
liche Bundesvereinigungen) schließen unter Berück-
sichtigung der von den Unfallversicherungsträgern 
gemäß Absatz 1 Satz 2 und 3 getroffenen Festlegun-
gen mit Wirkung für ihre Mitglieder Verträge über 
die Durchführung der Heilbehandlung, die Vergü-
tung der Ärzte und Zahnärzte sowie die A rt  und Wei-
se der Abrechnung. 

(4) Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen ha-
ben gegenüber den Unfallversicherungsträgern und 
deren Verbänden die Gewähr dafür zu übernehmen, 
daß die Durchführung der Heilbehandlung den ge-
setzlichen und vertraglichen Erfordernissen ent-
spricht. 

(5) Kommt ein Vertrag nach Absatz 3 ganz oder 
teilweise nicht zustande, setzt ein Schiedsamt mit der 
Mehrheit seiner Mitglieder innerhalb von drei Mona-
ten den Vertragsinhalt fest. Wird ein Vertrag gekün-
digt, ist dies dem zuständigen Schiedsamt schriftlich 
mitzuteilen. Kommt bis zum Ablauf eines Vertrags ein 
neuer Vertrag nicht zustande, setzt ein Schiedsamt 
mit der Mehrheit seiner Mitglieder innerhalb von drei 
Monaten nach Vertragsablauf den neuen Inhalt fest. 
In diesem Fall  gelten die Bestimmungen des bis-
herigen Vertrags bis zur Entscheidung des Schieds-
amts vorläufig weiter. 

(6) Die Verbände der Unfallversicherungsträger 
und die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen bil-
den je ein Schiedsamt für die medizinische und 
zahnmedizinische Versorgung. Das Schiedsamt be-
steht aus drei Vertretern der Kassenärztlichen Bun-
desvereinigungen und drei Vertretern der Verbände 
der Unfallversicherungsträger sowie einem unpartei-
ischen Vorsitzenden und zwei weiteren unpartei-
ischen Mitgliedern. § 89 Abs. 3 des Fünften Buches 
sowie die auf Grund von § 89 Abs. 6 des Fünften Bu-
ches erlassenen Rechtsverordnungen gelten entspre-
chend. 

(7) Die Aufsicht über die Geschäftsführung der 
Schiedsämter nach Absatz 6 führt das Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung. 
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(8) Die Beziehungen zwischen den Unfallversiche-
rungsträgern und anderen als den in Absatz 3 ge-
nannten Stellen, die Heilbehandlung durchführen 
oder an ihrer Durchführung beteiligt sind, werden 
durch Verträge geregelt. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Berufsfördende Leistungen zur Rehabi litation 

§ 35 

Umfang der berufsfördernden 
Leistungen zur Rehabilita tion 

(1) Die berufsfördernden Leistungen zur Rehabili-
tation umfassen insbesondere 

1. Leistungen zur Erhaltung oder Erlangung eines 
Arbeitsplatzes einschließlich der Leistungen zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme, 

2. Berufsvorbereitung einschließlich der wegen eines 
Gesundheitsschadens erforderlichen Grundausbil-
dung, 

3. berufliche Anpassung, Fortbildung, Ausbildung 
und Umschulung einschließlich des zur Inan-
spruchnahme dieser Leistungen erforderlichen 
schulischen Abschlusses, 

4. Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung ein-
schließlich der Vorbereitung hierzu oder zur Ent-
wicklung der geistigen und körperlichen Fä-
higkeiten vor Beginn der Schulpflicht, 

5. Arbeits- und Berufsförderung im Eingangsverfah-
ren und im Arbeitstrainingsbereich einer aner-
kannten Werkstatt für Behinderte. 

Diese Leistungen können auch zum beruflichen Auf-
stieg erbracht werden. 

(2) Das Verfahren zur Auswahl der berufsfördern-
den Leistungen nach Absatz 1 schließt, soweit erfor-
derlich, eine Berufsfindung oder Arbeitserprobung 
ein; die Absätze 4 und 5 sowie § 39 gelten entspre-
chend. 

(3) Ist eine von Versicherten angestrebte höherwer-
tige Tätigkeit nach ihrer Leistungsfähigkeit und unter 
Berücksichtigung ihrer Eignung, Neigung und bishe-
rigen Tätigkeit nicht angemessen, kann eine Berufs-
förderungsmaßnahme bis zur Höhe des Aufwandes 
gefördert werden, der bei einer angemessenen Maß-
nahme entstehen würde. 

(4) Die berufsfördernden Leistungen zur Rehabili-
tation werden in Einrichtungen erbracht, wenn dies 
wegen Art  oder Schwere des Gesundheitsschadens 
oder zur Sicherung des Erfolgs der Rehabilitation er-
forderlich ist. Voraussetzung ist, daß 

1. die Leistung nach Dauer, Gestaltung des Lehr-
plans, Unterrichtsmethode, Ausbildung und Be- 
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rufserfahrung des Leiters und der Lehrkräfte eine 
erfolgreiche berufliche Rehabilitation erwarten 
läßt, 

2. die Einrichtung angemessene Teilnahmebedin-
gungen bietet und behinderungsgerecht ist, 

3. die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit beachtet werden, insbesondere die Ko-
stensätze angemessen sind. 

(5) Wenn die Inanspruchnahme von berufsfördern-
den Leistungen zur Rehabi litation eine Unterbringung 
außerhalb des eigenen oder elterlichen Haushalts er-
fordert, werden die erforderliche Unterkunft und 
Verpflegung erbracht. 

(6) Während einer auf Grund eines Gesetzes ange-
ordneten Freiheitsentziehung werden berufsfördern-
de Leistungen zur Rehabi litation erbracht, soweit Be-
lange des Vollzugs nicht entgegenstehen. 

§ 36 

Leistungen an Arbeitgeber 

Berufsfördernde Leistungen umfassen auch Zu-
schüsse an Arbeitgeber, wenn sie erforderlich sind 
insbesondere für 

1. eine dauerhafte berufliche Eingliederung, 

2. eine befristete Probebeschäftigung, 

3. eine Ausbildung oder Umschulung im Betrieb. 

Die Zuschüsse können von Auflagen und Bedin-
gungen abhängig gemacht werden. 

§ 37 

Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 

Berufsfördernde Leistungen in einer Werkstatt für 
Behinderte werden erbracht, wenn sie erforderlich 
sind 

1. im Eingangsverfahren, um die Eignung der Versi-
cherten für die Aufnahme in die Werkstatt festzu-
stellen, 

2. im Arbeitstrainingsbereich, um die Versicherten 
zu befähigen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähig-
keit zu entwickeln, zu erhöhen oder wiederzuge-
winnen, und erwartet werden kann, daß sie da-
nach wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich 
verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne des § 54 
Abs. 3 des Schwerbehindertengesetzes erbringen. 

§ 38 

Dauer der berufsfördernden Leistungen 

(1) Die berufsfördernden Leistungen zur Rehabili-
tation sollen für die Zeit erbracht werden, die vorge-
schrieben oder allgemein üblich ist, um das ange-
strebte Berufsziel zu erreichen. Leistungen für die be- 
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rufliche Umschulung und Fortbildung sollen in der 
Regel nur erbracht werden, wenn die Leistung bei 
ganztägigem Unterricht nicht länger als zwei Jahre 
dauert, es sei denn, daß die Versicherten nur durch 
eine länger dauernde Leistung eingegliedert werden 
können. 

(2) Leistungen in einer Werkstatt für Behinderte 
werden insgesamt bis zur Dauer von zwei Jahren er-
bracht. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Leistungen zur sozialen Rehabilitation 
und ergänzende Leistungen 

§ 39 

Umfang der Leistungen zur sozialen 
Rehabilitation und der ergänzenden Leistungen 

(1) Die Leistungen zur sozialen Rehabilitation und 
die ergänzenden Leistungen umfassen 

1. Kraftfahrzeughilfe, 

2. Wohnungshilfe, 

3. Beratung sowie sozialpädagogische und psycho-
soziale Betreuung, 

4. Haushaltshilfe, 

5. Reisekosten, 

6. ärztlich verordneten Rehabilitationssport in Grup-
pen unter ärztlicher Betreuung, 

7. Übernahme der Kosten, die mit den berufsför-
dernden Leistungen in unmittelbarem Zusam-
menhang stehen, insbesondere Lehrgangskosten, 
Prüfungsgebühren, Lernmittel, Arbeitskleidung 
und Arbeitsgeräte, 

8. sonstige Leistungen zur Erreichung und zur Si-
cherstellung des Rehabilitationserfolges. 

(2) Zum Ausgleich besonderer Härten kann den 
Versicherten oder deren Angehörigen eine besondere 
Unterstützung gewährt werden. 

§ 40 

Kraftfahrzeughilfe 

(1) Kraftfahrzeughilfe wird erbracht, wenn die Ver-
sicherten infolge Art  oder Schwere des Gesund-
heitsschadens nicht nur vorübergehend auf die Be-
nutzung eines Kraftfahrzeugs angewiesen sind, um 
die Eingliederung in das Berufsleben oder die Teil-
nahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermögli-
chen. 

(2) Die Kraftfahrzeughilfe umfaßt Leistungen zur 
Beschaffung eines Kraftfahrzeugs, für eine behinde-
rungsbedingte Zusatzausstattung und zur Erlangung 
einer Fahrerlaubnis. 
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(3) Für die Kraftfahrzeughilfe gilt die Verordnung 
über Kraftfahrzeughilfe zur beruflichen Rehabi litation 
vom 28. September 1987 (BGBl. I S. 2251), geändert 
durch Verordnung vom 30. September 1991 (BGBl. I 
S. 1950), in der jeweils geltenden Fassung. Diese Ver-
ordnung ist bei der Kraftfahrzeughilfe zur sozialen 
Rehabilitation entsprechend anzuwenden. 

(4) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzel-
fall zur Vermeidung einer wi rtschaftlichen Notlage 
auch einen Zuschuß zahlen, der über demjenigen 
liegt, der in den §§ 6 und 8 der Verordnung nach Ab-
satz 3 vorgesehen ist. 

(5) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallver-
sicherungsträger durch gemeinsame Richtlinien. 

§41 

Wohnungshilfe 

(1) Wohnungshilfe wird erbracht, wenn infolge A rt 
 oder Schwere des Gesundheitsschadens nicht nur 

vorübergehend die behindertengerechte Anpassung 
vorhandenen oder die Bereitstellung behindertenge-
rechten Wohnraums erforderlich ist. 

(2) Wohnungshilfe wird ferner erbracht, wenn sie 
zur Sicherung der beruflichen Eingliederung erfor-
derlich ist. 

(3) Die Wohnungshilfe umfaßt auch Umzugskosten 
sowie Kosten für die Bereitstellung von Wohnraum für 
eine Pflegekraft. 

(4) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallver-
sicherungsträger durch gemeinsame Richtlinien. 

§ 42 

Haushaltshilfe 

(1) Haushaltshilfe wird erbracht, wenn 

1. Versicherte wegen der medizinischen, berufsför-
dernden oder sonstigen Leistungen außerhalb des 
eigenen Haushalts untergebracht sind und ihnen 
deshalb die Weiterführung des Haushalts nicht 
möglich ist, 

2. eine andere im Haushalt lebende Person den 
Haushalt nicht weiterführen kann und 

3. im Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der 
Haushaltshilfe 

a) das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder 

b) behindert und auf Hilfe angewiesen ist. 

(2) Haushaltshilfe kann bei ambulanter Heilbehand-
lung erbracht werden, wenn der Haushalt wegen A rt 

 oder Schwere des Gesundheitsschadens vom Versi-
cherten oder von einer anderen im Haushalt lebenden 
Person nicht weitergeführt werden kann. 
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(3) Kann eine Haushaltshilfe nicht gestellt werden 
oder besteht Grund, hiervon abzusehen, werden die 
Kosten für eine selbstbeschaffte Haushaltshilfe oder 
für die Mitnahme oder anderweitige Unterbringung 
des Kindes bis zur Höhe des Aufwands für die sonst 
zu erbringende Haushaltshilfe übernommen. Für 
Verwandte und Verschwägerte bis zum zweiten Grad 
werden Kosten nicht erstattet; erforderliche Fahrko-
sten und Verdienstausfall können jedoch erstattet 
werden, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis 
zu den sonst für eine Ersatzkraft entstehenden Kosten 
stehen. 

§ 43 

Reisekosten 

(1) Reisekosten werden erbracht, soweit dies zur 
Durchführung der Heilbehandlung oder der berufli-
chen Rehabilitation erforderlich ist. 

(2) Zu den Reisekosten gehören 

1. Fahr- und Transportkosten, 

2. Verpflegungs- und Übernachtungskosten, 

3. Kosten des Gepäcktransports, 

4. Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 

für die Versicherten und für eine wegen des Gesund-
heitsschadens erforderliche Begleitperson. 

(3) Reisekosten werden im Regelfall für zwei Fa-
milienheimfahrten im Monat oder anstelle von Fami-
lienheimfahrten für zwei Fahrten eines Angehörigen 
zum Aufenthaltsort des Versicherten übernommen. 

(4) Entgangener Arbeitsverdienst einer Begleitper-
son wird ersetzt, wenn der Ersatz in einem angemes-
senen Verhältnis zu den sonst für eine Pflegekraft 
entstehenden Kosten steht. 

(5) Das Nähere regeln die Verbände der Unfallver-
sicherungsträger durch gemeinsame Richtlinien. 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Leistungen bei Pflegebedürftigkeit 

§ 44 

Pflege 

(1) Solange Versicherte infolge des Versicherungs-
falls so hilflos sind, daß sie für die gewöhnlichen und 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen im Ab-
lauf des täglichen Lebens in erheblichem Umfang der 
Hilfe bedürfen, wird Pflegegeld gezahlt, eine Pflege-
kraft gestellt oder Heimpflege gewährt. 

(2) Das Pflegegeld ist unter Berücksichtigung der 
Art  oder Schwere des Gesundheitsschadens sowie des 
Umfangs der erforderlichen Hilfe auf einen Monats-
betrag zwischen 526 Deutsche Mark und 2100 Deut- 
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sche Mark festzusetzen. Diese Beträge werden zum 
1. Juli jeden Jahres entsprechend der Anpassung des 
laufenden Pflegegeldes nach Absatz 4 erhöht. Über-
steigen die Aufwendungen für eine Pflegekraft das 
Pflegegeld, kann es angemessen erhöht werden. 

(3) Während einer stationären Behandlung oder der 
Unterbringung der Versicherten in einer Einrichtung 
der beruflichen Rehabi litation oder einer Werkstatt 
für Behinderte wird das Pflegegeld bis zum Ende des 
ersten auf die Aufnahme folgenden Kalendermonats 
weitergezahlt und mit dem ersten Tag des Entlas-
sungsmonats wieder aufgenommen. Das Pflegegeld 
kann in den Fällen des Satzes 1 ganz oder teilweise 
weitergezahlt werden, wenn das Ruhen eine weitere 
Versorgung der Versicherten gefährden würde. 

(4) Mit der Anpassung der Renten wird das Pflege-
geld entsprechend dem Faktor angepaßt, der für die 
Anpassung der vom Jahresarbeitsverdienst abhängi-
gen Geldleistungen maßgeblich ist. 

(5) Auf Antrag der Versicherten kann statt des Pfle-
gegeldes eine Pflegekraft gestellt (Hauspflege) oder 
die erforderliche Hilfe mit Unterkunft und Ver-
pflegung in einer geeigneten Einrichtung (Heimpfle-
ge) erbracht werden. Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Geldleistungen während der Heilbehandlung 
und der beruflichen Rehabi litation 

§ 45 

Voraussetzungen für das Verletztengeld 

(1) Verletztengeld wird erbracht, wenn Versicherte 

1. infolge des Versicherungsfalls arbeitsunfähig sind 
oder wegen einer Maßnahme der Heilbehandlung 
eine ganztägige Erwerbstätigkeit nicht ausüben 
können und 

2. unmittelbar vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit 
oder der Heilbehandlung Anspruch auf Arbeits-
entgelt, Arbeitseinkommen, Krankengeld, Ver-
letztengeld, Versorgungskrankengeld, Über-
gangsgeld, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, 
Schlechtwettergeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
senhilfe oder Mutterschaftsgeld hatten. 

(2) Verletztengeld wird auch erbracht, wenn 

1. berufsfördernde Leistungen zur Rehabi litation er-
forderlich sind, 

2. diese Maßnahmen sich aus Gründen, die die Ver-
sicherten nicht zu vertreten haben, nicht unmittel-
bar an die Heilbehandlung anschließen, 

3. die Versicherten ihre bisherige berufliche Tätig-
keit nicht wieder aufnehmen können oder ihnen 
eine andere zumutbare Tätigkeit nicht vermittelt 
werden kann oder sie diese aus wich tigem Grund 
nicht ausüben können und 
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4. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt 
sind. 

Das Verletztengeld wird bis zum Beginn der berufs-
fördernden Maßnahme erbracht. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für die Zeit bis zum Beginn und 
während der Durchführung einer Maßnahme der Be-
rufsfindung und Arbeitserprobung. 

(3) Werden in einer Einrichtung Maßnahmen der 
Heilbehandlung und gleichzeitig berufsfördernde 
Maßnahmen für Versicherte erbracht, erhalten Versi-
cherte Verletztengeld, wenn sie arbeitsunfähig sind 
oder wegen der Maßnahmen eine ganztägige Er-
werbstätigkeit nicht ausüben können und die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt sind. 

(4) Im Fall der Beaufsichtigung, Betreuung oder 
Pflege eines durch einen Versicherungsfall verletzten 
Kindes gilt § 45 des Fünften Buches entsprechend. 

§ 46 

Beginn und Ende des Verletztengeldes 

(1) Verletztengeld wird von dem Tag an gezahlt, ab 
dem die Arbeitsunfähigkeit ärztlich festgestellt wird, 
oder mit dem Tag des Beginns einer Heilbehand-
lungsmaßnahme, die den Versicherten an der Aus-
übung einer ganztägigen Erwerbstätigkeit hinde rt . 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß für Unter-
nehmer, ihre Ehegatten und für den Unternehmern 
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Gleichgestellte Verletztengeld 
längstens für die Dauer der ersten 13 Wochen nach 
dem sich aus Absatz 1 ergebenden Zeitpunkt ganz 
oder teilweise nicht gezahlt wird. Satz 1 gilt nicht für 
Versicherte, die bei einer Krankenkasse mit Anspruch 
auf Krankengeld versichert sind. 

(3) Das Verletztengeld endet 

1. mit dem letzten Tag der Arbeitsunfähigkeit oder 
der Hinderung an einer ganztägigen Erwerbstä-
tigkeit durch eine Heilbehandlungsmaßnahme, 

2. mit dem Tag, der dem Tag vorausgeht, an dem ein 
Anspruch auf Übergangsgeld entsteht. 

Wenn mit dem Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit 
nicht zu rechnen ist und berufsfördernde Leistungen 
nicht zu erbringen sind, endet das Verletztengeld 

1. mit dem Tag, an dem die Heilbehandlung so weit 
abgeschlossen ist, daß die Versicherten eine zu-
mutbare, zur Verfügung stehende Berufs- oder 
Erwerbstätigkeit aufnehmen können, 

2. mit Beginn der in § 50 Abs. 1 Satz 1 des Fünften 
Buches genannten Leistungen, es sei denn, daß 
diese Leistungen mit dem Versicherungsfall im 
Zusammenhang stehen, 
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3. im übrigen mit Ablauf der 78. Woche, gerechnet 
vom Tag des Beginns der Arbeitsunfähigkeit an, 
jedoch nicht vor dem Ende der stationären Be-
handlung. 

§ 47 

Höhe des Verletztengeldes 

(1) Versicherte, die Arbeitsentgelt oder Arbeitsein-
kommen erzielt haben, erhalten Verletztengeld ent-
sprechend § 47 Abs. 1 und 2 des Fünften Buches mit 
der Maßgabe, daß das Regelentgelt aus dem Gesamt-
betrag des regelmäßigen Arbeitsentgelts und des Ar-
beitseinkommens zu berechnen und bis zu einem Be-
trag in Höhe des 360. Teils des Höchstjahresarbeits-
verdienstes zu berücksichtigen ist. Arbeitseinkommen 
ist bei der Ermittlung des Regelentgelts mit dem 
360. Teil des im Kalenderjahr vor Beginn der Arbeits-
unfähigkeit oder der Maßnahmen der Heilbehand-
lung erzielten Arbeitseinkommens zugrunde zu le-
gen. § 164 des Arbeitsförderungsgesetzes gilt ent-
sprechend. Die Satzung kann bei nicht kontinuier-
licher Arbeitsverrichtung und -vergütung abweichen-
de Bestimmungen zur Zahlung und Berechnung des 
Verletztengeldes vorsehen, die sicherstellen, daß das 
Verletztengeld seine Entgeltersatzfunktion erfüllt. 

(2) Versicherte, die Arbeitslosengeld, Arbeitslo-
senhilfe oder Unterhaltsgeld bezogen haben, erhalten 
Verletztengeld in Höhe des in § 158 Abs. 1 und 2 des 
Arbeitsförderungsgesetzes bestimmten Betrages. 

(3) Versicherte, die als Entwicklungshelfer Unter-
haltsleistungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Entwick-
lungshelfer-Gesetzes bezogen haben, erhalten Ver-
letztengeld in Höhe dieses Betrages. 

(4) Bei Versicherten, die unmittelbar vor dem Ver-
sicherungsfall Krankengeld, Verletztengeld, Versor-
gungskrankengeld oder Übergangsgeld bezogen ha-
ben, wird bei der Berechnung des Verletztengeldes 
von dem bisher zugrunde gelegten Regelentgelt aus-
gegangen. 

(5) Abweichend von Absatz 1 erhalten Versicherte, 
die den Versicherungsfall infolge einer Tätigkeit als 
Unternehmer oder den Unternehmern nach § 6 Abs. 1 
Nr. 2 Gleichgestellte erlitten haben, Verletztengeld je 
Kalendertag in Höhe des 450. Teils des Jahresarbeits-
verdienstes. § 47 Abs. 1 Satz 5 des Fünften Buches gilt 
entsprechend. 

(6) Hat sich der Versicherungsfall während einer 
auf Grund eines Gesetzes angeordneten Freiheitsent-
ziehung ereignet, gilt für die Berechnung des Verletz-
tengeldes Absatz 1 entsprechend; nach der Entlas-
sung erhalten die Versicherten Verletztengeld je Ka-
lendertag in Höhe des 450. Teils des Jahresarbeits-
verdienstes, wenn dies für die Versicherten günstiger 
ist. 

(7) Das Verletztengeld wird entsprechend § 47 
Abs. 5 des Fünften Buches angepaßt. 
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(8) Die Regelung des § 90 Abs. 1 und 3 über die 
Neufestsetzung des Jahresarbeitsverdienstes nach 
voraussichtlicher Beendigung einer Schul- oder Be-
rufsausbildung oder nach tariflichen Berufs- oder Al-
tersstufen gilt für das Verletztengeld entsprechend. 

§ 48 

Verletztengeld bei Wiedererkrankung 

Im Falle der Wiedererkrankung an den Folgen des 
Versicherungsfalls gelten die §§ 45 bis 47 mit der 
Maßgabe entsprechend, daß anstelle des Zeitpunkts 
der ersten Arbeitsunfähigkeit auf den der Wiederer-
krankung abgestellt wird. 

§ 49 

Voraussetzungen für das Übergangsgeld 

Übergangsgeld wird erbracht, wenn Versicherte in-
folge des Versicherungsfalls berufsfördernde Leistun-
gen nach § 35 Abs. 1 erhalten und wegen dieser Lei-
stungen eine ganztägige Erwerbstätigkeit nicht aus-
üben können. 

§ 50 

Beginn und Ende des Übergangsgeldes 

(1) Übergangsgeld wird für die Dauer der berufs-
fördernden Leistungen erbracht. 

(2) Übergangsgeld wird bis zu sechs Wochen in 
dem Zeitraum weitergezahlt, in dem Versicherte 

1. die berufsfördernden Leistungen aus gesundheitli-
chen oder aus anderen Gründen, die sie nicht zu 
vertreten haben, nicht mehr in Anspruch nehmen 
können, längstens jedoch bis zum Tage der Be-
endigung der Leistung, oder 

2. im Anschluß an eine abgeschlossene berufsför-
dernde Leistung arbeitslos sind, wenn sie sich 
beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet haben und 
zur beruflichen Eingliederung zur Verfügung ste-
hen 

und keinen Anspruch auf Verletzten- oder Kranken-
geld haben. 

§ 51 

Höhe des Übergangsgeldes 

(1) Das Übergangsgeld beträgt 

1. für Versicherte, 

a) die mindestens ein Kind (§ 65 Abs. 2 Nr. 3 
Buchstabe a) haben, 

b) die pflegebedürftig sind, wenn ihr Ehegatte, 
mit dem sie in häuslicher Gemeinschaft leben, 
sie pflegt und deswegen eine Erwerbstätigkeit 
nicht ausübt, 

c) ihr Ehegatte, mit dem sie in häuslicher Ge-
meinschaft leben, pflegebedürftig ist, 

80 vom Hundert , 
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2. für die übrigen Versicherten 70 vom Hundert 
des nach den Absätzen 2 und 3 berechneten Betrages. 

(2) Für Versicherte, die in den letzten drei Jahren 
vor dem Beginn der berufsfördernden Leistung Ar-
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt haben, 
gilt § 47 Abs. 1 und 5 entsprechend; Zeiten, in denen 
die Versicherten wegen des Versicherungsfalls Ar-
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen nicht erzielt ha-
ben, bleiben außer Betracht. 

(3) Für Versicherte, 

1. bei denen der letzte Tag vor dem Beginn der be-
rufsfördernden Leistung, an dem Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen erzielt wurde, länger als 
drei Jahre zurückliegt, 

2. die vor dem Beginn der berufsfördernden Leistung 
kein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen erzielt 
haben oder 

3. bei denen es unbillig wäre, den nach den Vor-
schriften für das Verletztengeld errechneten Be-
trag zugrunde zu legen, 

wird das Übergangsgeld aus 65 vom Hundert des auf 
ein Jahr bezogenen tariflichen oder, wenn es an einer 
tariflichen Regelung fehlt, des Arbeitsentgelts be-
rechnet, das am Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthaltsort der Versicherten gilt; maßgebend ist das 
Arbeitsentgelt in dem letzten Kalendermonat vor dem 
Beginn der Leistung (Bemessungszeitraum) für die-
jenige Beschäftigung, für die die Versicherten ohne 
den Versicherungsfall nach ihren beruflichen Fähig-
keiten und ihrem Lebensalter in Betracht kämen. Für 
den Kalendertag wird der 360. Teil dieses Betrags an-
gesetzt. 

(4) Für Versicherte, die im Anschluß an eine abge-
schlossene Leistung arbeitslos sind, beträgt das Über-
gangsgeld 

1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 
67 vom Hundert , 

2. im übrigen 60 vom Hundert 

des nach den Absätzen 2 und 3 berechneten Betrages. 

(5) Im übrigen gelten die Vorschriften für das Ver-
letztengeld entsprechend. 

§ 52 

Anrechnung von Einkommen auf 
Verletzten- und Übergangsgeld 

Auf das Verletzten- und Übergangsgeld werden 
von dem gleichzeitig erzielten Einkommen angerech-
net 

1. Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen, das bei 
Arbeitnehmern um die gesetzlichen Abzüge und 
bei sonstigen Versicherten um 20 vom Hundert 
vermindert ist; dies gilt nicht für einmalig gezahl-
tes Arbeitsentgelt; Zuschüsse des Arbeitgebers 
zum Verletzten- oder Übergangsgeld gelten nicht 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 52 

unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

als Arbeitsentgelt, soweit sie zusammen mit dem 
Verletzten- oder Übergangsgeld das Nettoarbeits-
entgelt nicht übersteigen, 

2. Mutterschaftsgeld, Versorgungskrankengeld, Un-
terhaltsgeld sowie Ansprüche auf Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz, die wegen einer 
Sperrzeit ruhen. 

SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die 
Versicherten in der Seefahrt 

§ 53 

Vorrang der Krankenfürsorge der Reeder 

(1) Der Anspruch von Versicherten in der Seefahrt 
auf Leistungen nach diesem Abschnitt ruht, soweit 
und solange die Reeder ihre Verpflichtung zur Kran-
kenfürsorge nach dem Seemannsgesetz erfüllen. 
Kommen die Reeder der Verpflichtung nicht nach, 
kann der Unfallversicherungsträger von den Reedern 
die Erstattung in Höhe der von ihm erbrachten Lei-
stungen verlangen. 

(2) Endet die Verpflichtung der Reeder zur Kran-
kenfürsorge, haben sie hinsichtlich der Folgen des 
Versicherungsfalls die Krankenfürsorge auf Kosten 
des Unfallversicherungsträgers fortzusetzen, soweit 
dieser sie dazu beauftragt. 

ACHTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 54 

Betriebs- und Haushaltshilfe 

(1) Betriebshilfe erhalten landwirtschaftliche Un-
ternehmer mit einem Unternehmen im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte während einer stationären Behandlung, 
wenn ihnen wegen dieser Behandlung die Weiterfüh-
rung des Unternehmens nicht möglich ist und in dem 
Unternehmen Arbeitnehmer und mitarbeitende Fa-
milienangehörige nicht ständig beschäftigt werden. 
Betriebshilfe wird für längstens drei Monate erbracht. 

(2) Haushaltshilfe erhalten landwirtschaftliche Un-
ternehmer mit einem Unternehmen im Sinne des § 1 
Abs. 2 des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte oder ihre im Unternehmen mitarbeitenden 
Ehegatten während einer stationären Behandlung, 
wenn den Unternehmern oder ihren Ehegatten wegen 
dieser Behandlung die Weiterführung des Haushalts 
nicht möglich und diese auf andere Weise nicht si-
cherzustellen ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
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(3) Die Satzung kann bestimmen, 

1. daß die Betriebshilfe auch an den mitarbeitenden 
Ehegatten eines landwirtschaftlichen Unterneh-
mers erbracht wird, 

2. unter welchen Voraussetzungen und für wie lange 
Betriebs- und Haushaltshilfe den landwirtschaftli-
chen Unternehmern und ihren Ehegatten auch 
während einer nicht stationären Heilbehandlung 
erbracht wird, 

3. unter welchen Voraussetzungen Bet riebs- und 
Haushaltshilfe auch an landwirtschaftliche Unter-
nehmer, deren Unternehmen nicht die. Vorausset-
zungen des § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Al-
terssicherung der Landwirte erfüllen, und an ihre 
Ehegatten erbracht wird, 

4. daß die Betriebs- und Haushaltshilfe auch erbracht 
wird, wenn in dem Unternehmen Arbeitnehmer 
oder mitarbeitende Familienangehörige ständig 
beschäftigt werden, 

5. unter welchen Voraussetzungen die Bet riebs- und 
Haushaltshilfe länger als drei Monate erbracht 
wird, 

6. von welchem Tag der Heilbehandlung an die Be-
triebs- oder Haushaltshilfe erbracht wird. 

(4) Als Betriebs- oder Haushaltshilfe wird eine Er-
satzkraft gestellt. Kann eine Ersatzkraft nicht gestellt 
werden oder besteht Grund, hiervon abzusehen, wer-
den die Kosten für eine selbstbeschaffte betriebsfrem-
de Ersatzkraft in angemessener Höhe erstattet. Die 
Satzung regelt das Nähere; sie hat dabei die Beson-
derheiten landwirtschaftlicher Bet riebe und Haushal-
te zu berücksichtigen. Für Verwandte und Verschwä-
gerte bis zum zweiten Grad werden Kosten nicht er-
stattet; die Berufsgenossenschaft kann jedoch die er-
forderlichen Fahrkosten und den Verdienstausfall er-
statten, wenn die Erstattung in einem angemessenen 
Verhältnis zu den sonst für eine Ersatzkraft entste-
henden Kosten steht. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für regelmäßig wie 
landwirtschaftliche Unternehmer selbständig Tätige, 
die kraft Gesetzes versichert sind, entsprechend. 

§ 55 

Verletztengeld 

(1) Anstelle der Gestellung einer Ersatzkraft oder 
einer Kostenerstattung nach § 54 besteht Anspruch 
auf Verletztengeld, wenn 

1. dies im Einzelfall unter Berücksichtigung der Be-
sonderheiten landwirtschaftlicher Bet riebe und 
Haushalte sachgerecht ist oder 

2. das Unternehmen nicht die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte erfüllt. 
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(2) Für die Höhe des Verletztengeldes gilt bei 
landwirtschaftlichen Unternehmern, ihren Ehegatten 
und den im Unternehmen mitarbeitenden Familien-
angehörigen, soweit diese nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
versichert sind, § 13 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte entspre-
chend. Die Satzung bestimmt, unter welchen Voraus-
setzungen die in Satz 1 genannten Personen auf An-
trag mit einem zusätzlichen Verletztengeld versichert 
werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für regelmäßig wie 
landwirtschaftliche Unternehmer selbständig Tätige, 
die kraft Gesetzes versichert sind, entsprechend. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Renten, Beihilfen, Abfindungen 

ERSTER UNTERABSCHNITT 
Renten an Versicherte 

§ 56 

Voraussetzungen und Höhe des Rentenanspruchs 

(1) Versicherte, deren Erwerbsfähigkeit infolge ei-
nes Versicherungsfalls über die 26. Woche nach dem 
Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 vom 
Hundert gemindert ist, haben Anspruch auf eine 
Rente. Ist die Erwerbsfähigkeit infolge mehrerer Ver-
sicherungsfälle gemindert und erreichen die Vom-
hundertsätze zusammen wenigstens die Zahl 20, be-
steht für jeden, auch für einen früheren Versiche-
rungsfall, Anspruch auf Rente. Die Folgen eines Ver-
sicherungsfalls sind nur zu berücksichtigen, wenn sie 
die Erwerbsfähigkeit um wenigstens 10 vom Hundert 
mindern. Den Versicherungsfällen stehen gleich Un-
fälle oder Entschädigungsfälle nach den Beamtenge-
setzen, dem Bundesversorgungsgesetz, dem Solda-
tenversorgungsgesetz, dem Gesetz über den zivilen 
Ersatzdienst, dem Gesetz über die Abgeltung von Be-
satzungsschäden, dem Häftlingshilfegesetz und den 
entsprechenden Gesetzen, die Entschädigung für 
Unfälle oder Beschädigungen gewähren. 

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit richtet sich 
nach dem Umfang der sich aus der Beeinträchtigung 
des körperlichen und geistigen Leistungsvermögens 
ergebenden verminderten Arbeitsmöglichkeiten auf 
dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens. Bei ju-
gendlichen Versicherten wird die Minderung der Er-
werbsfähigkeit nach den Auswirkungen bemessen, 
die sich .bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheits-
schaden ergeben würden. Bei der Bemessung der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit werden Nachteile 
berücksichtigt, die die Versicherten dadurch erleiden, 
daß sie bestimmte von ihnen erworbene besondere 
berufliche Kenntnisse und Erfahrungen infolge des 
Versicherungsfalls nicht mehr oder nur noch in ver-
mindertem Umfang nutzen können, soweit solche 
Nachteile nicht durch sonstige Fähigkeiten, deren 
Nutzung ihnen zugemutet werden kann, ausgegli-
chen werden. 
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(3) Bei Verlust der Erwerbsfähigkeit wird Vollrente 
geleistet; sie beträgt zwei Drittel des Jahresarbeits-
verdienstes. Bei einer Minderung der Erwerbsfähig-
keit wird Teilrente geleistet; sie wird in der Höhe des 
Vomhundertsatzes der Vollrente festgesetzt, der dem 
Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht. 

§ 57 

Erhöhung der Rente bei Schwerverletzten 

Können Versicherte mit Anspruch auf eine Rente 
nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
50 vom Hundert oder mehr oder auf mehrere Renten, 
deren Vomhundertsätze zusammen wenigstens die 
Zahl 50 erreichen (Schwerverletzte), infolge des Ver-
sicherungsfalls einer Erwerbstätigkeit nicht mehr 
nachgehen und haben sie keinen Anspruch auf Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, erhöht sich 
die Rente um 10 vom Hundert . 

§ 58 

Erhöhung der Rente bei Arbeitslosigkeit 

Solange Versicherte infolge des Versicherungsfalls 
ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt oder Arbeitsein-
kommen sind und die Rente zusammen mit dem Ar-
beitslosengeld oder der Arbeitslosenhilfe nicht den 
sich aus § 51 Abs. 1 ergebenden Betrag des Über-
gangsgeldes erreicht, wird die Rente längstens für 
zwei Jahre nach ihrem Beginn um den Unterschieds-
betrag erhöht. Der Unterschiedsbetrag wird bei der 
Arbeitslosenhilfe nicht als Einkommen berücksichtigt. 
Satz 1 gilt nicht, solange Versicherte Anspruch auf 
weiteres Erwerbsersatzeinkommen (§ 18 a Abs. 3 des 
Vierten Buches) haben, das zusammen mit der Rente 
das Übergangsgeld erreicht. 

§ 59 

Höchstbetrag bei mehreren Renten 

(1) Beziehen Versicherte mehrere Renten, so dürfen 
diese ohne die Erhöhung für Schwerverletzte zusam-
men zwei Drittel des höchsten der Jahresarbeitsver-
dienste nicht übersteigen, die diesen Renten zugrun-
de liegen. Soweit die Renten den Höchstbetrag über-
steigen, werden sie verhältnismäßig gekürzt. 

(2) Haben Versicherte eine Rentenabfindung erhal-
ten, wird bei der Feststellung des Höchstbetrages 
nach Absatz 1 die der Abfindung zugrunde gelegte 
Rente so berücksichtigt, wie sie ohne die Abfindung 
noch zu zahlen wäre. 

§ 60 

Minderung bei Heimpflege 

Für die Dauer einer Heimpflege von mehr als einem 
Kalendermonat kann der Unfallversicherungsträger 
die Rente um höchstens die Hälfte mindern, soweit 
dies nach den persönlichen Bedürfnissen und Ver-
hältnissen der Versicherten angemessen ist. 
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§ 61 

Renten für Beamte und Berufssoldaten 

(1) Die Renten von Beamten, die nach § 82 Abs. 4 
berechnet werden, werden nur insoweit gezahlt, als 
sie die Dienst- oder Versorgungsbezüge übersteigen; 
den Beamten verbleibt die Rente jedoch mindestens 
in Höhe des Betrages, der bei Vorliegen eines Dienst-
unfalls als Unfallausgleich zu gewähren wäre. Endet 
das Dienstverhältnis wegen Dienstunfähigkeit infolge 
des Versicherungsfalls, wird Vollrente insoweit ge-
zahlt, als sie zusammen mit den Versorgungsbezügen 
aus dem Dienstverhältnis die Versorgungsbezüge, auf 
die der Beamte bei Vorliegen eines Dienstunfalls An-
spruch hätte, nicht übersteigt. Die Höhe dieser Ver-
sorgungsbezüge stellt die Dienstbehörde fest. Für die 
Hinterbliebenen gilt dies entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt für die Berufssoldaten entspre-
chend. Anstelle des Unfallausgleichs wird der Aus-
gleich nach § 85 des Soldatenversorgungsgesetzes 
gezahlt. 

§ 62 

Rente als vorläufige Entschädigung 

(1) Während der ersten drei Jahre nach dem Versi-
cherungsfall soll der Unfallversicherungsträger die 
Rente als vorläufige Entschädigung festsetzen, wenn 
der Umfang der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
noch nicht abschließend festgestellt werden kann. In-
nerhalb dieses Zeitraums kann der Vomhundertsatz 
der Minderung der Erwerbsfähigkeit jederzeit ohne 
Rücksicht auf die Dauer der Veränderung neu festge-
stellt werden. 

(2) Spätestens mit Ablauf von drei Jahren nach dem 
Versicherungsfall wird die vorläufige Entschädigung 
als Rente auf unbestimmte Zeit geleistet. Bei der 
erstmaligen Feststellung der Rente nach der vorläufi-
gen Entschädigung kann der Vomhundertsatz der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit abweichend von der 
vorläufigen Entschädigung festgestellt werden, auch 
wenn sich die Verhältnisse nicht geändert haben. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Leistungen an Hinterbliebene 

§ 63 

Leistungen bei Tod 

(1) Hinterbliebene haben Anspruch auf 

1. Sterbegeld, 

2. Erstattung der Kosten der Überführung an den Ort 
der Bestattung, 

3. Hinterbliebenenrenten, 

4. Beihilfe. 
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Der Anspruch auf Leistungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 
besteht nur, wenn der Tod infolge eines Versiche-
rungsfalls eingetreten ist. 

(2) Dem Tod infolge eines Versicherungsfalls steht 
der Tod von Versicherten gleich, deren Erwerbsfähig-
keit durch die Folgen einer Berufskrankheit nach den 
Nummern 4101 bis 4104 der Anlage 1 der 
Berufskrankheitenverordnung vom 20. Juni 1968 
(BGBl. I S. 721) in der Fassung der Zweiten Verord-
nung zur Änderung der Berufskrankheitenverord-
nung vom 18. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2343) um 
50 vom Hundert oder mehr gemindert war. Dies gilt 
nicht, wenn offenkundig ist, daß der Tod mit der Be-
rufskrankheit nicht in ursächlichem Zusammenhang 
steht; eine Obduktion zum Zwecke einer solchen 
Feststellung darf nicht gefordert werden. 

(3) Sind Versicherte im Zusammenhang mit der 
versicherten Tätigkeit verschollen, gelten sie als in-
folge eines Versicherungsfalls verstorben, wenn die 
Umstände ihren Tod wahrscheinlich machen und seit 
einem Jahr Nachrichten über ihr Leben nicht einge-
gangen sind. Der Unfallversicherungsträger kann von 
den Hinterbliebenen die Versicherung an  Eides Statt 
verlangen, daß ihnen weitere als die angezeigten 
Nachrichten über die Verschollenen nicht bekannt 
sind. Der Unfallversicherungsträger ist berechtigt, für 
die Leistungen den nach den Umständen mutmaßli-
chen Todestag festzustellen. Bei Versicherten in der 
Seeschiffahrt wird spätestens der dem Ablauf des 
Heuerverhältnisses folgende Tag als Todestag festge-
setzt. 

§ 64 

Sterbegeld und Erstattung von 
Überführungskosten 

(1) Das Sterbegeld beträgt ein Siebtel der im Zeit-
punkt des Todes geltenden Bezugsgröße. 

(2) Kosten der Überführung an den Ort der Bestat-
tung werden erstattet, wenn der Tod nicht am Ort der 
ständigen Familienwohnung der Versicherten einge-
treten ist und die Versicherten sich do rt  aus Gründen 
aufgehalten haben, die im Zusammenhang mit der 
versicherten Tätigkeit oder mit den Folgen des Versi-
cherungsfalls stehen. 

(3) Das Sterbegeld und die Überführungskosten 
werden an denjenigen gezahlt, der die Bestattungs- 
und Überführungskosten trägt. 

§ 65 

Witwen- und Witwerrente 

(1) Witwen oder Witwer von Versicherten erhalten 
eine Witwen- oder Witwerrente, solange sie nicht 
wieder geheiratet haben. 
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(2) Die Rente beträgt 

1. zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienstes bis zum 
Ablauf des dritten Kalendermonats nach Ablauf 
des Monats, in dem der Ehegatte verstorben ist, 

2. 30 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes nach 
Ablauf des dritten Kalendermonats, 

3. 40 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes nach 
Ablauf des dritten Kalendermonats, 

a) solange Witwen oder Witwer ein waisenren-
tenberechtigtes Kind erziehen oder für ein 
Kind sorgen, das wegen körperlicher, geistiger 
oder seelischer Behinderung Anspruch auf 
Waisenrente hat oder nur deswegen nicht hat, 
weil das 27. Lebensjahr vollendet wurde, 

b) wenn Witwen oder Witwer das 45. Lebensjahr 
vollendet haben, oder 

c) solange Witwen oder Witwer berufs- oder er-
werbsunfähig im Sinne des Sechsten Buches 
sind; Entscheidungen des Trägers der Renten-
versicherung über Berufs- oder Erwerbsunfä-
higkeit sind für den Unfallversicherungsträger 
bindend. 

§ 60 über die Minderung der Rente bei Heimpflege 
gilt entsprechend. 

(3) Einkommen (§§ 18a bis 18e des Vierten Buches) 
von Witwen oder Witwern, das mit einer Witwenrente 
oder Witwerrente nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 zusam-
mentrifft, wird hierauf angerechnet. Anrechenbar ist 
das Einkommen, das monatlich das 26,4fache des 
aktuellen Rentenwerts der gesetzlichen Rentenversi-
cherung übersteigt. Das nicht anrechenbare Einkom-
men erhöht sich um das 5,6fache des aktuellen Ren-
tenwerts für jedes waisenrentenberechtigte Kind von 
Witwen oder Witwern. Von dem danach verbleiben-
den anrechenbaren Einkommen werden 40 vom 
Hundert angerechnet. 

(4) Für die Einkommensanrechnung ist bei An-
spruch auf mehrere Renten folgende Rangfolge maß-
gebend: 

1. Waisenrente, 

2. Witwenrente oder Witwerrente, 

3. Witwenrente oder Witwerrente nach dem vorletz-
ten Ehegatten. 

Das auf eine Rente anrechenbare Einkommen min-
dert sich um den Betrag, der bereits zu einer Ein-
kommensanrechnung auf eine vorrangige Rente ge-
führt hat. 

(5) Witwenrente oder Witwerrente wird auf Antrag 
auch an überlebende Ehegatten gezahlt, die wieder 
geheiratet haben, wenn die erneute Ehe aufgelöst 
oder für nichtig erklärt ist und sie im Zeitpunkt der 
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Wiederheirat Anspruch auf eine solche Rente hatten. 
Auf eine solche Witwenrente oder Witwerrente nach 
dem vorletzten Ehegatten werden für denselben Zeit-
raum bestehende Ansprüche auf Witwenrente oder 
Witwerrente, auf Versorgung, auf Unterhalt oder auf 
sonstige Rente nach dem letzten Ehegatten ange-
rechnet, es sei denn, daß die Ansprüche nicht zu 
verwirklichen sind; dabei werden die Vorschriften 
über die Einkommensanrechnung auf Renten wegen 
Todes nicht berücksichtigt. 

(6) Witwen oder Witwer haben keinen Anspruch, 
wenn die Ehe erst nach dem Versicherungsfall ge-
schlossen worden ist und der Tod innerhalb des er-
sten Jahres dieser Ehe eingetreten ist, es sei denn, 
daß nach den besonderen Umständen des Einzelfalls 
die Annahme nicht gerechtfertigt ist, daß es der 
alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, 
einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu 
begründen. 

§ 66 

Witwen- und Witwerrente an frühere 
Ehegatten; mehrere Berechtigte 

(1) Frühere Ehegatten von Versicherten, deren Ehe 
mit ihnen geschieden, für nichtig erklärt oder aufge-
hoben ist, erhalten auf Antrag eine Rente entspre-
chend § 65, wenn die Versicherten ihnen während 
des letzten Jahres vor ihrem Tod Unterhalt geleistet 
haben oder den früheren Ehegatten im letzten wirt-
schaftlichen Dauerzustand vor dem Tod der Versi-
cherten ein Anspruch auf Unterhalt zustand. Beruhte 
der Unterhaltsanspruch auf den §§ 1572, 1573, 1575 
oder § 1576 des Bürgerlichen Gesetzbuches, wird die 
Rente gezahlt, solange der frühere Ehegatte ohne den 
Versicherungsfall unterhaltsberechtigt gewesen wäre. 

(2) Sind mehrere Berechtigte nach Absatz 1 oder 
nach Absatz 1 und § 65 vorhanden, erhält jeder von 
ihnen den Teil der für ihn nach § 65 Abs. 2 zu be-
rechnenden Rente, der im Verhältnis zu den anderen 
Berechtigten der Dauer seiner Ehe mit dem Verletz-
ten entspricht; anschließend ist § 65 Abs. 3 entspre-
chend anzuwenden. 

(3) Renten nach Absatz 1 und § 65 sind gemäß Ab-
satz 2 zu mindern, wenn nach Feststellung der Rente 
einem weiteren früheren Ehegatten Rente zu zahlen 
ist. 

§ 67 

Voraussetzungen der Waisenrente 

(1) Kinder von verstorbenen Versicherten erhalten 
eine 

1. Halbwaisenrente, wenn sie noch einen Elternteil 
haben, 

2. Vollwaisenrente, wenn sie keine Eltern mehr ha-
ben. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(6) unverändert 

§ 66 

unverändert 

§ 67 

unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Als Kinder werden auch berücksichtigt 

1. Stiefkinder und Pflegekinder (§ 56 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 des Ersten Buches), die in den Haushalt der 
Versicherten aufgenommen waren, 

2. Enkel und Geschwister, die in den Haushalt der 
Versicherten aufgenommen waren oder von ihnen 
überwiegend unterhalten wurden. 

(3) Halb- oder Vollwaisenrente wird gezahlt 

1. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, 

2. bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die 
Waise 

a) sich in Schulausbildung oder Berufsausbildung 
befindet, 

b) ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr 
leistet oder 

c) wegen körperlicher, geistiger oder seelischer 
Behinderung außerstande ist, sich selbst zu un-
terhalten. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 Buchstabe a 
erhöht sich die maßgebende Altersgrenze bei Unter-
brechung oder Verzögerung der Schulausbildung 
oder Berufsausbildung durch den gesetzlichen 
Wehrdienst, Zivildienst oder einen gleichgeste llten 
Dienst um die Zeit dieser Dienstleistung, höchstens 
um einen der Dauer des gesetzlichen Grundwehr-
dienstes oder Zivildienstes entsprechenden Zeitraum. 

(5) Der Anspruch auf Waisenrente endet nicht da-
durch, daß die Waise als Kind angenommen wird. 

§ 68 

Höhe der Waisenrente 

(1) Die Rente beträgt 

1. 20 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für 
eine Halbwaise, 

2. 30 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für 
eine Vollwaise. 

(2) Einkommen (§§ 18a bis 18e des Vierten Buches) 
einer über 18 Jahre alten Waise, das mit der Waisen-
rente zusammentrifft, wird auf die Waisenrente ange-
rechnet. Anrechenbar ist das Einkommen, das das 
17,6fache des aktuellen Rentenwerts in der gesetzli-
chen Rentenversicherung übersteigt. Das nicht anre-
chenbare Einkommen erhöht sich um das 5,6fache 
des aktuellen Rentenwerts für jedes waisenrenten-
berechtigte Kind der Berechtigten. Von dem danach 
verbleibenden anrechenbaren Einkommen werden 
40 vom Hundert angerechnet. 

(3) Liegen bei einem Kind die Voraussetzungen für 
mehrere Waisenrenten aus der Unfa llversicherung 
vor, wird nur die höchste Rente gezahlt und bei Ren-
ten gleicher Höhe diejenige, die wegen des frühesten 
Versicherungsfalls zu zahlen ist. 
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§ 69 

Rente an Verwandte der aufsteigenden Linie 

(1) Verwandte der aufsteigenden Linie, Stief- oder 
Pflegeeltern der Verstorbenen, die von den Verstor-
benen zur Zeit des Todes aus deren Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen wesentlich unterhalten wor-
den sind oder ohne den Versicherungsfall wesentlich 
unterhalten worden wären, erhalten eine Rente, so-
lange sie ohne den Versicherungsfall gegen die Ver-
storbenen einen Anspruch auf Unterhalt wegen Un-
terhaltsbedürftigkeit hätten geltend machen können. 

(2) Sind aus der aufsteigenden Linie Verwandte 
verschiedenen Grades vorhanden, gehen die näheren 
den entfernteren vor. Den Eltern stehen Stief- oder 
Pflegeeltern gleich. 

(3) Liegen bei einem Elternteil oder bei einem El-
ternpaar die Voraussetzungen für mehrere Elternren-
ten aus der Unfallversicherung vor, wird nur die 
höchste Rente gezahlt und bei Renten gleicher Höhe 
diejenige, die wegen des frühesten Versicherungsfalls 
zu zahlen ist. 

(4) Die Rente beträgt 

1. 20 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für 
einen Elternteil, 

2. 30 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes für 
ein Elternpaar. 

(5) Stirbt bei Empfängern einer Rente für ein El-
ternpaar ein Ehegatte, wird dem überlebenden Ehe-
gatten anstelle der Rente für einen Elternteil die für 
den Sterbemonat zustehende Elternrente für ein El-
ternpaar für die folgenden drei Kalendermonate wei-
tergezahlt. 

§ 70 

Höchstbetrag der Hinterbliebenenrenten 

(1) Die Renten der Hinterbliebenen dürfen zusam-
men 80 vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes 
nicht übersteigen, sonst werden sie gekürzt, und zwar 
bei Witwen und Witwern, früheren Ehegatten und 
Waisen nach dem Verhältnis ihrer Höhe. Bei Anwen-
dung von Satz 1 wird von der nach § 65 Abs. 2 Nr. 2 
und 3 oder § 68 Abs. 1 berechneten Rente ausgegan-
gen; anschließend wird § 65 Abs. 3 oder § 68 Abs. 2 
angewendet. § 65 Abs. 2 Nr. 1 bleibt unberührt. Ver-
wandte der aufsteigenden Linie, Stief- oder Pflegeel-
tern haben nur Anspruch, soweit Witwen und Witwer, 
frühere Ehegatten oder Waisen den Höchstbetrag 
nicht ausschöpfen. 

(2) Sind für die Hinterbliebenen 80 vom Hundert 
des Jahresarbeitsverdienstes festgestellt und tritt spä-
ter ein neuer Berechtigter hinzu, werden die Hinter-
bliebenenrenten nach Absatz 1 neu berechnet. 

(3) Beim Wegfall einer Hinterbliebenenrente erhö-
hen sich die Renten der übrigen bis zum zulässigen 
Höchstbetrag. 
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§ 71 

Witwen-, Witwer- und Waisenbeihilfe 

(1) Witwen oder Witwer von Versicherten erhalten 
eine einmalige Beihilfe von 40 vom Hundert des Jah-
resarbeitsverdienstes, wenn 

1. ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente nicht be-
steht, weil der Tod der Versicherten nicht Folge 
eines Versicherungsfalls war, und 

2. die Versicherten zur Zeit ihres Todes Anspruch 
auf eine Rente nach einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit von 50 vom Hundert oder mehr 
oder auf mehrere Renten hatten, deren Vomhun-
dertsätze zusammen mindestens die Zahl 50 errei-
chen; soweit Renten abgefunden wurden, wird 
von dem Vomhundertsatz der abgefundenen 
Rente ausgegangen. 

§ 65 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(2) Beim Zusammentreffen mehrerer Renten oder 
Abfindungen wird die Beihilfe nach dem höchsten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet, der den Renten 
oder Abfindungen zugrunde lag. Die Beihilfe zahlt der 
Unfallversicherungsträger, der die danach berechnete 
Leistung erbracht hat, bei gleich hohen Jahresarbeits-
verdiensten derjenige, der für den frühesten Versi-
cherungsfall zuständig ist. 

(3) Für Vollwaisen, die bei Tod der Versicherten 
infolge eines Versicherungsfalls Anspruch auf Wai-
senrente hätten, gelten die Absätze 1 und 2 entspre-
chend, wenn sie zur Zeit des Todes der Versicherten 
mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben 
und von ihnen überwiegend unterhalten worden sind. 
Sind mehrere Waisen vorhanden, wird die Waisen-
beihilfe gleichmäßig verteilt. 

(4) Haben Versicherte länger als zehn Jahre eine 
Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
von 80 vom Hundert oder mehr bezogen und sind sie 
nicht an den Folgen eines Versicherungsfalls gestor-
ben, kann anstelle der Beihilfe nach Absatz 1 oder 
Absatz 3 den Berechtigten eine laufende Beihilfe bis 
zur Höhe einer Hinterbliebenenrente gezahlt werden, 
wenn die Versicherten infolge des Versicherungsfalls 
gehindert waren, eine entsprechende Erwerbstätig-
keit auszuüben, und wenn dadurch die Versorgung 
der Hinterbliebenen um mindestens 10 vom Hundert 
gemindert ist. Auf die laufende Beihilfe finden im üb-
rigen die Vorschriften für Hinterbliebenenrenten An-
wendung. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Beginn, Änderung und Ende von Renten 

§ 72 

Beginn von Renten 

(1) Renten an Versicherte werden von dem Tag an 
gezahlt, der auf den Tag folgt, an dem 

1. der Anspruch auf Verletztengeld endet, 
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2. der Versicherungsfall eingetreten ist, wenn kein 
Anspruch auf Verletztengeld entstanden ist. 

(2) Renten an Hinterbliebene werden vom Todestag 
an gezahlt. Hinterbliebenenrenten, die auf Antrag 
geleistet werden, werden vom Beginn des Monats an 
gezahlt, der der Antragstellung folgt. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß für Unter-
nehmer, ihre im Unternehmen mitarbeitenden Ehe-
gatten und für den Unternehmern im Versicherungs-
schutz Gleichgestellte Rente für die ersten 13 Wochen 
nach dem sich aus § 46 Abs. 1 ergebenden Zeitpunkt 
ganz oder teilweise nicht gezahlt wird. Die Rente be-
ginnt spätestens am Tag nach Ablauf der 13. Woche, 
sofern Verletztengeld nicht zu zahlen ist. 

§ 73 

Änderungen und Ende von Renten 

(1) Ändern sich aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen die Voraussetzungen für die Höhe einer 
Rente nach ihrer Feststellung, wird die Rente in neuer 
Höhe nach Ablauf des Monats geleistet, in dem die 
Änderung wirksam geworden ist. 

(2) Fallen aus tatsächlichen oder rechtlichen Grün-
den die Anspruchsvoraussetzungen für eine Rente 
weg, wird die Rente bis zum Ende des Monats gelei-
stet, in dem der Wegfall wirksam geworden ist. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn festgestellt wird, daß Versi-
cherte, die als verschollen gelten, noch leben. 

(3) Bei der Feststellung der Minderung der Er-
werbsfähigkeit ist eine Änderung im Sinne des § 48 
Abs. 1 des Zehnten Buches nur wesentlich, wenn sie 
mehr als 5 vom Hundert beträgt; bei Renten auf unbe-
stimmte Zeit muß die Veränderung der Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit länger als drei Monate an-
dauern. 

(4) Sind Renten befristet, enden sie mit Ablauf der 
Frist. Das schließt eine vorherige Änderung oder ein 
Ende der Rente aus anderen Gründen nicht aus. Ren-
ten dürfen nur auf das Ende eines Kalendermonats 
befristet werden. 

(5) Witwen- und Witwerrenten nach § 65 Abs. 2 
Nr. 3 Buchstabe a wegen Kindererziehung werden 
auf das Ende des Kalendermonats bef ristet, in dem 
die Kindererziehung voraussichtlich endet. Waisen-
renten werden auf das Ende des Kalendermonats be-
fristet, in dem voraussichtlich der Anspruch auf die 
Waisenrente entfällt. Die Bef ristung kann wiederholt 
werden. 

(6) Renten werden bis zum Ende des Kalendermo-
nats geleistet, in dem die Berechtigten gestorben sind. 

§ 74 

Ausnahmeregelungen für die 
Änderung von Renten 

(1) Der Anspruch auf eine Rente, die auf unbe-
stimmte Zeit geleistet wird, kann auf Grund einer 
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Änderung der Minderung der Erwerbsfähigkeit zuun-
gunsten der Versicherten nur in Abständen von min-
destens einem Jahr geändert werden. Das Jahr be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, von dem an die vorläufige 
Entschädigung Rente auf unbestimmte Zeit geworden 
oder die letzte Rentenfeststellung bekanntgegeben 
worden ist. 

(2) Renten dürfen nicht für die Zeit neu festgestellt 
werden, in der Verletztengeld zu zahlen ist oder ein 
Anspruch auf Verletztengeld wegen des Bezugs von 
Einkommen oder des Erhalts von Betriebs- und Haus-
haltshilfe oder wegen der Erfüllung der Voraus-
setzungen für den Erhalt von Bet riebs- und Haus-
haltshilfe nicht besteht. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Abfindung 

§ 75 

Abfindung mit einer Gesamtvergütung 

Ist nach allgemeinen Erfahrungen unter Berück-
sichtigung der besonderen Verhältnisse des Einzelfal-
les zu erwarten, daß nur eine Rente in Form der vor-
läufigen Entschädigung zu zahlen ist, kann der Un-
fallversicherungsträger die Versicherten nach Ab-
schluß der Heilbehandlung mit einer Gesamtvergü-
tung in Höhe des voraussichtlichen Rentenaufwandes 
abfinden. Nach Ablauf des Zeitraumes, für den die 
Gesamtvergütung bestimmt war, wird auf Antrag 
Rente als vorläufige Entschädigung oder Rente auf 
unbestimmte Zeit gezahlt, wenn die Voraussetzungen 
hierfür vorliegen. 

§ 76 

Abfindung bei Minderung der Erwerbsfähigkeit 
unter 40 vom Hundert 

(1) Versicherte, die Anspruch auf eine Rente wegen 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger 
als 40 vom Hundert haben, können auf ihren Antrag 
mit einem dem Kapitalwert der Rente entsprechenden 
Betrag abgefunden werden. Versicherte, die An-
spruch auf mehrere Renten aus der Unfallversiche-
rung haben, deren Vomhundertsätze zusammen die 
Zahl 40 nicht erreichen, können auf ihren Antrag mit 
einem Betrag abgefunden werden, der dem Kapital-
wert einer oder mehrerer dieser Renten entspricht. 
Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates die Berech-
nung des Kapitalwertes. 

(2) Eine Abfindung darf nur bewilligt werden, wenn 
nicht zu erwarten ist, daß die Minderung der Er-
werbsfähigkeit wesentlich sinkt. 

(3) Tritt nach der Abfindung eine wesentliche Ver-
schlimmerung der Folgen des Versicherungsfalls (§ 73 
Abs. 3) ein, wird insoweit Rente gezahlt. 
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§ 77 

Wiederaufleben der abgefundenen Rente 

(1) Werden Versicherte nach einer Abfindung 
Schwerverletzte, lebt auf Antrag der Anspruch auf 
Rente in vollem Umfang wieder auf. 

(2) Die Abfindungssumme wird auf die Rente ange-
rechnet, soweit sie die Summe der Rentenbeträge 
übersteigt, die den Versicherten während des Abfin-
dungszeitraumes zugestanden hätten. Die Anrech-
nung hat so zu erfolgen, daß den Versicherten mo-
natlich mindestens die halbe Rente verbleibt. 

§ 78 

Abfindung bei Minderung der 
Erwerbsfähigkeit ab 40 vom Hundert 

(1) Versicherte, die Anspruch auf eine Rente wegen 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 40 vom 
Hundert oder mehr haben, können auf ihren Antrag 
durch einen Geldbetrag abgefunden werden. Das 
gleiche gilt für Versicherte, die Anspruch auf mehrere 
Renten haben, deren Vomhundertsätze zusammen die 
Zahl 40 erreichen oder übersteigen. 

(2) Eine Abfindung kann nur bewilligt werden, 
wenn 

1. die Versicherten das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben und 

2. nicht zu erwarten ist, daß innerhalb des Abfin-
dungszeitraumes die Minderung der Erwerbsfä-
higkeit wesentlich sinkt. 

§ 79 

Umfang der Abfindung 

Eine Rente kann in den Fä llen einer Abfindung bei 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit ab 40 vom 
Hundert bis zur Hälfte für einen Zeitraum von zehn 
Jahren abgefunden werden. Als Abfindungssumme 
wird das Neunfache des der Abfindung zugrundelie-
genden Jahresbetrages der Rente gezahlt. Der An-
spruch auf den Teil der Rente, an dessen Stelle die 
Abfindung tritt, erlischt mit Ablauf des Monats der 
Auszahlung für zehn Jahre. 

§ 80 

Abfindung bei Wiederheirat 

(1) Eine Witwenrente oder Witwerrente wird bei der 
ersten Wiederheirat der Berechtigten mit dem 
24fachen Monatsbetrag abgefunden. In diesem Fa ll 

 werden Witwenrenten und Witwerrenten an frühere 
Ehegatten, die auf demselben Versicherungsfall be-
ruhen, erst nach Ablauf von zwei Monaten neu fest-
gesetzt. 

(2) Monatsbetrag ist der Durchschnitt der für die 
letzten zwölf Kalendermonate geleisteten Witwen- 
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rente oder Witwerrente. Bei Wiederheirat vor Ablauf 
des 15. Kalendermonats nach dem Tode des Versi-
cherten ist Monatsbetrag der Durchschnittsbetrag der 
Witwenrente oder Witwerrente, die nach Ablauf des 
dritten auf den Sterbemonat folgenden Kalendermo-
nats zu leisten war. Bei Wiederheirat vor Ablauf die-
ses Kalendermonats ist Monatsbetrag der Betrag der 
Witwenrente oder Witwerrente, der für den vierten 
auf den Sterbemonat folgenden Kalendermonat zu 
leisten wäre. 

(3) Wurde bei der Wiederheirat eine Rentenabfin-
dung gezahlt und besteht nach Auflösung oder Nich-
tigerklärung der erneuten Ehe Anspruch auf Witwen-
rente oder Witwerrente nach dem vorletzten Ehegat-
ten, wird für jeden Kalendermonat, der auf die Zeit 
nach Auflösung oder Nichtigerklärung der erneuten 
Ehe bis zum Ablauf des 24. Kalendermonats nach 
Ablauf des Monats der Wiederheirat entfällt, von die-
ser Rente ein Vierundzwanzigstel der Rentenabfin-
dung in angemessenen Teilbeträgen einbehalten. Bei 
verspäteter Antragstellung mindert sich die einzube-
haltende Rentenabfindung um den Betrag, der den 
Berechtigten bei frühestmöglicher Antragstellung an 
Witwenrente oder Witwerrente nach dem vorletzten 
Ehegatten zugestanden hätte. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Bezieher einer Witwen- und Witwerrente an frühere 
Ehegatten. 

DRITTER ABSCHNITT 

Jahresarbeitsverdienst 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Allgemeines 

§81 

Jahresarbeitsverdienst als 
Berechnungsgrundlage 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für Lei-
stungen in Geld, die nach dem Jahresarbeitsverdienst 
berechnet werden. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Erstmalige Festsetzung 

§ 82 

Regelberechnung 

(1) Der Jahresarbeitsverdienst ist der Gesamtbetrag 
der Arbeitsentgelte (§ 14 des Vierten Buches) und Ar-
beitseinkommen ( § 15 des Vierten Buches) des Versi-
cherten in den zwölf Kalendermonaten vor dem Mo-
nat, in dem der Versicherungsfall eingetreten ist. Zum 
Arbeitsentgelt nach Satz 1 gehört auch das Ar-
beitsentgelt, auf das ein nach den zwölf Kalendermo-
naten abgeschlossener Tarifvertrag dem Versicherten 
rückwirkend einen Anspruch einräumt. 
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(2) Für Zeiten, in denen der Versicherte in dem in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum kein Arbeitsent-
gelt oder Arbeitseinkommen bezogen hat, wird das 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zugrunde ge-
legt, das seinem durchschnittlichen Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen in den mit Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen belegten Zeiten dieses Zeit-
raums entspricht. Erleidet jemand, der als Soldat auf 
Zeit, als Wehr- oder Zivildienstleistender oder als 
Entwicklungshelfer, beim besonderen Einsatz des 
Zivilschutzes oder beim Ableisten eines freiwilligen 
sozialen oder ökologischen Jahres tätig wird, einen 
Versicherungsfall, wird als Jahresarbeitsverdienst das 
Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zugrunde ge-
legt, das er durch eine Tätigkeit erzielt hätte, die der 
letzten Tätigkeit vor den genannten Zeiten entspricht, 
wenn es für ihn günstiger ist. Ereignet sich der Versi-
cherungsfall innerhalb eines Jahres seit Beendigung 
einer Berufsausbildung, bleibt bei der Anwendung 
des Satzes 1 das während der Berufsausbildung er-
zielte Arbeitsentgelt außer Betracht, wenn es für den 
Versicherten günstiger ist. 

(3) Arbeitsentgelt und Ausbildungsbeihilfe nach 
den §§ 43 und 44 des Strafvollzugsgesetzes gelten 
nicht als Arbeitsentgelt im Sinne der Absätze 1 und 2. 

(4) Erleidet jemand, dem sonst Unfallfürsorge nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 
gewährleistet ist, einen Versicherungsfall, für den ihm 
Unfallfürsorge nicht zusteht, gilt als Jahresar-
beitsverdienst der Jahresbetrag der ruhegehaltsfähi-
gen Dienstbezüge, die der Berechnung eines Unfall-
ruhegehalts zugrunde zu legen wären. Für Berufssol-
daten gilt dies entsprechend. 

§ 83 

Jahresarbeitsverdienst kraft Satzung 

Für kraft Gesetzes versicherte selbständig Tätige, 
für kraft Satzung versicherte Unternehmer und Ehe-
gatten und für freiwillig Versicherte hat die Satzung 
des Unfallversicherungsträgers die Höhe des Jahres-
arbeitsverdienstes zu bestimmen. Sie hat ferner zu 
bestimmen, daß und unter welchen Voraussetzungen 
die kraft Gesetzes versicherten selbständig Tätigen 
und die kraft Satzung versicherten Unternehmer und 
Ehegatten auf ihren Antrag mit einem höheren Jah-
resarbeitsverdienst versichert werden. 

§ 84 

Jahresarbeitsverdienst bei Berufskrankheiten 

Bei Berufskrankheiten gilt für die Berechnung des 
Jahresarbeitsverdienstes als Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls der letzte Tag, an dem die Versicherten 
versicherte Tätigkeiten verrichtet haben, die ihrer A rt 

 nach geeignet waren, die Berufskrankheit zu verursa-
chen, wenn diese Berechnung für die Versicherten 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 83 

unverändert 

§ 84 

unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

günstiger ist als eine Berechnung auf der Grundlage 
des in § 9 Abs. 5 genannten Zeitpunktes. Dies gilt oh-
ne Rücksicht darauf, aus welchen Gründen die schä-
digende versicherte Tätigkeit aufgegeben worden ist. 

§ 85 

Mindest- und Höchstjahresarbeitsverdienst 

(1) Der Jahresarbeitsverdienst beträgt mindestens 

1. für Versicherte, die im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls das 15., aber noch nicht das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, 40 vom Hundert, 

2. für Versicherte, die im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
60 vom Hundert 

der im Zeitpunkt des Versicherungsfalls maßgeben-
den Bezugsgröße. 

(2) Der Jahresarbeitsverdienst beträgt höchstens 
das Zweifache der im Zeitpunkt des Versicherungs-
falls maßgebenden Bezugsgröße. Die Satzung kann 
eine höhere Obergrenze bestimmen. 

§ 86 

Jahresarbeitsverdienst für Kinder 

Der Jahresarbeitsverdienst beträgt 

1. für Versicherte, die im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls das sechste Lebensjahr nicht vollendet 
haben, 25 vom Hundert , 

2. für Versicherte, die im Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls das sechste, aber nicht das 15. Lebens-
jahr vollendet haben, 33 1/3 vom Hundert 

der im Zeitpunkt des Versicherungsfalls maßgeben-
den Bezugsgröße. 

§ 87 

Jahresarbeitsverdienst nach billigem Ermessen 

Ist ein nach der Regelberechnung, nach den Vor-
schriften bei Berufskrankheiten, den Vorschriften für 
Kinder oder nach der Regelung über den Mindestjah-
resarbeitsverdienst festgesetzter Jahresarbeitsver-
dienst in erheblichem Maße unbillig, wird er nach 
billigem Ermessen im Rahmen von Mindest- und 
Höchstjahresarbeitsverdienst festgesetzt. Hierbei wer-
den insbesondere die Fähigkeiten, die Ausbildung, 
die Lebensstellung und die Tätigkeit der Versicherten 
im Zeitpunkt des Versicherungsfalls berücksichtigt. 

§ 88 

Erhöhung des Jahresarbeitsverdienstes 
für Hinterbliebene 

Ist der für die Berechnung von Geldleistungen an 
Hinterbliebene maßgebende Jahresarbeitsverdienst 
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eines durch einen Versicherungsfall Verstorbenen in-
folge eines früheren Versicherungsfalls geringer als 
der für den früheren Versicherungsfall festgesetzte 
Jahresarbeitsverdienst, wird für den neuen Versiche-
rungsfall dem Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen 
die an den Versicherten im Zeitpunkt des Todes zu 
zahlende Rente hinzugerechnet; dabei darf der Betrag 
nicht überschritten werden, der der Rente infolge des 
früheren Versicherungsfalls als Jahresarbeitsver-
dienst zugrunde lag. 

§ 89 

Berücksichtigung von Anpassungen 

Beginnt die vom Jahresarbeitsverdienst abhängige 
Geldleistung nach dem 30. Juni eines Jahres und ist 
der Versicherungsfall im vergangenen Kalenderjahr 
oder früher eingetreten, wird der Jahresarbeitsver-
dienst entsprechend den für diese Geldleistungen 
geltenden Regelungen angepaßt. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Neufestsetzung 

§ 90 

Neufestsetzung nach voraussichtlicher 
Schul- oder Berufsausbildung oder Altersstufen 

(1) Tritt der Versicherungsfall vor Beginn der 
Schulausbildung oder während einer Schul- oder Be-
rufsausbildung der Versicherten ein, wird, wenn es 
für die Versicherten günstiger ist, der Jahresarbeits-
verdienst von dem Zeitpunkt an neu festgesetzt, in 
dem die Ausbildung ohne den Versicherungsfall vor-
aussichtlich beendet worden wäre. Der Neufestset-
zung wird das Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, das in 
diesem Zeitpunkt für Personen gleicher Ausbildung 
und gleichen Alters durch Tarifvertrag vorgesehen ist; 
besteht keine tarifliche Regelung, ist das Arbeits-
entgelt maßgebend, das für dera rtige Tätigkeiten am 
Beschäftigungsort der Versicherten gilt. 

(2) Haben die Versicherten zur Zeit des Versiche-
rungsfalls das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet, 
wird, wenn es für sie günstiger ist, der Jahresarbeits-
verdienst jeweils nach dem Arbeitsentgelt neu festge-
setzt, das zur Zeit des Versicherungsfalls für Personen 
mit gleichartiger Tätigkeit bei Erreichung eines be-
stimmten Berufsjahres oder bei Vollendung eines 
bestimmten Lebensjahres durch Tarifvertrag vorgese-
hen ist; besteht keine tarifliche Regelung, ist das Ar-
beitsentgelt maßgebend, das für derartige Tätigkeiten 
am Beschäftigungsort der Versicherten gilt. Es wer-
den nur Erhöhungen berücksichtigt, die bis zur Voll-
endung des 30. Lebensjahres vorgesehen sind. 

(3) Können die Versicherten in den Fällen von Ab-
satz 1 oder Absatz 2 infolge des Versicherungsfalls 
einer Erwerbstätigkeit nicht nachgehen, wird, wenn 
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es für sie günstiger ist, der Jahresarbeitsverdienst 
nach den Erhöhungen des Arbeitsentgelts neu festge-
setzt, die zur Zeit des Versicherungsfalls von der 
Vollendung eines bestimmten Lebensjahres, der Er-
reichung eines bestimmten Berufsjahres oder von 
dem Ablauf bestimmter Bewährungszeiten durch 
Tarif festgesetzt sind; besteht keine tarifliche Rege-
lung, ist das Arbeitsentgelt maßgebend, das für der-
artige Tätigkeiten am Beschäftigungsort der Versi-
cherten gilt. 

(4) Ist der Versicherungsfall vor Beginn der Be-
rufsausbildung eingetreten und läßt sich auch unter 
Berücksichtigung der weiteren Schul- oder Berufs-
ausbildung nicht feststellen, welches Ausbildungs-
ziel die Versicherten ohne den Versicherungsfall vor-
aussichtlich erreicht hätten, wird der Jahresarbeits-
verdienst mit Vollendung des 21. Lebensjahres 
auf 75 vom Hundert und mit Vollendung des 
25. Lebensjahres auf 100 vom Hundert der zu diesen 
Zeitpunkten maßgebenden Bezugsgröße neu festge-
setzt. 

(5) Wurde der Jahresarbeitsverdienst nach den Vor-
schriften über den Mindestjahresarbeitsverdienst oder 
über den Jahresarbeitsverdienst für Kinder festge-
setzt, wird er, vorbehaltlich der Regelungen in den 
Absätzen 1 bis 4, mit Vollendung der in diesen Vor-
schriften genannten weiteren Lebensjahre entspre-
chend dem Vomhundertsatz der zu diesen Zeitpunk-
ten maßgebenden Bezugsgröße neu festgesetzt. 

(6) In den Fällen des § 82 Abs. 2 Satz 2 sind die Ab-
sätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden. 

§ 91 

Mindest- und Höchstjahresarbeitsverdienst, 
Jahresarbeitsverdienst nach billigem 

Ermessen bei Neufestsetzung 

Bei Neufestsetzungen des Jahresarbeitsverdienstes 
nach voraussichtlicher Schul- oder Berufsausbildung 
oder Altersstufen sind die Vorschriften über den Min-
dest- und Höchstjahresarbeitsverdienst und über den 
Jahresarbeitsverdienst nach billigem Ermessen ent-
sprechend anzuwenden. 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten der 
See-Berufsgenossenschaft und ihre Hinterbliebenen 

§ 92 

Jahresarbeitsverdienst für Seeleute 

(1) Als Jahresarbeitsverdienst für Versicherte, die 
an Bord eines Seeschiffs beschäftigt sind, gilt das 
Zwölffache des nach Absatz 2 oder Absatz 4 festge-
setzten monatlichen Durchschnitts des baren Entgelts 
einschließlich des Durchschnittssatzes des Werts der 
auf Seeschiffen gewährten Beköstigung oder Verpfle-
gungsvergütung (Durchschnittsentgelt) zur Zeit des 
Versicherungsfalls. Für Versicherte, die als ausländi- 
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sche Seeleute ohne Wohnsitz oder ständigen Aufent-
halt im Inland auf Schiffen beschäftigt werden, die 
nach § 12 des Flaggenrechtsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 3140) in das Internationale Seeschiffahrtsregister 
eingetragen sind, und denen keine deutschen Tarif-
heuern gezahlt werden, gelten für die Berechnung 
des Jahresarbeitsverdienstes die allgemeinen Vor-
schriften über den Jahresarbeitsverdienst mit Aus-
nahme der Vorschrift über den Mindestjahresarbeits-
verdienst. 

(2) Die Satzung kann bestimmen, daß für Versi-
cherte mit stark schwankendem Arbeitsentgelt beson-
dere Durchschnittsentgelte entsprechend dem übli-
cherweise erzielten Jahresarbeitsentgelt festgesetzt 
werden. 

(3) Als Jahresarbeitsverdienst für die kraft Gesetzes 
versicherten selbständig tätigen Küstenschiffer und 
Küstenfischer und ihre mitarbeitenden Ehegatten gilt 
der nach Absatz 4 festgesetzte Durchschnitt des Jah-
reseinkommens; dabei wird das gesamte Jahresein-
kommen berücksichtigt. 

(4) Das monatliche Durchschnittsentgelt für die in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Versicherten sowie der 
Durchschnitt des Jahreseinkommens für die in Ab-
satz 3 genannten Versicherten werden von Aus-
schüssen festgesetzt, die die Vertreterversammlung 
bildet. 

(5) Die Festsetzung erfolgt im Bereich gleicher Tä-
tigkeiten einheitlich für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes. Bei der Festsetzung werden die zwischen 
Reedern und Vereinigungen seemännischer Arbeit-
nehmer abgeschlossenen Tarifverträge berücksich-
tigt; ausgenommen bleiben die Entgelte für Ver-
sicherte, für deren Jahresarbeitsverdienst Absatz 1 
Satz 2 gilt. Für die in Absatz 1 genannten Versicher-
ten, die neben dem baren Entgelt, der Beköstigung 
oder Verpflegungsvergütung regelmäßige Nebenein-
nahmen haben, wird auch deren durchschnittlicher 
Geldwert bei der Festsetzung des Durchschnitts ein-
gerechnet. 

(6) Die Festsetzung bedarf der Genehmigung 
des Bundesversicherungsamts. Das Bundesversiche-
rungsamt kann für die Festsetzung eine Frist bestim-
men; nach Ablauf der Frist kann es die Durch-
schnittssätze selbst festsetzen. 

(7) Die Festsetzung wird in jedem Jahr einmal 
nachgeprüft. Das Bundesversicherungsamt kann auch 
in der Zwischenzeit Nachprüfungen anordnen. 

(8) Die Satzung hat zu bestimmen, daß und unter 
welchen Voraussetzungen die in Absatz 3 genannten 
Versicherten auf ihren Antrag mit einem höheren 
Jahresarbeitsverdienst versichert werden. 

(9) Die Vorschrift über die Erhöhung des Jahres-
arbeitsverdienstes für Hinterbliebene gilt nicht. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

(9) entfällt 
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FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

und ihre Hinterbliebenen 

§ 93 

Jahresarbeitsverdienst für 
landwirtschaftliche Unternehmer, 

ihre Ehegatten und Familienangehörigen 

(1) Der Jahresarbeitsverdienst der kraft Gesetzes 
versicherten 

1. landwirtschaftlichen Unternehmer, 

2. im Unternehmen mitarbeitenden Ehegatten der 
landwirtschaftlichen Unternehmer, 

3. regelmäßig wie landwirtschaftliche Unternehmer 
selbständig Tätigen, 

beträgt für Versicherungsfälle, die im Jahre . . . 
(Kalenderjahr vor Inkrafttreten dieses Gesetzes) oder 
früher eingetreten sind, 19 115 Deutsche Mark. Für 
Versicherungsfälle, die im Jahre ... (Kalenderjahr, an 
dem dieses Gesetz in Kraft tritt) oder später eintreten, 
wird der in Satz 1 genannte Betrag entsprechend § 95 
angepaßt; § 220 Abs. 5 findet keine Anwendung. Die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften unter-
richten die landwirtschaftlichen Unternehmer über 
den jeweils geltenden Jahresarbeitsverdienst. 

(2) Solange die in Absatz 1 genannten Personen 
Anspruch auf eine Rente auf unbestimmte Zeit nach 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 vom 
Hundert oder mehr haben, erhöhen sich die in Ab-
satz 1 genannten Beträge um 

1. 25 vom Hundert bei einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit von weniger als 75 vom Hunde rt , 

2. 50 vom Hundert bei einer Minderung der Er-
werbsfähigkeit von 75 vom Hundert und mehr. 

Haben Versicherte Anspruch auf mehrere Renten auf 
unbestimmte Zeit, deren Vomhundertsätze zusammen 
wenigstens die Zahl 50 erreichen und für die ein Jah-
resarbeitsverdienst nach dieser Vorschrift festzuset-
zen ist, bestimmt sich der Jahresarbeitsverdienst nach 
dem Betrag, der sich aus Satz 1 für die Summe der 
Vomhundertsätze der Minderung der Erwerbsfähig-
keit ergibt. 

(3) Die Vorschrift des § 88 über die Erhöhung des 
Jahresarbeitsverdienstes für Hinterbliebene ist nicht 
anzuwenden. 

(4) Für die im landwirtschaftlichen Unternehmen 
nicht nur vorübergehend mitarbeitenden Familienan-
gehörigen im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b 
gilt der Mindestjahresarbeitsverdienst als Jahresar- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die Versicherten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

und ihre Hinterbliebenen 

§ 93 

Jahresarbeitsverdienst für 
landwirtschaftliche Unternehmer, 

ihre Ehegatten und Familienangehörigen 

(1) Der Jahresarbeitsverdienst der kraft Gesetzes 
versicherten 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

beträgt für Versicherungsfälle, die im Jahre . . . 
(Kalenderjahr vor Inkrafttreten dieses Gesetzes) oder 
früher eingetreten sind, 19 115 Deutsche Mark. Für 
Versicherungsfälle, die im Jahre ... (Kalenderjahr, an 
dem dieses Gesetz in Kraft tritt) oder später eintreten, 
wird der in Satz 1 genannte Betrag, erstmalig zum 
1. Juli 1997, entsprechend § 95 angepaßt; § 215 Abs. 5 
findet keine Anwendung. Die landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften unterrichten die landwirt-
schaftlichen Unternehmer über den jeweils geltenden 
Jahresarbeitsverdienst. 

(2) unverändert 

(3) entfällt 

(3) Für die im landwirtschaftlichen Unternehmen 
nicht nur vorübergehend mitarbeitenden Familienan-
gehörigen im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b 
gilt der Mindestjahresarbeitsverdienst als Jahresar- 
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beitsverdienst. Hatte der mitarbeitende Familienan-
gehörige im Zeitpunkt des Versicherungsfalls das 
15. Lebensjahr noch nicht vollendet, gilt die Vorschrift 
über den Jahresarbeitsverdienst für Kinder ent-
sprechend. Der Jahresarbeitsverdienst wird mit Voll-
endung des 15. und 18. Lebensjahres entsprechend 
der Regelung über den Mindestjahresarbeitsverdienst 
neu festgesetzt. 

(5) Ist ein vorübergehend unentgeltlich in einem 
landwirtschaftlichen Unternehmen Beschäftigter in 
seinem Hauptberuf auch in einem landwirtschaftli-
chen Unternehmen tätig, gilt als Jahresarbeitsver-
dienst für diese Beschäftigung der für den Hauptberuf 
maßgebende Jahresarbeitsverdienst. 

(6) Die Satzung hat zu bestimmen, daß und unter 
welchen Voraussetzungen die in den Absätzen 1, 2 
oder Absatz 4 genannten Versicherten auf ihren An-
trag mit einem höheren Jahresarbeitsverdienst versi-
chert werden. 

(7) Die Satzung kann bestimmen, daß 

1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Beträge 
um bis zur Hälfte erhöht werden, 

2. für Versicherte ein geringerer Jahresarbeitsver-
dienst als der sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 er-
gebende Betrag gilt, wenn sie im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls das 65. Lebensjahr vollendet 
oder Anspruch auf eine der folgenden Soziallei-
stungen haben: 

a) vorzeitige Altersrente oder Rente wegen Er-
werbsunfähigkeit aus der Alterssicherung der 
Landwirte, 

b) Witwen- oder Witwerrente aus der Alterssi-
cherung der Landwirte wegen Erwerbsunfä-
higkeit im Sinne der Vorschriften des Sechsten 
Buches, 

c) Überbrückungsgeld aus der Alterssicherung 
der Landwirte, 

d) Produktionsaufgaberente nach dem Gesetz zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaft-
lichen Erwerbstätigkeit. 

VIERTER ABSCHNITT 

Mehrleistungen 

§ 94 

Mehrleistungen 

(1) Die Satzung kann Mehrleistungen bestimmen 
für 

1. Personen, die für ein in § 2 Abs. 1 Nr. 9 oder 
Nr. 12 genanntes Unternehmen unentgelt lich, ins-
besondere ehrenamtlich tätig sind, 

2. Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 10, 11 oder 
Nr. 13 sowie Absatz 3 Nr. 2 versichert sind. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

beitsverdienst. Hatte der mitarbeitende Familienan-
gehörige im Zeitpunkt des Versicherungsfalls das 
15. Lebensjahr noch nicht vollendet, gilt die Vorschrift 
über den Jahresarbeitsverdienst für Kinder ent-
sprechend. Der Jahresarbeitsverdienst wird mit Voll-
endung des 15. und 18. Lebensjahres entsprechend 
der Regelung über den Mindestjahresarbeitsverdienst 
neu festgesetzt. 

(4) Ist ein vorübergehend unentgelt lich in einem 
landwirtschaftlichen Unternehmen Beschäftigter in 
seinem Hauptberuf auch in einem landwirtschaftli-
chen Unternehmen tätig, gilt als Jahresarbeitsver-
dienst für diese Beschäftigung der für den Hauptberuf 
maßgebende Jahresarbeitsverdienst. 

(5) Die Satzung hat zu bestimmen, daß und unter 
welchen Voraussetzungen die in den Absätzen 1, 2 
oder Absatz 4 genannten Versicherten auf ihren An-
trag mit einem höheren Jahresarbeitsverdienst versi-
chert werden. 

(6) Die Satzung kann bestimmen, daß 

1. unverändert, 

2. für Versicherte im Sinne der Absätze 1 und 3 ein 
geringerer Jahresarbeitsverdienst als der sich aus 
Absatz 1 oder Absatz 2 ergebende Betrag gilt, 
wenn sie im Zeitpunkt des Versicherungsfalls das 
65. Lebensjahr vollendet oder Anspruch auf eine 
der folgenden Sozialleistungen haben: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Mehrleistungen 

§ 94 

unverändert 
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Dabei können die Art  der versicherten Tätigkeit, ins-
besondere ihre Gefährlichkeit, sowie Art und Schwe-
re des Gesundheitsschadens berücksichtigt werden. 

(2) Die Mehrleistungen zu Renten dürfen zusam-
men mit 

1. Renten an Versicherte ohne die Zulage für 
Schwerverletzte 85 vom Hunde rt , 

2. Renten an Hinterbliebene 80 vom Hundert 

des Höchstjahresarbeitsverdienstes nicht überschrei-
ten. 

(3) Die Mehrleistungen werden auf Geldleistungen, 
deren Höhe vom Einkommen abhängt, nicht ange-
rechnet. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Leistungen 

§ 95 

Anpassung von Geldleistungen 

(1) Zum 1. Juli jeden Jahres werden die vom Jah-
resarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen, mit 
Ausnahme des Verletzten- und Übergangsgeldes, für 
Versicherungsfälle, die im vergangenen Kalenderjahr 
oder früher eingetreten sind, entsprechend dem Vom-
hundertsatz angepaßt, um den sich die Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung ohne Berück-
sichtigung der Veränderung der Belastung bei Renten 
verändern. Die Bundesregierung hat mit Zustimmung 
des Bundesrates in der Rechtsverordnung über die 
Bestimmung des für die Rentenanpassung in der ge-
setzlichen Rentenversicherung maßgebenden aktuel-
len Rentenwerts den Anpassungsfaktor entsprechend 
dem Vomhundertsatz nach Satz 1 zu bestimmen. 

(2) Die Geldleistungen werden in der Weise ange-
paßt, daß sie nach einem mit dem Anpassungsfaktor 
vervielfältigten Jahresarbeitsverdienst berechnet wer-
den. Die Vorschrift über den Höchstjahresarbeitsver-
dienst gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des Zeitpunkts des Versicherungsfalls der Zeitpunkt 
der Anpassung tritt. Wird bei einer Neufestsetzung 
des Jahresarbeitsverdienstes nach voraussichtlicher 
Schul- oder Berufsausbildung oder nach bestimmten 
Altersstufen auf eine für diese Zeitpunkte maßge-
bende Berechnungsgrundlage abgestellt, gilt als Ein-
tritt des Versicherungsfalls im Sinne von Absatz 1 
Satz 1 der Tag, an dem die Voraussetzungen für die 
Neufestsetzung eingetreten sind. 

§ 96 

Auszahlung im voraus 

(1) Laufende Geldleistungen mit Ausnahme des 
Verletzten- und Übergangsgeldes werden monatlich 
im voraus ausgezahlt. 

(2) Laufende Geldleistungen können mit Zustim-
mung der Berechtigten für einen angemessenen Zeit-
raum im voraus ausgezahlt werden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für Leistungen 

§ 95 

unverändert 

§ 96 

Auszahlung, Berechnungsgrundsätze 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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(3) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tode 
der Berechtigten auf ein Konto bei einem Geldinstitut 
im Inland überwiesen wurden, gelten als unter Vor-
behalt erbracht. Das Geldinstitut hat sie der überwei-
senden Stelle oder dem Unfallversicherungsträger zu-
rückzuüberweisen, wenn diese sie als zu Unrecht er-
bracht zurückfordern. Eine Verpflichtung zur Rück-
überweisung besteht nicht, soweit über den entspre-
chenden Betrag bei Eingang der Rückforderung be-
reits anderweitig verfügt wurde, es sei denn, daß die 
Rücküberweisung aus einem Guthaben erfolgen 
kann. Das Geldinstitut darf den überwiesenen Betrag 
nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwen-
den. 

§ 97 

Leistungen ins Ausland 

Berechtigte, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland haben, erhalten nach diesem Buch 

1. Geldleistungen, 

2. für alle sonstigen zu erbringenden Leistungen eine 
angemessene Erstattung entstandener Kosten ein-
schließlich der Kosten für eine Pflegekraft oder für 
Heimpflege. 

§ 98 

Geldleistungen aus dem Ausland 

(1) Auf Geldleistungen nach diesem Buch werden 
Geldleistungen eines ausländischen Trägers der So-
zialversicherung oder einer ausländischen staatlichen 
Stelle, die ihrer Art  nach den Leistungen nach diesem 
Buch vergleichbar sind, angerechnet. 

(2) Entsteht der Anspruch auf eine Geldleistung 
nach diesem Buch wegen eines Anspruchs auf eine 
Leistung nach den Vorschriften des Sechsten Buches 
ganz oder teilweise nicht, gilt dies auch hinsichtlich 
vergleichbarer Leistungen, die von einem ausländi-
schen Träger gezahlt werden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem 
Tode des Berechtigten zu Unrecht erbracht worden 
sind, sind die Personen, die die Geldleistung in 
Empfang genommen oder über den entsprechenden 
Betrag verfügt haben, so daß dieser nicht nach Ab-
satz 3 von dem Geldinstitut zurücküberwiesen wird, 
dem Träger der Unfallversicherung zur Erstattung 
des entsprechenden Betrages verpflichtet. Ein Geld-
institut, das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis 
abgelehnt hat, daß über den entsprechenden Betrag 
bereits anderweitig verfügt wurde, hat der überwei-
senden Stelle oder dem Träger der Unfallversi-
cherung auf Verlangen Namen und Anschrift der 
Personen, die über den Betrag verfügt haben, und 
etwaiger neuer Kontoinhaber zu benennen. Ein An-
spruch gegen die Erben nach § 50 des Zehnten Bu-
ches bleibt unberührt. 

(5) Die Berechnungsgrundsätze des § 187 gelten. 

§ 97 

unverändert 

§ 98 

unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

§ 99 

Wahrnehmung von Aufgaben 
durch die Deutsche Post AG 

(1) Die Unfallversicherungsträger zahlen die lau-
fenden Geldleistungen mit Ausnahme des Verletzten-
und Übergangsgeldes in der Regel durch die Deut-
sche Post AG aus. Die Unfallversicherungsträger 
können die laufenden Geldleistungen auch an das 
vom Berechtigten angegebene Geldinstitut überwei-
sen. Im übrigen können die Unfallversicherungsträger 
Geldleistungen durch die Deutsche Post AG auszah-
len lassen. 

(2) Soweit die Deutsche Post AG laufende Geldlei-
stungen für die Unfallversicherungsträger auszahlt, 
führt sie auch Arbeiten zur Anpassung der Leistungen 
durch. Die Anpassungsmitteilungen ergehen im Na-
men des Unfallversicherungsträgers. 

(3) Die Auszahlung und die Durchführung der An-
passung von Geldleistungen durch die Deutsche Post 
AG umfassen auch die Wahrnehmung der damit im 
Zusammenhang stehenden Aufgaben der Unfallversi-
cherungsträger, insbesondere die Erstellung statisti-
schen Mate rials und dessen Übermittlung an  das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung und 
die Verbände der Unfallversicherungsträger. Die 
Deutsche Post AG kann entsprechende Aufgaben 
auch zugunsten der Unfallversicherungsträger wahr-
nehmen, die die laufenden Geldleistungen nicht 
durch sie auszahlen. 

(4) Die Unfallversicherungsträger werden von ihrer 
Verantwortung gegenüber den Berechtigten nicht 
entbunden. Die Berechtigten sollen Änderungen in 
den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die 
für die Auszahlung oder die Durchführung der An-
passung der von der Deutschen Post AG gezahlten 
Geldleistungen erheblich sind, unmittelbar der Deut-
schen Post AG mitteilen. 

(5) Zur Auszahlung der Geldleistungen erhält die 
Deutsche Post AG von den Unfallversicherungsträ-
gern monatlich rechtzeitig angemessene Vorschüsse. 

(6) Die Deutsche Post AG erhält für ihre Tätigkeit 
von den Unfallversicherungsträgern eine angemes-
sene Vergütung und auf die Vergütung monatlich 
rechtzeitig angemessene Vorschüsse. 

§ 100 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 99 

unverändert 

§ 100 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates 
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1. den Inhalt der von der Deutschen Post AG wahr-
zunehmenden Aufgaben der Unfallversicherungs-
träger näher zu bestimmen und die Rechte und 
Pflichten der Beteiligten festzulegen, 

2. die Höhe und Fälligkeit der Vorschüsse, die die 
Deutsche Post AG von den Unfallversicherungs-
trägern erhält, näher zu bestimmen, 

3. die Höhe und Fälligkeit der Vergütung und der 
Vorschüsse, die die Deutsche Post AG von den 
Unfallversicherungsträgern erhält, näher zu be-
stimmen. 

§ 101 

Ausschluß oder Minderung von Leistungen 

(1) Personen, die den Tod von Versicherten vor-
sätzlich herbeigeführt haben, haben keinen Anspruch 
auf Leistungen. 

(2) Leistungen können ganz oder teilweise versagt 
oder entzogen werden, wenn der Versicherungsfall 
bei einer von Versicherten begangenen Handlung 
eingetreten ist, die nach rechtskräftigem strafgericht-
lichen Urteil ein Verbrechen oder vorsätzliches Ver-
gehen ist. Zuwiderhandlungen gegen Bergverordnun-
gen oder bergbehördliche Anordnungen gelten nicht 
als Vergehen im Sinne des Satzes 1. Soweit die Lei-
stung versagt wird, kann sie an unterhaltsberechtigte 
Ehegatten und Kinder geleistet werden. 

§ 102 

Schriftform 

Die  Entscheidung über einen Anspruch auf eine 
Leistung bedarf der Schriftform. 

§ 103 

Zwischennachricht 

Kann der Unfallversicherungsträger innerhalb von 
sechs Monaten ein Verfahren nicht abschließen, hat 
er den Versicherten nach Ablauf dieser Zeit und da-
nach in Abständen von sechs Monaten über den 
Stand des Verfahrens schriftlich zu unterrichten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. den Inhalt der von der Deutschen Post AG wahr-
zunehmenden Aufgaben der Unfallversicherungs-
träger näher zu bestimmen und die Rechte und 
Pflichten der Beteiligten festzulegen insbesondere 
die Überwachung der Zahlungsvoraussetzungen 
durch die Auswertung der Sterbefallmitteilungen 
der Meldebehörden nach § 101a des Zehnten 
Buches und durch die Einholung von Lebens-
bescheinigungen im Rahmen des § 60 Abs. 1 und 
des § 65 Abs. 1 Nr. 3 des Ersten Buches, 

2. unverändert 

3. unverändert 

§ 101 

unverändert 

§ 102 

Schriftform 

In den Fällen des § 36a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Vierten Buches wird die Entscheidung über einen 
Anspruch auf eine Leistung schriftlich erlassen. 

§ 103 

Zwischennachricht, Unfalluntersuchung 

(1) Kann der Unfallversicherungsträger in den Fäl-
len des § 36 a Abs. 1 Satz 1 des Vierten Buches in

-

nerhalb von sechs Monaten ein Verfahren nicht ab-
schließen, hat er den Versicherten nach Ablauf dieser 
Zeit und danach in Abständen von sechs Monaten 
über den Stand des Verfahrens schriftlich zu unter-
richten. 

(2) Der Versicherte ist berechtigt, an der Unter-
suchung eines Versicherungsfalls, die am Arbeits-
platz oder am Unfallo rt  durchgeführt wird, teilzu-
nehmen. Hinterbliebene, die auf Grund des Versi- 
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VIERTES KAPITEL 

Haftung von Unternehmern, 
Unternehmensangehörigen 

und anderen Personen 

ERSTER ABSCHNITT 

Beschränkung der Haftung 
gegenüber Versicherten, ihren Angehörigen 

und Hinterbliebenen 

§ 104 

Beschränkung der Haftung der Unternehmer 

(1) Unternehmer sind den Versicherten, die für ihre 
Unternehmen tätig sind oder zu ihren Unternehmen 
in einer sonstigen die Versicherung begründenden 
Beziehung stehen, sowie deren Angehörigen und 
Hinterbliebenen nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften zum Ersatz des Personenschadens, den ein 
Versicherungsfall verursacht hat, nur verpflichtet, 
wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf 
einem nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 versicherten Weg 
herbeigeführt haben. Ein Forderungsübergang nach 
§ 116 des Zehnten Buches findet nicht statt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die als 
Leibesfrucht durch einen Versicherungsfall im Sinne 
des § 12 geschädigt worden sind. 

(3) Die nach Absatz 1 oder Absatz 2 verbleibenden 
Ersatzansprüche vermindern sich um die Leistungen, 
die Berechtigte nach Gesetz oder Satzung infolge des 
Versicherungsfalls erhalten. 

§ 105 

Beschränkung der Haftung anderer 
im Betrieb tätiger Personen 

(1) Personen, die durch eine bet riebliche Tätigkeit 
einen Versicherungsfall von Versicherten desselben 
Betriebs verursachen, sind diesen sowie deren Ange-
hörigen und Hinterbliebenen nach anderen gesetzli-
chen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens 
nur verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vor-
sätzlich oder auf einem nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 
versicherten Weg herbeigeführt haben. Satz 1 gilt 
entsprechend bei der Schädigung von Personen, die 
für denselben Bet rieb tätig und nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
versicherungsfrei sind. § 104 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn nicht versi-
cherte Unternehmer geschädigt worden sind. Soweit 
nach Satz 1 eine Haftung ausgeschlossen ist, werden 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

cherungsfalls Ansprüche haben können, können an 
der Untersuchung teilnehmen, wenn sie dies ver-
langen. 

VIERTES KAPITEL 

Haftung von Unternehmern, 
Unternehmensangehörigen 

und anderen Personen 

ERSTER ABSCHNITT 

Beschränkung der Haftung 
gegenüber Versicherten, ihren Angehörigen 

und Hinterbliebenen 

§ 104 

unverändert 

§ 105 

unverändert 
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die Unternehmer wie Versicherte, die einen Versiche-
rungsfall erlitten haben, behandelt, es sei denn, eine 
Ersatzpflicht des Schädigers gegenüber dem Unter-
nehmer ist zivilrechtlich ausgeschlossen. Für die Be-
rechnung von Geldleistungen gilt der Mindestjahres-
arbeitsverdienst als Jahresarbeitsverdienst. Geldlei-
stungen werden jedoch nur bis zur Höhe eines zivil-
rechtlichen Schadenersatzanspruchs erbracht. 

§ 106 

Beschränkung der Haftung anderer Personen 

(1) In den in § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten 
Unternehmen gelten die §§ 104 und 105 entspre-
chend für die Ersatzpflicht 

1. der in § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Versi-
cherten untereinander, 

2. der in § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 8 genannten Versi-
cherten gegenüber den Betriebsangehörigen des-
selben Unternehmens, 

3. der Betriebsangehörigen desselben Unternehmens 
gegenüber den in § 2 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 8 ge-
nannten Versicherten. 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 1 Nr. 17 gelten die §§ 104 
und 105 entsprechend für die Ersatzpflicht 

1. der Pflegebedürftigen gegenüber den Pflegeperso-
nen, 

2. der Pflegepersonen gegenüber den Pflegebedürfti-
gen, 

3. der Pflegepersonen desselben Pflegebedürftigen 
untereinander. 

(3) Wirken Unternehmen zur Hilfe bei Unglücksfäl-
len oder Unternehmen des Zivilschutzes zusammen 
oder verrichten Versicherte mehrerer Unternehmen 
vorübergehend betriebliche Tätigkeiten auf einer ge-
meinsamen Betriebsstätte, gelten die §§ 104 und 105 
für die Ersatzpflicht der für die beteiligten Unterneh-
men Tätigen untereinander. 

(4) Die §§ 104 und 105 gelten ferner für die Er-
satzpflicht von Betriebsangehörigen gegenüber den 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 Versicherten. 

§ 107 

Besonderheiten in der Seefahrt 

(1) Bei Unternehmen der Seefahrt gilt § 104 auch 
für die Ersatzpflicht anderer das Arbeitsentgelt schul-
dender Personen entsprechend. § 105 gilt für den Lot-
sen entsprechend. 

(2) Beim Zusammenstoß mehrerer Seeschiffe von 
Unternehmen, für die die See-Berufsgenossenschaft 
zuständig ist, gelten die §§ 104 und 105 entsprechend 
für die Ersatzpflicht, auch untereinander, der Reeder 
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unverändert 
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unverändert 
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der dabei beteiligten Fahrzeuge, sonstiger das Ar-
beitsentgelt schuldender Personen, der Lotsen und 
der auf den beteiligten Fahrzeugen tätigen Versicher-
ten. 

§ 108 

Bindung der Gerichte 

(1) Hat ein Gericht über Ersatzansprüche der in den 
§§ 104 bis 107 genannten Art  zu entscheiden, ist es an 
eine unanfechtbare Entscheidung nach diesem Buch 
oder nach dem Sozialgerichtsgesetz in der jeweils 
geltenden Fassung gebunden, ob ein Versiche-
rungsfall vorliegt, in welchem Umfang Leistungen zu 
erbringen sind und ob der Unfallversicherungsträger 
zuständig ist. 

(2) Das Gericht hat sein Verfahren auszusetzen, bis 
eine Entscheidung nach Absatz 1 ergangen ist. Falls 
ein solches Verfahren noch nicht eingeleitet ist, be-
stimmt das Gericht dafür eine Frist, nach deren Ab-
lauf die Aufnahme des ausgesetzten Verfahrens zu-
lässig ist. 

§ 109 

Feststellungsberechtigung von in der 
Haftung beschränkten Personen 

Personen, deren Haftung nach den §§ 104 bis 107 
beschränkt ist und gegen die Versicherte, ihre Ange-
hörigen und Hinterbliebene Schadenersatzforderun-
gen erheben, können statt der Berechtigten die Fest-
stellungen nach § 108 beantragen oder das entspre-
chende Verfahren nach dem Sozialgerichtsgesetz be-
treiben. Der Ablauf von Fristen, die ohne ihr Ver-
schulden verstrichen sind, wirkt nicht gegen sie; dies 
gilt nicht, soweit diese Personen das Verfahren selbst 
betreiben. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Haftung gegenüber den 
Sozialversicherungsträgern 

§ 110 

Haftung gegenüber den 
Sozialversicherungsträgem 

(1) Haben Personen, deren Haftung nach den 
§§ 104 bis 107 beschränkt ist, den Versicherungsfall 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt, haften 
sie den Sozialversicherungsträgern für die infolge des 
Versicherungsfalls entstandenen Aufwendungen, je-
doch nur bis zur Höhe des zivilrechtlichen Schaden-
ersatzanspruchs. Statt der Rente kann der Kapitalwert 
gefordert werden. Das Verschulden braucht sich nur 
auf das den Versicherungsfall verursachende Han-
deln oder Unterlassen zu beziehen. 

(2) Die Sozialversicherungsträger können nach bil-
ligem Ermessen insbesondere unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Schädigers auf 
den Ersatzanspruch ganz oder teilweise verzichten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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unverändert 
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unverändert 
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unverändert 
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§ 111 

Haftung des Unternehmens 

Haben ein Mitglied eines vertretungsberechtigten 
Organs, Abwickler oder Liquidatoren juristischer Per-
sonen, vertretungsberechtige Gesellschafter oder Li-
quidatoren einer Personengesellschaft des Handels-
rechts oder gesetzliche Vertreter der Unternehmer in 
Ausführung ihnen zustehender Verrichtungen den 
Versicherungsfall vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verursacht, haften nach Maßgabe des § 110 auch die 
Vertretenen. Eine nach § 110 bestehende Haftung 
derjenigen, die den Versicherungsfall verursacht ha-
ben, bleibt unberührt. Das gleiche gilt für Mitglieder 
des Vorstandes eines nicht rechtsfähigen Vereins 
oder für vertretungsberechtigte Gesellschafter einer 
Personengesellschaft des bürgerlichen Rechts mit der 
Maßgabe, daß sich die Haftung auf das Vereins- oder 
das Gesellschaftsvermögen beschränkt. 

§ 112 

Bindung der Gerichte 

§ 108 über die Bindung der Gerichte gilt auch für 
die Ansprüche nach den §§ 110 und 111. 

§ 113 

Verjährung 

Für die Verjährung der Ansprüche nach den §§ 110 
und 111 gilt § 852 Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches entsprechend mit der Maßgabe, daß die 
Frist von dem Tag an gerechnet wird, an dem die Lei-
stungspflicht für den Unfallversicherungsträger bin-
dend festgestellt oder ein entsprechendes Urteil 
rechtskräftig geworden ist. 

FÜNFTES KAPITEL 

Organisation 

ERSTER ABSCHNITT 

Unfallversicherungsträger 

§ 114 

Unfallversicherungsträger 

(1) Träger der gesetzlichen Unfa llversicherung 
(Unfallversicherungsträger) sind 

1. die in der Anlage 1 aufgeführten gewerblichen 
Berufsgenossenschaften, 

2. die in der Anlage 2 aufgeführten landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften, 

3. der Bund, 

4. die Eisenbahn-Unfallkasse., 

5. die Unfallkasse Post und Telekom, 

6. die Unfallkassen der Länder, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 111 

unverändert 

§ 112 

unverändert 

§ 113 

unverändert 

FÜNFTES KAPITEL 

Organisation 

ERSTER ABSCHNITT 

Unfallversicherungsträger 

§ 114 

Unfallversicherungsträger 

(1) Träger der gesetzlichen Unfa llversicherung 
(Unfallversicherungsträger) sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. die Gemeindeunfallversicherungsverbände und 
Unfallkassen der Gemeinden, 

8. die Feuerwehr-Unfallkassen. 

(2) Soweit dieses Gesetz die Unfallversicherungs-
träger ermächtigt, Satzungen zu erlassen, bedürfen 
diese der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Ergibt 
sich nachträglich, daß eine Satzung nicht hätte ge-
nehmigt werden dürfen, kann die Aufsichtsbehörde 
anordnen, daß der Unfallversicherungsträger inner-
halb einer bestimmten Frist die erforderliche Ände-
rung vornimmt. Kommt der Unfallversicherungsträger 
der Anordnung nicht innerhalb dieser Frist nach, 
kann die Aufsichtsbehörde die erforderliche Ände-
rung anstelle des Unfallversicherungsträgers selbst 
vornehmen. 

§ 115 

Bund als Unfallversicherungsträger 

(1) Die Aufgaben des Bundes als Unfallversiche-
rungsträger mit Ausnahme der Prävention werden 
von der Bundesausführungsbehörde für Unfallversi-
cherung, im Bereich des Bundesministeriums für Ver-
kehr von der Ausführungsbehörde für Unfallver-
sicherung des Bundesministeriums für Verkehr wahr-
genommen. 

(2) Soweit die Unfallversicherungsträger ermächtigt 
sind, Satzungen oder sonstiges autonomes Recht zu 
erlassen und eine besondere Regelung für den Bund 
als Unfallversicherungsträger nicht vorgesehen ist, 
werden diese Vorschriften durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung 
der Ausführungsbehörde von dem für die Aufsicht 
über die Ausführungsbehörde zuständigen Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung, dem Bundes-
ministerium des Innern und dem Bundesministerium 
der Finanzen erlassen; dies gilt nicht für den Erlaß 
von Unfallverhütungsvorschriften. Die in Satz 1 ge-
nannten aufsichtführenden Bundesministerien kön-
nen nach Anhörung der Ausführungsbehörden durch 
allgemeine Verwaltungsvorschriften Regelungen über 
die Durchführung der Unfallversicherung, insbeson-
dere über die Ergänzung der Selbstverwaltungsorga-
ne, über die Geschäftsführung, über die förmliche 
Feststellung der Leistungen (Rentenausschüsse) und 
über die Widerspruchsstellen erlassen; allgemeine 
Verwaltungsvorschriften des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung werden im Einvernehmen 
mit den sonst beteiligten Bundesministerien erlassen. 

(3) § 15 Abs. 1 bis 4 über den Erlaß von Unfallver-
hütungsvorschriften gilt nicht für den Bund als Un-
fallversicherungsträger. Das Bundesministerium des 
Innern erläßt für Unternehmen, für die der Bund Un-
fallversicherungsträger ist, mit Ausnahme der in Ab- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

7. unverändert 

8. die Feuerwehr-Unfallkassen, 

9. die gemeinsamen Unfallkassen für den Landes-
und den kommunalen Bereich. 

(2) unverändert 

§ 115 

Bund als Unfallversicherungsträger 

(1) unverändert 

(2) Soweit die Unfallversicherungsträger ermächtigt 
sind, Satzungen oder sonstiges autonomes Recht zu 
erlassen und eine besondere Regelung für den Bund 
als Unfallversicherungsträger nicht vorgesehen ist, 
werden diese Vorschriften durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung 
der Ausführungsbehörde von dem für die Aufsicht 
über die Ausführungsbehörde zuständigen .Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung, dem Bundes-
ministerium des Innern und dem Bundesministerium 
der Finanzen erlassen; dies gilt nicht für den Erlaß 
von Unfallverhütungsvorschriften. Die in Satz 1 ge-
nannten aufsichtführenden Bundesministerien kön-
nen nach Anhörung der Ausführungsbehörden durch 
allgemeine Verwaltungsvorschriften Regelungen über 
die Durchführung der Unfallversicherung, insbeson-
dere über die Ergänzung der Vorschriften über die 
Selbstverwaltungsorgane, über die Geschäftsführung, 
über die förmliche Feststellung der Leistungen 
(Rentenausschüsse) und über die Widerspruchsstellen 
erlassen; allgemeine Verwaltungsvorschriften des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
werden im Einvernehmen mit den sonst beteiligten 
Bundesministerien erlassen. 

(3) unverändert 
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satz 4 genannten Unternehmen, im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
durch allgemeine Verwaltungsvorschriften Regelun-
gen über Maßnahmen im Sinne von § 15 Abs. 1; 
die Unfallverhütungsvorschriften der Unfallversiche-
rungsträger sollen dabei berücksichtigt werden. Be-
trifft eine allgemeine Verwaltungsvorschrift nach 
Satz 2 nur die Zuständigkeitsbereiche des Bundes-
ministeriums für Verkehr, des Bundesministeriums 
der Verteidigung oder des Bundesministeriums der 
Finanzen, kann jedes dieser Ministe rien für seinen 
Geschäftsbereich eine allgemeine Verwaltungsvor-
schrift erlassen; die Verwaltungsvorschrift bedarf in 
diesen Fällen des Einvernehmens mit den Bun-
desministerien des Innern sowie für Arbeit und So-
zialordnung. 

(4) Das Bundesministerium des Innern wird er-
mächtigt, für die Unternehmen, für die der Bund nach 
§ 125 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 und Abs. 3 zuständig ist, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung Rechtsverordnungen ohne Zu-
stimmung des Bundesrates über Maßnahmen im Sin-
ne von § 15 Abs. 1 zu erlassen; die Unfallverhü-
tungsvorschriften der Unfallversicherungsträger sol-
len dabei berücksichtigt werden. Bet rifft eine Rechts-
verordnung nach Satz 1 nur die Zuständigkeitsberei-
che des Bundesministeriums für Verkehr, des Bun-
desministeriums der Verteidigung oder des Bundes-
ministeriums der Finanzen, ist jedes dieser Ministe-
rien für seinen Geschäftsbereich zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung ermächtigt; die Rechtsverordnung 
bedarf in diesen Fällen des Einvernehmens mit den 
Bundesministerien des Innern sowie für Arbeit und 
Sozialordnung. 

(5) Die Aufgaben der Prävention mit Ausnahme des 
Erlasses von Unfallverhütungsvorschriften in den Un-
ternehmen, für die der Bund Unfallversicherungsträ-
ger ist, nimmt die Zentralstelle für Arbeitsschutz beim 
Bundesministerium des Innern wahr. Im Auftrag der 
Zentralstelle handelt, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, die Bundesausführungsbehörde für Unfallver-
sicherung, die insoweit der Aufsicht des Bun-
desministeriums des Innern unterliegt. Abweichend 
von den Sätzen 1 und 2 werden die Aufgaben in den 
Geschäftsbereichen des Bundesministeriums der Ver-
teidigung, des Bundesministeriums für Verkehr und 
des Auswärtigen Amtes hinsichtlich seiner Auslands-
vertretungen und für die Nachrichtendienste des 
Bundes von dem jewei ligen Bundesministerium oder 
der von ihm bestimmten Stelle wahrgenommen. Die 
genannten Bundesministerien stellen sicher, daß die 
für die Überwachung und Beratung der Unternehmen 
eingesetzten Aufsichtspersonen eine für diese Tätig-
keit ausreichende Befähigung besitzen. 

§ 116 

Unfallversicherungsträger im Landesbereich 

(1) Für die Unfallversicherung im Landesbereich 
errichten die Landesregierungen durch Rechtsverord- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 116 

Unfallversicherungsträger im Landesbereich 

(1) unverändert 
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nung eine oder mehrere Unfallkassen. Die Landesre- 
gierungen können auch gemeinsame Unfallkassen für 
die Unfallversicherung im Landesbereich und für die 
Unfallversicherung einer oder mehrerer Gemeinden 
von zusammen wenigstens 500 000 Einwohnern er-
richten. 

(2) Die Landesregierungen von höchstens drei Län-
dern können durch gleichlautende Rechtsverordnun-
gen auch eine gemeinsame Unfallkasse entsprechend 
Absatz 1 errichten, wenn das aufsichtführende Land 
durch die beteiligten Länder in diesen Rechtsverord-
nungen bestimmt ist. 

(3) Die Landesregierungen regeln in den Rechts-
verordnungen auch das Nähere über die Eingliede-
rung bestehender Unfallversicherungsträger in die 
gemeinsame Unfallkasse. 

§ 117 

Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

(1) Soweit die Unfallversicherung im kommunalen 
Bereich nicht von einer gemeinsamen Unfallkasse für 
den Landes- und den kommunalen Bereich durchge-
führt wird, errichten die Landesregierungen durch 
Rechtsverordnung für mehrere Gemeinden von zu-
sammen wenigstens 500 000 Einwohnern einen Ge-
meindeunfallversicherungsverband. Sie können auch 
für eine Gemeinde von wenigstens 500 000 Einwoh-
nern eine Unfallkasse errichten. 

(2) Die Landesregierungen von höchstens drei Län-
dern können durch gleichlautende Rechtsverordnun-
gen auch einen gemeinsamen Gemeindeunfallversi-
cherungsverband entsprechend Absatz 1 Satz 1 er-
richten. § 116 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung mehrere Feuerwehr-Unfallkassen oder 
die Feuerwehr-Unfallkassen mit den Unfallversiche-
rungsträgern im kommunalen Bereich vereinigen. Für 
die Feuerwehr-Unfallkassen sind die für die Un-
fallkassen der Gemeinden geltenden Vorschriften 
entsprechend anzuwenden. Die beteiligten Gemein-
den und Gemeindeverbände gelten als Unternehmer. 
Die Landesregierungen von höchstens drei Ländern 
können durch gleichlautende Rechtsverordnungen 
mehrere Feuerwehr-Unfallkassen zu einer Feuer-
wehr-Unfallkasse vereinigen, wenn das aufsicht-
führende Land in diesen Rechtsverordnungen be-
stimmt ist. § 118 Abs. 1 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Landesregierungen von höchstens drei Län-
dern können durch gleichlautende Rechtsverordnun-
gen auch eine gemeinsame Unfallkasse entsprechend 
Absatz 1 errichten, wenn das aufsichtführende Land 
durch die beteiligten Länder in diesen Rechtsverord-
nungen oder durch Staatsvertrag der Länder be-
stimmt ist. 

(3) unverändert 

§ 117 

Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

(1) Soweit die Unfallversicherung im kommunalen 
Bereich nicht von einer gemeinsamen Unfallkasse für 
den Landes- und den kommunalen Bereich durchge-
führt wird, errichten die Landesregierungen durch 
Rechtsverordnung für mehrere Gemeinden von zu-
sammen wenigstens 500 000 Einwohnern einen Ge-
meindeunfallversicherungsverband. 

(2) Die Landesregierungen von höchstens drei Län-
dern können durch gleichlautende Rechtsverordnun-
gen auch einen gemeinsamen Gemeindeunfallversi-
cherungsverband entsprechend Absatz 1 errichten, 
wenn das aufsichtführende Land durch die betei

-

ligten Länder in diesen Rechtsverordnungen oder 
durch Staatsvertrag der Länder bestimmt ist; § 116 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung mehrere Feuerwehr-Unfallkassen oder 
die Feuerwehr-Unfallkassen mit den Unfallversiche-
rungsträgern im kommunalen Bereich vereinigen. Für 
die Feuerwehr-Unfallkassen sind die für die Ge-
meindeunfallversicherungsverbände geltenden Vor-
schriften entsprechend anzuwenden. Die beteiligten 
Gemeinden und Gemeindeverbände gelten als Unter-
nehmer. Die Landesregierungen von höchstens drei 
Ländern können durch gleichlautende Rechtsverord-
nungen mehrere Feuerwehr-Unfallkassen zu einer 
Feuerwehr-Unfallkasse vereinigen, wenn das auf-
sichtführende Land in diesen Rechtsverordnungen 
oder durch Staatsvertrag der Länder bestimmt ist. 
§ 118 Abs. 1 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
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§ 118 

Vereinigung von Berufsgenossenschaften 

(1) Berufsgenossenschaften können sich auf Be-
schluß ihrer Vertreterversammlungen zu einer Be-
rufsgenossenschaft vereinigen. Der Beschluß bedarf 
der Genehmigung der vor der Vereinigung zuständi-
gen Aufsichtsbehörden. Die beteiligten Berufsgenos-
senschaften legen der nach der Vereinigung zustän-
digen Aufsichtsbehörde eine Satzung, einen Vor-
schlag zur Berufung der Mitglieder der Organe und 
eine Vereinbarung über die Rechtsbeziehungen zu 
Dritten vor. Die Aufsichtsbehörde genehmigt die Sat-
zung und die Vereinbarung, beruft die Mitglieder der 
Organe und bestimmt den Zeitpunkt, an dem die 
Vereinigung wirksam wird. Mit diesem Zeitpunkt tritt 
die neue Berufsgenossenschaft in die Rechte und 
Pflichten der bisherigen Berufsgenossenschaften ein. 

(2) Die Vereinigung nach Absatz 1 kann für ab-
grenzbare Unternehmensarten der aufzulösenden Be-
rufsgenossenschaft mit mehreren Berufsgenossen-
schaften erfolgen. 

(3) Die Einzelheiten hinsichtlich der Aufteilung des 
Vermögens und der Übernahme der Bediensteten 
werden durch die beteiligten Berufsgenossenschaften 
entsprechend der für das Kalenderjahr vor der Ver-
einigung auf die Unternehmensarten entfallenden 
Entschädigungslast in der Vereinbarung geregelt. 

§ 119 

Vereinigung landwirtschaftlicher 
Berufsgenossenschaften durch Verordnung 

Die Landesregierungen derjenigen Länder, in deren 
Gebiet mehrere landesunmittelbare landwirtschaftli-
che Berufsgenossenschaften ihren Sitz haben, können 
durch Rechtsverordnung zwei oder mehrere landwirt-
schaftliche Berufsgenossenschaften zu einer landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaft vereinigen. Das 
Nähere regelt die Landesregierung in der Rechtsver-
ordnung. 

§ 120 

Bundes- und Landesgarantie 

Soweit durch Rechtsvorschriften des Bundes oder 
der Länder nicht etwas anderes bestimmt worden ist, 
gehen mit der Auflösung eines bundesunmittelbaren 
Unfallversicherungsträgers dessen Rechte und Pflich-
ten auf den Bund und mit der Auflösung eines lan-
desunmittelbaren Unfallversicherungsträgers dessen 
Rechte und Pflichten auf das aufsichtführende Land 
über. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung die Unfallkassen der Gemeinden mit den 
Unfallversicherungsträgern im kommunalen Bereich 
vereinigen. 

§ 118 

unverändert 

§ 119 

unverändert 

§ 120 

unverändert 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Zuständigkeit 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

§ 121 

Zuständigkeit der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

(1) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften sind 
für alle Unternehmen (Bet riebe, Verwaltungen, Ein-
richtungen, Tätigkeiten) zuständig, soweit sich nicht 
aus dem Zweiten und Dritten Unterabschnitt eine 
Zuständigkeit der landwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaften oder der Unfallversicherungsträger der 
öffentlichen Hand ergibt. 

(2) Die See-Berufsgenossenschaft als gewerbliche 
Berufsgenossenschaft ist zuständig für Unternehmen 
der Seefahrt (Seeschiffahrt und Seefischerei) und der 
Küstenfischerei, soweit sich nicht aus dem Dritten 
Unterabschnitt eine Zuständigkeit der Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand ergibt. 

(3) Seefahrt im Sinne dieses Buches ist 

1. die Fahrt außerhalb der 

a) Festland- und Inselküstenlinie bei mittlerem 
Hochwasser, 

b) seewärtigen Begrenzung der Binnenwasser-
straßen, 

c) Verbindungslinie der Molenköpfe bei an der 
Küste gelegenen Häfen, 

d) Verbindungslinie der äußeren Uferausläufe bei 
Mündungen von Flüssen, die keine Binnen-
wasserstraßen sind, 

2. die Fahrt auf Buchten, Haffen und Watten der See, 

3. für die Fischerei auch die Fahrt auf anderen Ge-
wässern, die mit der See verbunden sind, bis zu 
der durch die Seeschiffahrtstraßen-Ordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Ap ril 1987 
(BGBl. I S. 1266), zuletzt geändert durch Artikel 3 
der Verordnung vom 7. Dezember 1994 (BGBl. I 
S. 3744), bestimmten inneren Grenze, 

4. das Fischen ohne Fahrzeug auf den in den Num-
mern 1 bis 3 genannten Gewässern. 

Die Fahrt von Binnenschiffen mit einer technischen 
Zulassung für die Zonen 1 oder 2 der Binnenschiffs

-

Untersuchungsordnung vom 17. März 1988 (BGBl. I 
S. 238), zuletzt geändert durch Artikel 10 Abs. 1 der 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZWEITER ABSCHNITT 

Zuständigkeit 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

§ 121 

Zuständigkeit der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

(1) unverändert 

(2) Die See-Berufsgenossenschaft als gewerbliche 
Berufsgenossenschaft ist zuständig für Unternehmen 
der Seefahrt, soweit sich nicht aus dem Dritten Un-
terabschnitt eine Zuständigkeit der Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand ergibt. 

(3) unverändert 
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Verordnung vom 19. Dezember 1994 (BGBl. II 
S. 3822), binnenwärts der Grenzen nach Anlage 8 zu 
§ 1 Abs. 1 der Schiffssicherheitsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3281) gilt nicht als Seefahrt im Sinne des 
Satzes 1. Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehen-
de Zuständigkeiten für Unternehmen der gewerbli-
chen Schiffahrt bleiben unberüh rt . 

(4) Küstenfischerei im Sinne dieses Buches ist 

1. der Betrieb mit Hochseekuttern bis zu 250 Ku-
bikmetern Rauminhalt, Küstenkuttern, Fischerboo-
ten und ähnlichen Fahrzeugen, 

2. die Fischerei ohne Fahrzeug auf den in Absatz 3 
Nr. 2 und 3 genannten Gewässern. 

§ 122 

Sachliche und örtliche Zuständigkeit 

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die sachliche Zuständigkeit 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften nach A rt 

 und Gegenstand der Unternehmen unter Berück-
sichtigung der Unfallverhütung und der Leistungsfä-
higkeit der Berufsgenossenschaften und die örtliche 
Zuständigkeit bestimmen. Werden dabei bestehende 
Zuständigkeiten verändert, ist in der Rechtsverord-
nung zu regeln, inwieweit die bisher zuständige Be-
rufsgenossenschaft Betriebsmittel und Mittel aus der 
Rücklage an die nunmehr zuständige Berufsgenos-
senschaft zu übertragen hat. 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, bleibt jede 
Berufsgenossenschaft für die Unternehmensarten 
sachlich zuständig, für die sie bisher zuständig war, 
solange eine nach Absatz 1 erlassene Rechtsverord-
nung die Zuständigkeit nicht anders regelt. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

§ 123 

Zuständigkeit der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf-
ten sind für folgende Unternehmen (landwirtschaftli-
che Unternehmen) zuständig, soweit sich nicht aus 
dem Dritten Unterabschnitt eine Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand er-
gibt: 

1. Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft ein-
schließlich des Garten- und Weinbaues, der Fisch-
zucht, Teichwirtschaft, Seen-, Bach- und Fluß-
fischerei (Binnenfischerei), der Imkerei sowie der 
den Zielen des Natur- und Umweltschutzes die-
nenden Landschaftspflege, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) entfällt 

§ 122 

unverändert 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

§ 123 

Zuständigkeit der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften 

(1) Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf-
ten sind für folgende Unternehmen (landwirtschaftli-
che Unternehmen) zuständig, soweit sich nicht aus 
dem Dritten Unterabschnitt eine Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand er-
gibt: 

1. unverändert 
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2. Unternehmen, in denen ohne Bodenbewirt-
schaftung Nutz- oder Zuchttiere zum Zwecke der 
Aufzucht, der Mast oder der Gewinnung tierischer 
Produkte gehalten werden, 

3. land- und forstwirtschaftliche Lohnunternehmen, 

4. Park- und Gartenpflege sowie Friedhöfe, 

5. Jagden, 

6. die Landwirtschaftskammern und die Beruf s-
verbände der Landwirtschaft, 

7. Unternehmen, die unmittelbar der Sicherung, 
Überwachung oder Förderung der landwirtschaft-
lichen Erzeugung überwiegend dienen, 

8. die Träger der landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherung, deren Verbände und deren weitere 
Einrichtungen sowie die Zusatzversorgungskasse 
und das Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft. 

(2) Landwirtschaftliche Unternehmen im Sinne des 
Absatzes 1 sind nicht 

1. Haus- und Ziergärten, 

2. andere Kleingärten im Sinne des Bundesklein-
gartengesetzes vom 28. Februar 1983 (BGBl. I 
S. 210), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2538), 

es sei denn, sie werden regelmäßig oder in erhebli-
chem Umfang mit besonderen Arbeitskräften bewirt-
schaftet oder ihre Erzeugnisse dienen nicht haupt-
sächlich dem eigenen Haushalt. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß auch andere als die in 
Absatz 1 genannten Unternehmen als landwirtschaft-
liche Unternehmen gelten, wenn diese überwiegend 
der Land- und Forstwirtschaft dienen. 

(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die örtliche Zuständigkeit der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften bestim-
men. Werden dabei bestehende Zuständigkeiten ver-
ändert, ist in der Rechtsverordnung zu regeln, in wel-
chem Umfang die bisher zuständige Berufsgenossen-
schaft Betriebsmittel und Mittel aus der Rücklage an 
die nunmehr zuständige Berufsgenossenschaft zu 
übertragen hat. 

(5) Unternehmen, die auf Grund von Allgemeinen 
Entscheidungen des Reichsversicherungsamtes beim 
Inkrafttreten dieses Buches einer landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft angehören, gelten als landwirt-
schaftliche Unternehmen. Das Bundesmini- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. Unternehmen, die unmittelbar der Sicherung, 
Überwachung oder Förderung der Landwirtschaft 
überwiegend dienen, 

8. unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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sterium für Arbeit und Sozialordnung kann im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten diese Unternehmen 
in einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates zusammenfassen. Dabei können die Zu-
ständigkeiten auch abweichend von den Entschei-
dungen des Reichsversicherungsamtes bestimmt wer-
den, soweit dies erforderlich ist, um zusammengehö-
rige Unternehmensarten einheitlich den landwirt-
schaftlichen oder den gewerblichen Berufsgenossen-
schaften zuzuweisen. 

§ 124 

Bestandteile des 
landwirtschaftlichen Unternehmens 

Zum landwirtschaftlichen Unternehmen gehören 

1. die Haushalte der Unternehmer und der im Unter-
nehmen Beschäftigten, wenn die Haushalte dem 
Unternehmen wesentlich dienen, 

2. Arbeiten, die Unternehmer auf Grund einer öffent-
lich-rechtlichen Verpflichtung als landwirtschaft-
liche Unternehmer zu leisten haben. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand 

§ 125 

Zuständigkeit des Bundes als Unfall

-

versicherungsträger 

(1) Der Bund ist zuständig 

1. für seine Unternehmen, 

2. für die Bundesanstalt für Arbeit und für Personen, 
die als Meldepflichtige nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz oder dem Bundessozialhilfegesetz 
versichert sind, 

3. für die Betriebskrankenkassen seiner Dienstbe-
triebe, 

4. für Personen, die im Zivilschutz tätig sind oder an 
Ausbildungsveranstaltungen im Zivilschutz teil-
nehmen, es sei denn, es ergibt sich eine Zustän-
digkeit nach den Vorschriften für die Unfallversi-
cherungsträger im Landes- und im kommunalen 
Bereich, 

5. für die in den Gemeinschaften des Deutschen Ro-
ten Kreuzes ehrenamtlich Tätigen sowie für son-
stige beim Deutschen Roten Kreuz mit Ausnahme 
der Unternehmen des Gesundheitswesens und der 
Wohlfahrtspflege Tätige, 

6. für Entwicklungshelfer im Sinne des Entwick-
lungshelfer-Gesetzes. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 124 

Bestandteile des 
landwirtschaftlichen Unternehmens 

Zum landwirtschaftlichen Unternehmen gehören 

1. unverändert 

2. Bauarbeiten des Landwirts für den Wirt
-schaftsbetrieb, 

3. Arbeiten, die Unternehmer auf Grund einer öffent-
lich-rechtlichen Verpflichtung als landwirtschaft-
liche Unternehmer zu leisten haben. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand 

§ 125 

Zuständigkeit des Bundes als Unfall

-

versicherungsträger 

(1) Der Bund ist zuständig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. für Entwicklungshelfer im Sinne des Entwick-
lungshelfer-Gesetzes, 
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(2) Der Bund kann für einzelne Unternehmen der 
sonst zuständigen Berufsgenossenschaft beitreten. Er 
kann zum Ende eines Kalenderjahres aus der Berufs-
genossenschaft austreten. Über den Eintritt und den 
Austritt entscheidet das zuständige Bundesministe-
rium im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung und dem Bundesmini-
sterium der Finanzen. 

(3) Der Bund kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform bet rieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in seine Zu-
ständigkeit übernehmen, wenn er an dem Unterneh-
men überwiegend beteiligt ist und auf seine Organe 
einen ausschlaggebenden Einfluß hat. Unternehmen, 
die erwerbswirtschaftlich bet rieben werden, sollen 
nicht übernommen werden. Die Übernahme kann wi-
derrufen werden; die Übernahme ist zu widerrufen, 
wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht mehr 
vorliegen. Für die Übernahme und den Widerruf gilt 
Absatz 2 Satz 3 entsprechend. Die Übernahme wird 
mit Beginn des folgenden, der Widerruf zum Ende des 
laufenden Kalenderjahres wirksam. 

§ 126 

Zuständigkeit der Eisenbahn-Unfallkasse 

Die Eisenbahn-Unfallkasse ist zuständig 

1. für das Bundeseisenbahnvermögen, 

2. für die Deutsche Bahn Aktiengesellschaft und für 
die aus der Gesellschaft gemäß § 2 Abs. 1 des 
Deutsche Bahn Gründungsgesetzes vom 27. De-
zember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2386) ausgeglie

-

derten Aktiengesellschaften, 

3. für die Unternehmen, 

a) die gemäß § 3 Abs. 3 des Deutsche Bahn 
Gründungsgesetzes aus den Unternehmen im 
Sinne der Nummer 2 ausgegliedert worden 
sind, 

b) die von den in Nummer 2 genannten Unter-
nehmen überwiegend beherrscht werden und 

c) die unmittelbar und überwiegend entweder 
Eisenbahnverkehrsleistungen erbringen oder 
eine Eisenbahninfrastruktur betreiben oder 
diesen Zwecken als Neben- oder Hilfsunter-
nehmen dienen, 

4. für die Bahnversicherungsträger und die in der 
Anlage zu § 15 Abs. 2 des Gesetzes zur Zusam-
menführung und Neugliederung der Bundeseisen-
bahnen vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) 
aufgeführten betrieblichen Sozialeinrichtungen und 
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7. für Personen, die nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 versichert 
sind, wenn es sich um eine Vertretung des Bun-
des handelt. 

(2) unverändert 

(3) Der Bund kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform bet rieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in seine Zu-
ständigkeit übernehmen, wenn er an dem Unterneh-
men überwiegend beteiligt ist oder auf seine Organe 
einen ausschlaggebenden Einfluß hat. Unternehmen, 
die erwerbswirtschaftlich bet rieben werden, sollen 
nicht übernommen werden. Die Übernahme kann wi-
derrufen werden; die Übernahme ist zu widerrufen, 
wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht mehr 
vorliegen. Für die Übernahme und den Widerruf gilt 
Absatz 2 Satz 3 entsprechend. Die Übernahme wird 
mit Beginn des folgenden, der Widerruf zum Ende des 
laufenden Kalenderjahres wirksam. 

§ 126 

Zuständigkeit der Eisenbahn-Unfallkasse 

Die Eisenbahn-Unfallkasse ist zuständig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. für die Unternehmen, 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) die unmittelbar und überwiegend Eisenbahn-
verkehrsleistungen erbringen oder Eisenbahn-
infrastruktur betreiben oder diesen Zwecken 
wie Hilfsunternehmen dienen, 

4. für die Bahnversicherungsträger und die in der 
Anlage zu § 15 Abs. 2 des Gesetzes zur Zusam-
menführung und Neugliederung der Bundeseisen-
bahnen vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) 
aufgeführten betrieblichen Sozialeinrichtungen und 
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der Selbsthilfeeinrichtungen mit Ausnahme der in 
der Anlage unter B Nr. 6 genannten Einrichtungen 
sowie für die der Krankenversorgung der Bundes-
bahnbeamten dienenden Einrichtungen. 

§ 127 

Zuständigkeit der Unfallkasse Post und Telekom 

Die Unfallkasse Post und Telekom ist zuständig 

1. für die Bundesanstalt für Post und Telekommuni-
kation Deutsche Bundespost, 

2. für die aus dem Sondervermögen der Deutschen 
Bundespost hervorgegangenen Aktiengesellschaf-
ten, 

3. für die Unternehmen, die 

a) aus den Unternehmen im Sinne von Nummer 2 
ausgegliedert worden sind und von diesen 
überwiegend beherrscht werden oder 

b) aus den Unternehmen im Sinne von Buch-
stabe a ausgegliedert worden sind und von 
diesen überwiegend beherrscht werden 

und unmittelbar und überwiegend Post-, Post-
bank- oder Telekommunikationsaufgaben erfüllen 
oder diesen Zwecken als Neben- oder Hilfsunter-
nehmen dienen, 

4. für die gesetzlichen und bet rieblichen Sozialein-
richtungen und in den durch Satzung anerkannten 
Selbsthilfeeinrichtungen der Bundesanstalt für 
Post und Telekommunikation Deutsche Bundes-
post, 

5. für die Bundesdruckerei GmbH und für die aus ihr 
ausgegliederten Unternehmen, sofern diese von 
der Bundesdruckerei GmbH überwiegend be-
herrscht werden und ihren Zwecken als Neben-
oder Hilfsunternehmen überwiegend dienen, 

6. für das Bundesministerium für Post und Tele-
kommunikation sowie dessen nachgeordnete Be-
hörden und Einrichtungen, 

7. für die Museumsstiftung Post und Telekommuni-
kation. 

§ 128 

Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger im Landesbereich 

(1) Die Unfallversicherungsträger im Landesbereich 
sind zuständig 

1. für die Unternehmen des Landes, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

der Selbsthilfeeinrichtungen mit Ausnahme der in 
der Anlage unter B Nr. 6 genannten Einrichtungen 
sowie für die der Krankenversorgung der Bundes-
bahnbeamten dienenden Einrichtungen, 

5. für Magnetschwebebahnunternehmen des öffent-
lichen Verkehrs. 

§ 127 

Zuständigkeit der Unfallkasse Post und Telekom 

Die Unfallkasse Post und Telekom ist zuständig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. für die Unternehmen, die 

a) unverändert 

b) unverändert 

und unmittelbar und überwiegend Post-, Post-
bank- oder Telekommunikationsaufgaben erfüllen 
oder diesen Zwecken wie Hilfsunternehmen die-
nen, 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

§ 128 

Zuständigkeit der 
Unfallversicherungsträger im Landesbereich 

(1) Die Unfallversicherungsträger im Landesbereich 
sind zuständig 

1. unverändert 	 • 
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2. für Kinder in Tageseinrichtungen von Trägern der 
freien Jugendhilfe und in anderen privaten, als 
gemeinnützig im Sinne des Steuerrechts aner-
kannten Tageseinrichtungen, 

3. für Schüler an p rivaten allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulen, 

4. für Studenten an p rivaten Hochschulen, 

5. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 versichert 
sind, soweit die Maßnahme von einer Landesbe-
hörde veranlaßt worden ist, 

6. für Personen, die in Einrichtungen zur Hilfe bei 
Unglücksfällen tätig sind oder an Ausbildungs-
veranstaltungen dieser Einrichtungen teilnehmen, 

7. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 13 Buch-
stabe a und c versichert sind, 

8. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 16 versichert 
sind, 

9. für Personen, die nach § 2 Abs. 2 Satz 2 versichert 
sind, 

10. für Personen, die im überörtlichen Zivilschutz tätig 
sind oder an Ausbildungsveranstaltungen im 
überörtlichen Zivilschutz teilnehmen, 

11. für Personen, die wie Beschäftigte für nicht ge-
werbsmäßige Halter von Fahrzeugen oder Reit-
tieren tätig werden. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung die Zuständigkeit der Unfallversiche-
rungsträger im kommunalen Bereich für die Versi-
cherten nach Absatz 1 Nr. 6, 7 und 11 bestimmen. 

(3) Das Land kann für ein einzelnes in Absatz 1 
Nr. 1 genanntes Unternehmen der sonst zuständigen 
Berufsgenossenschaft beitreten oder zum Ende eines 
Kalenderjahres aus der Berufsgenossenschaft aus-
treten. 

(4) Das Land kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform bet rieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in die Zustän-
digkeit eines Unfallversicherungsträgers im Landes-
bereich übernehmen, wenn das Land allein oder zu-
sammen mit Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
an dem Unternehmen überwiegend beteiligt ist und 
auf seine Organe einen ausschlaggebenden Einfluß 
hat. Unternehmen, die erwerbswirtschaftlich betrie-
ben werden, sollen nicht übernommen werden. Die 
Übernahme kann widerrufen werden; die Über-
nahme ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
des Satzes 1 nicht mehr vorliegen. Über die 
Übernahme und den Widerruf entscheidet die 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. entfällt 

8. für Personen, die nach § 2 Abs. 2 Satz 2 versichert 
sind, 

10. entfällt 

9. für Personen, die wie Beschäftigte für nicht ge-
werbsmäßige Halter von Fahrzeugen oder Reit-
tieren tätig werden, 

10. für Personen, die nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 versichert 
sind, wenn es sich um eine Vertretung eines Lan-
des handelt. 

(2) Die Landesregierungen können durch Rechts-
verordnung die Zuständigkeit der Unfallversiche-
rungsträger im kommunalen Bereich für die Versi-
cherten nach Absatz 1 Nr. 6, 7 und 9 bestimmen. 

(3) unverändert 

(4) Das Land kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform bet rieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in die Zustän-
digkeit eines Unfallversicherungsträgers im Landes-
bereich übernehmen, wenn das Land allein oder zu-
sammen mit Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
an dem Unternehmen überwiegend beteiligt ist oder 
auf seine Organe einen ausschlaggebenden Einfluß 
hat. Unternehmen, die erwerbswirtschaftlich betrie-
ben werden, sollen nicht übernommen werden. Die 
Übernahme kann widerrufen werden; die Über-
nahme ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
des Satzes 1 nicht mehr vorliegen. Über die 
Übernahme und den Widerruf entscheidet die 
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nach Landesrecht zuständige Stelle. Die Übernahme 
wird mit Beginn des folgenden, der Widerruf zum 
Ende des laufenden Kalenderjahres wirksam. 

(5) Übt ein Land die Gemeindeverwaltung aus, gilt 
die Vorschrift über die Zuständigkeit der Unfallversi-
cherungsträger im kommunalen Bereich entspre-
chend. 

§ 129 

Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

(1) Die Unfallversicherungsträger im kommunalen 
Bereich sind zuständig 

1. für die Unternehmen der Gemeinden und Ge-
meindeverbände, 

2. für Haushalte, 

3. für in Eigenarbeit nicht gewerbsmäßig ausge-
führte Bauarbeiten (nicht gewerbsmäßige Bauar-
beiten), wenn für die einzelne geplante Bauarbeit 
nicht mehr als die im Bauhauptgewerbe geltende 
tarifliche Wochenarbeitszeit tatsächlich verwendet 
wird; mehrere nicht gewerbsmäßige Bauarbeiten 
werden dabei zusammengerechnet, wenn sie ei-
nem einheitlichen Bauvorhaben zuzuordnen sind; 
Nummer 1 und die §§ 125, 128 und 131 bleiben 
unberührt, 

4. für Personen, die im örtlichen Zivilschutz tätig sind 
oder an Ausbildungsveranstaltungen im örtlichen 
Zivilschutz teilnehmen, 

5. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 versichert 
sind, soweit die Maßnahme von einer Gemeinde 
veranlaßt worden ist, 

6. für Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit, die von den 
Trägern der Sozialhilfe durchgeführt werden, 

7. für Pflegepersonen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 17 
versichert sind. 

(2) § 128 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Das Land kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform bet rieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in die Zustän-
digkeit eines Unfallversicherungsträgers im kommu-
nalen Bereich übernehmen, wenn Gemeinden oder 
Gemeindeverbände allein oder zusammen mit dem 
Land an dem Unternehmen überwiegend beteiligt 
sind und auf seine Organe einen ausschlaggebenden 
Einfluß haben. Unternehmen, die erwerbswirtschaft-
lich betrieben werden, sollen nicht übernommen wer-
den. § 128 Abs. 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(4) Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 3 gelten nicht für 

1. Verkehrsunternehmen einschließlich Hafen- und 
Umschlagbetriebe, 

2. Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke,  

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

nach Landesrecht zuständige Stelle. Die Übernahme 
wird mit Beginn des folgenden, der Widerruf zum 
Ende des laufenden Kalenderjahres wirksam. 

(5) unverändert 

§ 129 

Zuständigkeit der Unfallversicherungsträger 
im kommunalen Bereich 

(1) Die Unfallversicherungsträger im kommunalen 
Bereich sind zuständig 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. entfällt 

4. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 versichert 
sind, soweit die Maßnahme von einer Gemeinde 
veranlaßt worden ist, 

5. für Maßnahmen der Hilfe zur Arbeit, die von den 
Trägern der Sozialhilfe durchgeführt werden, 

6. für Personen, die nach § 2 Abs. 1 Nr. 16 versichert 
sind, 

7. unverändert 

(2) unverändert 

(3) Das Land kann ein Unternehmen, das in selb-
ständiger Rechtsform betrieben wird, aus der Zu-
ständigkeit der Berufsgenossenschaft in die Zustän-
digkeit eines Unfallversicherungsträgers im kommu-
nalen Bereich übernehmen, wenn Gemeinden oder 
Gemeindeverbände allein oder zusammen mit dem 
Land an dem Unternehmen überwiegend beteiligt 
sind oder auf seine Organe einen ausschlaggebenden 
Einfluß haben. Unternehmen, die erwerbswirtschaft-
lich betrieben werden, sollen nicht übernommen wer-
den. § 128 Abs. 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 

(4) unverändert 
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3.Unternehmen, die Seefahrt betreiben, 

4.landwirtschaftliche Unternehmen der in § 123 
Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 genannten A rt . 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über die Zuständigkeit 

§ 130 

Örtliche Zuständigkeit 

(1)Die örtliche Zuständigkeit des Unfallversiche-
rungsträgers für ein Unternehmen richtet sich nach 
dem Sitz des Unternehmens. Ist ein solcher nicht vor-
handen, gilt als Sitz der Wohnsitz oder gewöhnliche 
Aufenthaltsort des Unternehmers. Bei Arbeits-
gemeinschaften gilt als Sitz des Unternehmens der 
Ort der Tätigkeit. 

(2)Hat ein Unternehmen keinen Sitz im Inland, hat 
der Unternehmer einen Bevollmächtigten mit Sitz im 
Inland, beim Betrieb eines Seeschiffs mit Sitz in einem 
inländischen Seehafen zu bestellen. Dieser hat die 
Pflichten des Unternehmers. Als Sitz des Unter-
nehmens gilt der Ort der Bet riebsstätte im Inland, in 
Ermangelung eines solchen der Wohnsitz oder ge-
wöhnliche Aufenthalt des Bevollmächtigten. Ist kein 
Bevollmächtigter bestellt, gilt als Sitz des Unterneh-
mens Berlin. 

(3)Betreiben mehrere Personen ein Seeschiff, ha-
ben sie einen gemeinsamen Bevollmächtigten mit Sitz 
in einem inländischen Seehafen zu bestellen. Dieser 
hat die Pflichten des Unternehmers. 

(4)Soweit der Versicherungsschutz weder eine Be-
schäftigung noch eine Tätigkeit nach § 2 Abs. 2 noch 
eine selbständige Tätigkeit voraussetzt, richtet sich 
die örtliche Zuständigkeit nach dem Ort der versi-
cherten Tätigkeit. Wird diese im Ausland ausgeübt, 
richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach dem letz-
ten Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt der Ver-
sicherten im Inland. Ist ein solcher nicht vorhanden, 
gilt Berlin als Ort der versicherten Tätigkeit. 

(5)Erstreckt sich ein landwirtschaftliches Unter-
nehmen im Sinne des § 123 Abs. 1 Nr. 1 auf die Be-
zirke mehrerer Gemeinden, hat es seinen Sitz do rt , 
wo die gemeinsamen oder die seinen Hauptzwecken 
dienenden Wirtschaftsgebäude liegen, oder bei einem 
Unternehmen der Forstwirtschaft, wo der größte Teil 
der Forstgrundstücke liegt. Forstwirtschaftliche 
Grundstücke verschiedener Unternehmer gelten als 
Einzelunternehmen, auch wenn sie derselben Be-
triebsleitung unterstehen. 

§ 131 

Zuständigkeit für Hilfs- und Nebenunternehmen 

(1) Umfaßt ein Unternehmen verschiedenartige Be-
standteile (Hauptunternehmen, Nebenunternehmen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

VIERTER UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften über die Zuständigkeit 

§ 130 

unverändert 

§ 131 

Zuständigkeit für Hilfs- und Nebenunternehmen 

(1) unverändert 
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Hilfsunternehmen), ist der Unfallversicherungsträger 
zuständig, dem das Hauptunternehmen angehört. 

(2) Das Hauptunternehmen bildet den Schwerpunkt 
des Unternehmens. Hilfsunternehmen dienen über-
wiegend den Zwecken anderer Unternehmensbe-
standteile. Nebenunternehmen verfolgen überwie-
gend eigene Zwecke. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Neben- und Hilfsunternehmen, die Binnenschiff-
fahrt, Flößerei und Taucherei oder Fähren betrei-
ben, 

2. Neben- und Hilfsunternehmen, die Seefahrt be-
treiben, welche über den örtlichen Verkehr hin-
ausreicht, 

3. landwirtschaftliche Nebenunternehmen mit einer 
Größe von mehr als fünf Hektar, Friedhöfe sowie 
Nebenunternehmen des Wein-, Garten- und Ta-
bakbaus und anderer Spezialkulturen in einer 
Größe von mehr als 0,25 Hektar. Die Unfallversi-
cherungsträger können eine abweichende Verein-
barung für bestimmte Arten von Nebenunterneh-
men oder für bestimmte in ihnen beschäftigte 
Versichertengruppen treffen. 

§ 132 

Zuständigkeit für Unfallversicherungsträger 

Die Unfallversicherungsträger sind für sich und ihre 
eigenen Unternehmen zuständig. 

§ 133 

Zuständigkeit für Versicherte 

(1) Sofern in diesem Abschnitt keine abweichenden 
Regelungen getroffen sind, bestimmt sich die Zu-
ständigkeit für Versicherte nach der Zuständigkeit für 
das Unternehmen, für das die Versicherten tätig sind 
oder zu dem sie in einer besonderen, die Versiche-
rung begründenden Beziehung stehen. 

(2) Werden Versicherte einem Unternehmen von 
einem anderen Unternehmen überlassen, bestimmt 
sich die Zuständigkeit für die Versicherten nach der 
Zuständigkeit für das überlassende Unternehmen, so-
fern dieses zur Zahlung des Arbeitsentgelts verpflich-
tet ist. 

§ 134 

Zuständigkeit bei Berufskrankheiten 

Wurde im Falle einer Berufskrankheit die gefähr-
dende Tätigkeit für mehrere Unternehmen ausgeübt, 
für die verschiedene Unfallversicherungsträger zu-
ständig sind, richtet sich die Zuständigkeit nach dem 
Unternehmen, in dem die gefährdende Tätigkeit 
zuletzt ausgeübt wurde. Satz 1 gilt in den Fä llen von 
§ 3 der Berufskrankheiten-Verordnung entsprechend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Absatz 1 gilt nicht für 

1. entfällt 

1. Neben- und Hilfsunternehmen, die Seefahrt be-
treiben, welche über den örtlichen Verkehr hin-
ausreicht, 

2. landwirtschaftliche Nebenunternehmen mit einer 
Größe von mehr als fünf Hektar, Friedhöfe sowie 
Nebenunternehmen des Wein-, Garten- und Ta-
bakbaus und anderer Spezialkulturen in einer 
Größe von mehr als 0,25 Hektar. Die Unfallversi-
cherungsträger können eine abweichende Verein-
barung für bestimmte Arten von Nebenunterneh-
men oder für bestimmte in ihnen beschäftigte 
Versichertengruppen treffen. 

§ 132 

unverändert 

§ 133 

unverändert 

§ 134 

Zuständigkeit bei Berufskrankheiten 

Wurde im Falle einer Berufskrankheit die gefähr-
dende Tätigkeit für mehrere Unternehmen ausgeübt, 
für die verschiedene Unfallversicherungsträger zu-
ständig sind, richtet sich die Zuständigkeit nach dem 
Unternehmen, in dem die gefährdende Tätigkeit zu-
letzt ausgeübt wurde; die Unfallversicherungsträger 
können Näheres, auch Abweichendes, durch Ver- 
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§ 135 

Versicherung nach mehreren Vorschriften 

(1) Die Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 geht ei-
ner Versicherung vor 

1. nach § 2 Abs. 1 Nr. 2, wenn die Versicherten an 
der Aus- und Fortbildung auf Veranlassung des 
Unternehmers, bei dem sie beschäftigt sind, teil-
nehmen, 

2. nach § 2 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Maßnahmen auf 
Veranlassung des Unternehmers durchgeführt 
werden, bei dem die Versicherten beschäftigt sind, 

3. nach § 2 Abs. 1 Nr. 8, es sei denn, es handelt sich 
um Schüler beim Besuch berufsbildender Schulen, 

4. nach § 2 Abs. 1 Nr. 12, wenn die Versicherten an 
der Ausbildungsveranstaltung auf Veranlassung 
des Unternehmers, bei dem sie beschäftigt sind, 
teilnehmen, 

5. nach § 2 Abs. 1 Nr. 13 Buchstabe a oder Buch-
stabe c, wenn die Hilfeleistung im Rahmen von 
Verpflichtungen aus dem Beschäftigungsver-
hältnis erfolgt, 

6. nach § 2 Abs. 1 Nr. 17, 

7. nach § 2 Abs. 2. 

(2) Die Versicherung als selbständig Tätige nach § 2 
Abs. 1 Nr. 5, 6, 7 und 9 geht der Versicherung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 13 Buchstabe a oder Buchstabe c vor, es 
sei denn, die Hilfeleistung geht über eine dem eige-
nen Unternehmen dienende Tätigkeit hinaus. 

(3) Die Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 5, 9 und 10 
geht der Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 17 vor. 

(4) Die Versicherung des im landwirtschaftlichen 
Unternehmen mitarbeitenden Ehegatten nach § 2 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a geht der Versicherung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 vor. 

(5) Die Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 16 geht 
der Versicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 vor. 

(6) Kann über die Absätze 1 bis 5 hinaus eine Tä-
tigkeit zugleich nach mehreren Vorschriften des § 2 
versichert sein, geht die Versicherung vor, der die 
Tätigkeit vorrangig zuzurechnen ist. 

(7) Absatz 6 gilt entsprechend bei versicherten Tä-
tigkeiten nach § 2 und zugleich nach den §§ 3 und 6. 

§ 136 

Bescheid über die Zuständigkeit, 
Begriff des Unternehmers 

(1) Der Unfallversicherungsträger stellt Beginn und 
Ende seiner Zuständigkeit für ein Unternehmen durch 
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einbarung regeln. Satz 1 gilt in den Fällen von § 3 der 
Berufskrankheiten-Verordnung entsprechend. 

§ 135 

unverändert 

§ 136 

Bescheid über die Zuständigkeit, 
Begriff des Unternehmers 

(1) unverändert 
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schriftlichen Bescheid gegenüber dem Unternehmer 
fest. Ein Unternehmen beginnt bereits mit den vorbe-
reitenden Arbeiten für das Unternehmen. Bei in Ei-
genarbeit nicht gewerbsmäßig ausgeführten Bauar-
beiten kann der Unfallversicherungsträger von der 
Feststellung seiner Zuständigkeit durch schriftlichen 
Bescheid absehen. War die Feststellung der Zustän-
digkeit für ein Unternehmen von Anfang an unrichtig 
oder ändert sich die Zuständigkeit für ein Unterneh-
men, überweist der Unfallversicherungsträger dieses 
dem zuständigen Unfallversicherungsträger. Die 
Überweisung erfolgt im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Unfallversicherungsträger; sie ist dem Un-
ternehmer von dem überweisenden Unfallversiche-
rungsträger bekanntzugeben. 

(2) Die Feststellung der Zuständigkeit war von An-
fang an unrichtig, wenn sie den Zuständigkeitsrege-
lungen eindeutig widerspricht oder das Festhalten an 
dem Bescheid zu schwerwiegenden Unzuträglichkei-
ten führen würde. Eine wesentliche Änderung der tat-
sächlichen Verhältnisse im Sinne des § 48 Abs. 1 des 
Zehnten Buches, die zu einer Änderung der Zustän-
digkeit führt, liegt vor, wenn das Unternehmen 
grundlegend und auf Dauer umgestaltet worden ist. 

(3) Unternehmer ist 

1. derjenige, dem das Ergebnis des Unternehmens 
unmittelbar zum Vor- oder Nachteil gereicht oder 
der einen maßgeblichen Einfluß auf die Leitung 
des Unternehmens hat, 

2. bei nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder Nr. 15 versicherten 
Rehabilitanden der Rehabilitationsträger, 

3. bei Versicherten nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 8 der 
Sachkostenträger, 

4. beim Betrieb eines Seeschiffs der Reeder. 

(4) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand. 

§ 137 

Wirkung von Zuständigkeitsänderungen  

(1) Geht die Zuständigkeit für Unternehmen nach 
§ 136 Abs. 1 Satz 4 von einem Unfallversicherungsträ-
ger auf einen anderen über, bleibt bis zum Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Entscheidung über das 
Ende der Zuständigkeit des bisherigen Unfallver-
sicherungsträgers gegenüber dem Unternehmen bin-
dend wird, dieser Unfallversicherungsträger für das 
Unternehmen zuständig. Die Unfallversicherungsträ-
ger können Abweichendes vereinbaren. 

(2) Geht die Zuständigkeit für ein Unternehmen 
oder einen Unternehmensbestandteil von einem Un-
fallversicherungsträger auf einen anderen über, ist 
dieser auch hinsichtlich der Versicherungsfälle zu- 
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(2) unverändert 

(3) Unternehmer ist 

1. derjenige, dem das Ergebnis des Unternehmens 
unmittelbar zum Vor- oder Nachteil gereicht, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

(4) unverändert 

§ 137 

Wirkung von Zuständigkeitsänderungen 

(1) unverändert 

(2) Geht die Zuständigkeit für ein Unternehmen 
oder einen Unternehmensbestandteil von einem Un-
fallversicherungsträger auf einen anderen über, ist 
dieser auch hinsichtlich der Versicherungsfälle zu- 
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ständig, die vor dem Zuständigkeitswechsel eingetre-
ten sind; die Unfallversicherungsträger können Ab-
weichendes vereinbaren. 

§ 138 

Unterrichtung der Versicherten 

Die Unternehmer haben die in ihren Unternehmen 
tätigen Versicherten darüber zu unterrichten, welcher 
Unfallversicherungsträger für das Unternehmen zu-
ständig ist und an welchem Ort sich seine für Ent-
schädigungen zuständige Geschäftsstelle befindet. 

§ 139 

Vorläufige Zuständigkeit 

(1) Ist ein Unfallversicherungsträger der Ansicht, 
daß ein entschädigungspflichtiger Versicherungsfall 
vorliegt, für den ein anderer Unfallversicherungsträ-
ger zuständig ist, hat er vorläufige Leistungen nach 
§ 43 des Ersten Buches zu erbringen, wenn der ande-
re Unfallversicherungsträger sich nicht für zuständig 
hält oder die Prüfung der Zuständigkeit nicht inner-
halb von 21 Tagen abgeschlossen werden kann. 

(2) Wird einem Unfallversicherungsträger ein Ver-
sicherungsfall angezeigt, für den nach seiner Ansicht 
ein anderer Unfallversicherungsträger zuständig ist, 
hat er die Anzeige mit etwaigen weiteren Feststellun-
gen an den anderen Unfallversicherungsträger unver-
züglich abzugeben. Hält der andere Unfallversiche-
rungsträger sich nicht für zuständig oder kann die 
Zuständigkeit nicht innerhalb von 21 Tagen abschlie-
ßend geklärt werden, hat der erstangegangene Un-
fallversicherungsträger die weiteren Feststellungen 
zu treffen und erforderliche Leistungen nach § 43 des 
Ersten Buches zu erbringen. 

(3) Der von dem erstangegangenen Unfallversiche-
rungsträger angegangene Unfallversicherungsträger 
hat diesem unverzüglich seine Entscheidung nach 
den Absätzen 1 und 2 mitzuteilen. 

(4) Die Unfallversicherungsträger sind berechtigt, 
eine abweichende Vereinbarung über die Zuständig-
keit zur Erbringung vorläufiger Leistungen nach Ab-
satz 1 und zur Durchführung der weiteren Feststel-
lungen nach Absatz 2 zu treffen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Weitere Versicherungseinrichtungen 

§ 140 

Haftpflicht- und Auslandsversicherung 

(1) Die Berufsgenossenschaften können durch Be-
schluß der Vertreterversammlung eine Versicherung 
gegen Haftpflicht für die Unternehmer und die ihnen 
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ständig, die vor dem Zuständigkeitswechsel eingetre-
ten sind; die Unfallversicherungsträger können Ab-
weichendes vereinbaren. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Zuständigkeit für ein Unternehmen vom Bund auf 
einen anderen Unfallversicherungsträger übergeht. 

§ 138 

unverändert 

§ 139 

unverändert 

DRITTER ABSCHNITT 

Weitere Versicherungseinrichtungen 

§ 140 

Haftpflicht- und Auslandsversicherung 

(1) Die Braunschweigische landwirtschaftliche Be-
rufsgenossenschaft, die Land- und forstwirtschaft-
liche Berufsgenossenschaft Hessen und die Garten- 
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in der Haftpflicht Gleichstehenden einrichten. Für die 
Errichtung der Einrichtungen können die Berufs-
genossenschaften Mittel zur Verfügung stellen, die in 
einem angemessenen Zeitraum zu erstatten sind. 

(2) Die Unfallversicherungsträger können durch Be-
schluß der Vertreterversammlung eine Versicherung 
gegen Unfälle einrichten, die Personen im Zu-
sammenhang mit einer Beschäftigung bei einem in-
ländischen Unternehmen im Ausland erleiden, wenn 
diese Personen nicht bereits Versicherte im Sinne die-
ses Buches sind. 

(3) Die Teilnahme an der Versicherung erfolgt auf 
Antrag der Unternehmer. Die Mittel der Versicherung 
werden von den Unternehmern aufgebracht, die der 
Versicherung angeschlossen sind. Die Beschlüsse der 
Vertreterversammlung, die sich auf die Einrichtungen 
beziehen, bedürfen der Genehmigung der Aufsichts-
behörde. 

§ 141 

Träger der Versicherungseinrichtungen, 
Aufsicht 

Träger der Haftpflicht- und Auslandsversicherung 
ist der Unfallversicherungsträger. Die Aufsicht mit 
Ausnahme der Fachaufsicht führt die für den Unfall-
versicherungsträger zuständige Aufsichtsbehörde. 

§ 142 

Gemeinsame Einrichtungen 

(1) Unfallversicherungsträger, die dieselbe Auf-
sichtsbehörde haben, können vereinbaren, gemein-
same Einrichtungen der Haftpflicht- und Auslands-
versicherung zu errichten. 

(2) Die Vereinbarung wird mit Beginn eines Ka-
lenderjahres wirksam. Die Beschlüsse der Vertreter-
versammlungen über die Vereinbarung bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

§ 143 

Seemannskasse 

(1) Die See-Berufsgenossenschaft kann unter ihrer 
Haftung mit Genehmigung des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordung für die Gewährung eines 
Überbrückungsgeldes nach Vollendung des 55. Le-
bensjahres sowie eines Überbrückungsgeldes auf Zeit 
bei einem früheren Ausscheiden aus der Seefahrt an 
Seeleute sowie Küstenschiffer und Küstenfischer, die 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 versichert sind, eine See-
mannskasse mit eigenem Haushalt einrichten. Die 
Mittel für die Seemannskasse sind im Wege der Um-
lage durch die Unternehmer aufzubringen, die bei ihr 
versichert sind oder die bei ihr Versicherte beschäfti-
gen. Das Nähere, insbesondere über die Vorausset-
zungen und den Umfang der Leistungen sowie die 
Festsetzung und die Zahlung der Beiträge, bestimmt 
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bau-Berufsgenossenschaft können eine Versicherung 
gegen Haftpflicht für die Unternehmer und die ihnen 
in der Haftpflicht Gleichstehenden betreiben. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 141 

unverändert 

§ 142 

Gemeinsame Einrichtungen 

(1) Unfallversicherungsträger, die dieselbe Auf-
sichtsbehörde haben, können vereinbaren, gemein-
same Einrichtungen der Auslandsversicherung zu er-
richten. 

(2) unverändert 

§ 143 

unverändert 
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die Satzung der Seemannskasse; die Satzung kann 
auch eine Beteiligung der Seeleute an der Aufbrin-
gung der Mittel vorsehen. Die Satzung bedarf der 
Genehmigung des Bundesversicherungsamtes. 

(2) Die Organe und die Geschäftsführung der See-
Berufsgenossenschaft vertreten und verwalten die 
Seemannskasse nach deren Satzung. Die Aufsicht 
über die Seemannskasse führt das Bundesversiche-
rungsamt. 

(3) Soweit die Seemannskasse bei der Durchfüh-
rung ihrer Aufgaben die Seekasse in Anspruch 
nimmt, hat sie die der Seekasse hierdurch entstehen-
den Verwaltungskosten in vollem Umfang zu erstat-
ten. 

VIERTER ABSCHNITT 

Dienstrecht 

§ 144 

Dienstordnung 

Die Vertreterversammlung des Unfallversiche-
rungsträgers hat die Ein- und Anstellungsbedingun-
gen und die Rechtsverhältnisse der Angestellten un-
ter Berücksichtigung des Grundsatzes der funktions-
gerechten Stellenbewertung durch eine Dienstord-
nung angemessen zu regeln, soweit nicht die Ange-
stellten nach Tarifvertrag oder außertariflich ange-
stellt werden. Dies gilt nicht für Unfallversicherungs-
träger mit Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 121 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

§ 145 

Regelungen in der Dienstordnung 

Die Dienstordnung hat die Folgen der Nichterfül-
lung von Pflichten und die Zuständigkeit für deren 
Festsetzung zu regeln. Weitergehende Rechtsnachtei-
le, als sie das Disziplinarrecht für Beamte zuläßt, 
dürfen nicht vorgesehen werden. 

§ 146 

Verletzung der Dienstordnung 

Widerspricht ein Dienstvertrag der Dienstordnung, 
ist er insoweit nichtig. Dies gilt nicht, wenn der Wi-
derspruch zwischen Dienstvertrag und Dienstordnung 
auf einer nach Abschluß des Vertrages in Kraft getre-
tenen Änderung der Dienstordnung zum Nachteil des 
Angestellten beruht. 

§ 147 

Aufstellung und Änderung der Dienstordnung 

(1) Vor Aufstellung der Dienstordnung hat der Vor-
stand des Unfallversicherungsträgers die Personalver-
tretung zu hören. 

(2) Die Dienstordnung bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Dienstrecht 

§ 144 

unverändert 

§ 145 

unverändert 

§ 146 

unverändert 

§ 147 

unverändert 
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(3) Wird die Genehmigung versagt und wird in der 
festgesetzten Frist eine andere Dienstordnung nicht 
aufgestellt oder wird sie nicht genehmigt, erläßt die 
Aufsichtsbehörde die Dienstordnung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Änderungen der 
Dienstordnung entsprechend. 

§ 148 

Dienstrechtliche Vorschriften für 
die Eisenbahn-Unfallkasse 

(1) Die Eisenbahn-Unfallkasse besitzt Dienstherrn-
fähigkeit im Sinne des § 121 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes. Die Beamten sind mittelbare Bundesbe-
amte. Bei der Unfallkasse können die nach § 26 Abs. 1 
des Bundesbesoldungsgesetzes zulässigen Obergren-
zen für Beförderungsämter überschritten werden, so-
weit dies wegen der mit den Funktionen verbunde-
nen Anforderungen erforderlich ist. Für die Angestell-
ten und Arbeiter gelten die Bestimmungen für Ar-
beitnehmer des Bundes. 

(2) Das Bundesministerium für Verkehr ernennt und 
entläßt auf Vorschlag des Vorstandes der Unfallkasse 
die Beamten. Es kann seine Befugnis auf den Vor-
stand übertragen mit dem Recht, diese Befugnis ganz 
oder teilweise auf den Geschäftsführer weiter zu 
übertragen. 

(3) Oberste Dienstbehörde ist für den Geschäftsfüh-
rer und seinen Stellvertreter das Bundesministerium 
für Verkehr, für die übrigen Beamten der Vorstand 
der Unfallkasse, der seine Befugnisse ganz oder teil-
weise auf den Geschäftsführer übertragen kann. 

(4) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 können das 
Bundeseisenbahnvermögen und die Unternehmen, 
für deren Versicherte die Eisenbahn-Unfallkasse Trä-
ger der Unfallversicherung ist, für die Verwaltung der 
Eisenbahn-Unfallkasse erforderliches Personal gegen 
Kostenerstattung zur Verfügung stellen. Das gilt ins-
besondere für Beamte und Arbeitnehmer, die bei 
Errichtung der Eisenbahn-Unfallkasse Aufgaben 
der Unfallverhütung beim Bundeseisenbahnvermö-
gen oder der Unfallver sicherung bei der Bundesbahn-
Ausführungsbehörde für Unfa llversicherung wahrge-
nommen haben. Das Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz findet keine Anwendung. 

§ 149 

Dienstrechtliche Vorschriften für die Unfallkasse 
Post und Telekom 

(1) Die Unfallkasse Post und Telekom besitzt 
Dienstherrnfähigkeit im Sinne des § 121 des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes. Die Beamten sind mittel-
bare Bundesbeamte. Bei der Unfallkasse können die 
nach § 26 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes zu-
lässigen Obergrenzen für Beförderungsämter über-
schritten werden, soweit dies wegen der mit den 
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Funktionen verbundenen Anforderungen erforderlich 
ist. Für die Angestellten und Arbeiter gelten die Be-
stimmungen für Arbeitnehmer des Bundes mit beson-
deren Ergänzungen, soweit dies wegen der mit den 
Funktionen verbundenen Anforderungen erforderlich 
ist. 

(2) Das Bundesministerium für Post und Telekom-
munikation ernennt und entläßt auf Vorschlag des 
Vorstandes der Unfallkasse die Beamten. Es kann 
seine Befugnis auf den Vorstand übertragen mit dem 
Recht, diese Befugnis ganz oder teilweise auf den Ge-
schäftsführer weiter zu übertragen. 

(3) Oberste Dienstbehörde für den Geschäftsführer 
und seinen Stellvertreter ist das Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation, für die übrigen Be-
amten der Vorstand der Unfallkasse Post und Tele-
kom, der seine Befugnisse ganz oder teilweise auf 
den Geschäftsführer übertragen kann. 

(4) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 können das 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
und die Unternehmen, für deren Versicherte die Un-
fallkasse Post und Telekom Träger der Unfallversi-
cherung ist, für die Aufgabenerfüllung der Unfall-
kasse Post und Telekom erforderliches Personal ge-
gen Kostenerstattung zur Verfügung stellen. Dies gilt 
insbesondere für Beamte und Arbeitnehmer, die bei 
der Errichtung der Unfallkasse Post und Telekom 
Aufgaben der Unfa llversicherung einschließlich 
Überwachung und Prävention bei der Bundespost-
Ausführungsbehörde für Unfa llversicherung oder der 
Zentralstelle Arbeitsschutz im Bundesamt für Post 
und Telekommunikation wahrgenommen haben. Das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz findet keine An-
wendung. 

SECHSTES KAPITEL 

Aufbringung der Mittel 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Beitragspflicht 

§ 150 

Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig sind die Unternehmer, für 
deren Unternehmen Versicherte tätig sind oder zu 
denen Versicherte in einer besonderen, die Versiche-
rung begründenden Beziehung stehen. Die nach § 2 
versicherten Unternehmer sowie die nach § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und § 6 Abs. 1 Versicherten sind selbst bei-
tragspflichtig. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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Aufbringung der Mittel 

ERSTER ABSCHNITT 
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ERSTER UNTERABSCHNITT 

Beitragspflicht 
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(2) Neben den Unternehmern sind beitragspflichtig 

1. die Auftraggeber, soweit sie Zwischenmeistern 
und Hausgewerbetreibenden zur Zahlung von 
Entgelt verpflichtet sind, 

2. die Reeder, soweit beim Betrieb von Seeschiffen 
andere Unternehmer sind oder auf Seeschiffen 
durch andere ein Unternehmen bet rieben wird. 

Die in den Nummern 1 und 2 Genannten sowie die in 
§ 130 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 genannten Bevoll-
mächtigten haften mit den Unternehmern als Gesamt-
schuldner. 

(3) Für die Beitragshaftung bei der Arbeitnehmer-
überlassung gilt § 28 e Abs. 2 und 4 des Vierten Bu-
ches entsprechend. 

(4) Bei einem Wechsel der Person des Unterneh-
mers sind der bisherige Unternehmer und sein Nach-
folger bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
Wechsel angezeigt wurde, zur Zahlung der Beiträge 
und damit zusammenhängender Leistungen als Ge-
samtschuldner verpflichtet. 

§ 151 

Beitragserhebung bei überbetrieblichen 
arbeitsmedizinischen und 

sicherheitstechnischen Diensten 

Die Mittel für die Einrichtungen nach § 24 werden 
von den Unternehmern aufgebracht, die diesen Ein-
richtungen angeschlossen sind. Die Satzung bestimmt 
das Nähere über den Maßstab, nach dem die Mittel 
aufzubringen sind, und über die Fälligkeit. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Beitragshöhe 

§ 152 

Umlage 

(1) Die Beiträge werden nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Beitragsansprüche dem Grunde 
nach entstanden sind, im Wege der Umlage festge-
setzt. Die Umlage muß den Bedarf des abgelaufenen 
Kalenderjahres einschließlich der zur Ansammlung 
der Rücklage nötigen Beträge decken. Darüber hin-
aus dürfen Beiträge nur zur Zuführung zu den Be-
triebsmitteln erhoben werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden die Beiträge 
für in Eigenarbeit nicht gewerbsmäßig ausgeführte 
Bauarbeiten (nicht gewerbsmäßige Bauarbeiten) au-
ßerhalb der Umlage erhoben. 

§ 153 

Berechnungsgrundlagen 

(1) Berechnungsgrundlagen für die Beiträge sind, 
soweit sich aus den nachfolgenden Vorschriften nicht 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 
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etwas anderes ergibt, der Finanzbedarf (Umlagesoll), 
die Arbeitsentgelte der Versicherten und die Ge-
fahrklassen. 

(2) Das Arbeitsentgelt der Versicherten wird bis zur 
Höhe des Höchstjahresarbeitsverdienstes zugrunde 
gelegt. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß der Beitrags-
berechnung mindestens das Arbeitsentgelt in Höhe 
des Mindestjahresarbeitsverdienstes für Versicherte, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, zugrunde ge-
legt wird. Waren die Versicherten nicht während des 
ganzen Kalenderjahres oder nicht ganztägig beschäf-
tigt, wird ein entsprechender Teil dieses Betrages zu-
grunde gelegt. 

§ 154 

Berechnungsgrundlagen in besonderen Fällen 

(1) Berechnungsgrundlage für die Beiträge der kraft 
Gesetzes versicherten selbständig Tätigen, der kraft 
Satzung versicherten Unternehmer und Ehegatten 
und der freiwillig Versicherten ist anstelle der Ar-
beitsentgelte der kraft Satzung bestimmte Jahresar-
beitsverdienst (Versicherungssumme). Beginnt oder 
endet die Versicherung im Laufe eines Kalenderjah-
res, wird der Beitragsabrechnung nur ein entspre-
chender Teil des Jahresarbeitsverdienstes zugrunde 
gelegt. Die Beiträge werden für volle Monate erho-
ben. 

(2) Soweit bei der See-Berufsgenossenschaft für das 
Arbeitsentgelt oder das Arbeitseinkommen Durch-
schnittssätze gelten, sind diese maßgebend. Die Sat-
zung der See-Berufsgenossenschaft kann bestimmen, 
daß der Beitragsberechnung der Jahresarbeitsver-
dienst von Versicherten, die nicht als Kapitän, Besat-
zungsmitglied oder sonst im Rahmen des Schiffsbe-
triebes tätig sind, nur zum Teil zugrunde gelegt wird. 

§ 155 

Beiträge nach der Zahl der Versicherten 

Die Satzung kann bestimmen, daß die Beiträge 
nicht nach Arbeitsentgelten, sondern nach der Zahl 
der Versicherten unter Berücksichtigung der Gefähr-
dungsrisiken berechnet werden. Grundlage für die 
Ermittlung der Gefährdungsrisiken sind die Lei-
stungsaufwendungen. § 157 Abs. 5 und § 158 Abs. 2 
gelten entsprechend. 

§ 156 

Beiträge nach einem auf Arbeitsstunden 
aufgeteilten Arbeitsentgelt 

Die Satzung kann bestimmen, daß das für die Be-
rechnung der Beiträge maßgebende Arbeitsentgelt 
nach der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden oder 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 154 

Berechnungsgrundlagen in besonderen Fällen 

(1) Berechnungsgrundlage für die Beiträge der kraft 
Gesetzes versicherten selbständig Tätigen, der kraft 
Satzung versicherten Unternehmer und Ehegatten 
und der freiwillig Versicherten ist anstelle der Ar-
beitsentgelte der kraft Satzung bestimmte Jahresar-
beitsverdienst (Versicherungssumme). Beginnt oder 
endet die Versicherung im Laufe eines Kalenderjah-
res, wird der Beitragsberechnung nur ein entspre-
chender Teil des Jahresarbeitsverdienstes zugrunde 
gelegt. Die Beiträge werden für volle Monate erho-
ben. 

(2) unverändert 
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unverändert 
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den für die jeweiligen Arbeiten nach allgemeinen 
Erfahrungswerten durchschnittlich aufzuwendenden 
Arbeitsstunden berechnet wird; als Entgelt für die Ar-
beitsstunde kann höchstens der 2100. Teil der Be-
zugsgröße bestimmt werden. 

§ 157 

Gefahrtarif 

(1) Der Unfallversicherungsträger setzt als autono-
mes Recht einen Gefahrtarif fest. In dem Gefahrtarif 
sind zur Abstufung der Beiträge Gefahrklassen fest-
zustellen. Die See-Berufsgenossenschaft kann Ge-
fahrklassen feststellen. 

(2) Der Gefahrtarif wird nach Tarifstellen geglie-
dert, in denen Gefahrengemeinschaften nach Gefähr-
dungsrisiken unter Berücksichtigung eines versiche-
rungsmäßigen Risikoausgleichs gebildet werden. Für 
nicht gewerbsmäßige Bauarbeiten kann eine Tarif-
stelle mit einer Gefahrklasse vorgesehen werden. 

(3) Die Gefahrklassen werden aus dem Verhältnis 
der gezahlten Leistungen zu den Arbeitsentgelten be-
rechnet. 

(4) Der Gefahrtarif hat eine Bestimmung über die 
Festsetzung der Gefahrklassen oder die Berechnung 
der Beiträge für fremdartige Nebenunternehmen vor-
zusehen. Die Berechnungsgrundlagen des Unfallver-
sicherungsträgers, dem die Nebenunternehmen als 
Hauptunternehmen angehören würden, sind dabei zu 
beachten. 

(5) Der Gefahrtarif hat eine Geltungsdauer von 
höchstens sechs Kalenderjahren. 

(6) Die Satzung der See-Berufsgenossenschaft kann 
vorsehen, daß für Fahrten mit besonders gefährlicher 
Ladung oder in besonders gefährlichen Gewässern 
oder Jahreszeiten höhere Beiträge zu zahlen sind, und 
das Nähere über die Anmeldung der Fahrten regeln. 

§ 158 

Genehmigung 

(1) Der Gefahrtarif und jede Änderung bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Der Unfallversicherungsträger hat spätestens 
drei Monate vor Ablauf der Geltungsdauer des Ge-
fahrtarifs der Aufsichtsbehörde beabsichtigte Ände-
rungen mitzuteilen. Wird der Gefahrtarif in einer von 
der Aufsichtsbehörde gesetzten Frist nicht aufgestellt 
oder wird er nicht genehmigt, stellt ihn die Auf-
sichtsbehörde auf. § 89 des Vierten Buches gilt. 

§ 159 

Veranlagung der Unternehmen 
zu den Gefahrklassen 

(1) Der Unfallversicherungsträger veranlagt die Un-
ternehmen für die Tarifzeit nach dem Gefahrtarif 
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zu den Gefahrklassen. Satz 1 gilt nicht für nicht ge-
werbsmäßige Bauarbeiten. 

(2) Soweit die Unternehmer ihrer Auskunftspflicht 
nach § 98 des Zehnten Buches nicht nachkommen, 
nimmt der Unfallversicherungsträger die Veranla-
gung nach eigener Einschätzung der bet rieblichen 
Verhältnisse vor. 

§ 160 

Änderung der Veranlagung 

(1) Treten in den Unternehmen Änderungen ein, 
hebt der Unfallversicherungsträger den Veranla-
gungsbescheid mit Beginn des Monats auf, der der 
Änderungsmitteilung durch die Unternehmer folgt. 

(2) Ein Veranlagungsbescheid wird mit Wirkung für 
die Vergangenheit aufgehoben, soweit 

1. die Veranlagung zu einer zu niedrigen Gefahr-
klasse geführt hat oder eine zu niedrige Gefahr-
klasse beibehalten worden ist, weil die Unterneh-
mer ihren Mitteilungspflichten nicht oder nicht 
rechtzeitig nachgekommen sind oder ihre Anga-
ben in wesentlicher Hinsicht un richtig oder un-
vollständig waren, 

2. die Veranlagung zu einer zu hohen Gefahrklasse 
von den Unternehmern nicht zu vertreten ist. 

(3) In allen übrigen Fällen wird ein Veranlagungs-
bescheid mit Beginn des Monats, der der Bekannt-
gabe des Änderungsbescheides folgt, aufgehoben. 

§ 161 

Mindestbeitrag 

Die Satzung kann bestimmen, daß ein einheitlicher 
Mindestbeitrag erhoben wird. 

§ 162 

Zuschläge, Nachlässe, Prämien 

(1) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften ha-
ben unter Berücksichtigung der anzuzeigenden Ver-
sicherungsfälle Zuschläge aufzuerlegen oder Nach-
lässe zu bewilligen. Versicherungsfälle nach § 8 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 bleiben dabei außer Ansatz. Das 
Nähere bestimmt die Satzung; dabei kann sie Versi-
cherungsfälle, die durch höhere Gewalt oder durch 
alleiniges Verschulden nicht zum Unternehmen gehö-
render Personen eintreten, und Versicherungsfälle 
auf Betriebswegen sowie Berufskrankheiten ausneh-
men. Die Höhe der Zuschläge und Nachlässe richtet 
sich nach der Zahl, der Schwere oder den Aufwen-
dungen für die Versicherungsfälle oder nach mehre-
ren dieser Merkmale. Die landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaften können durch Satzung bestim-
men, daß entsprechend den Sätzen 1 bis 4 Zuschläge 
auferlegt oder Nachlässe bewil ligt werden. 
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Zuschläge auferlegt oder Nachlässe bewi lligt werden. 
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(2) Die Unfallversicherungsträger können unter Be-
rücksichtigung der Wirksamkeit der von den Unter-
nehmern getroffenen Maßnahmen zur Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit Prämien gewähren. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für nicht ge-
werbsmäßige Bauarbeiten. 

§ 163 

Beitragszuschüsse für Küstenfischer 

(1) Für die Unternehmen der Küstenfischerei, deren 
Unternehmer nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 versichert sind, 
haben die Länder mit Küstenbezirken im voraus be-
messene Zuschüsse zu den Beiträgen zu leisten; die 
Höhe der Zuschüsse stellt das Bundesversiche-
rungsamt im Benehmen mit den obersten Verwal-
tungsbehörden der Länder mit Küstenbezirken jähr-
lich fest. Die Zuschüsse sind für jedes Land entspre-
chend der Höhe des Jahresarbeitsverdienstes der 
in diesen Unternehmen tätigen Versicherten unter 
Heranziehung des Haushaltsvoranschlages der See-
Berufsgenossenschaft festzustellen. 

(2) Die Länder können die Beitragszuschüsse auf 
die Gemeinden oder Gemeindeverbände entspre-
chend der Höhe des Jahresarbeitsverdienstes der 
Versicherten in Unternehmen der Küstenfischerei, die 
in ihrem Bezirk tätig sind, verteilen. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Vorschüsse und Sicherheitsleistungen 

§ 164 

Beitragsvorschüsse und Sicherheitsleistungen 

(1) Zur Sicherung des Beitragsaufkommens können 
die Unfallversicherungsträger Vorschüsse bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Jahresbedarfs erheben. 

(2) Die Unfallversicherungsträger können bei einem 
Wechsel der Person des Unternehmers oder bei Ein-
stellung des Unternehmens eine Beitragsabfindung 
oder auf Antrag eine Sicherheitsleistung festsetzen. 
Das Nähere bestimmt die Satzung. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Unfallversicherungsträger können unter Be-
rücksichtigung der Wirksamkeit der von den Unter-
nehmern getroffenen Maßnahmen zur Verhütung von 
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1. der Betrieb mit Hochseekuttern bis zu 250 Ku-
bikmetern Rauminhalt, Küstenkuttern, Fischer-
booten und ähnlichen Fahrzeugen, 

2. die Fischerei ohne Fahrzeug auf den in § 121 
Abs. 3 Nr. 1 bis 3 genannten Gewässern. 
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VIERTER UNTERABSCHNITT 

Umlageverfahren 

§ 165 

Nachweise 

(1) Die Unternehmer haben zur Berechnung der 
Umlage innerhalb von sechs Wochen nach Ablauf ei-
nes Kalenderjahres die Arbeitsentgelte der Versicher-
ten und die geleisteten Arbeitsstunden in der vom 
Unfallversicherungsträger geforderten Aufteilung zu 
melden (Lohnnachweis). Die Satzung kann die Frist 
nach Satz 1 verlängern. Sie kann auch bestimmen, 
daß die Unternehmer weitere zur Berechnung der 
Umlage notwendige Angaben zu machen haben. 

(2) Die Unternehmer nicht gewerbsmäßiger Bauar-
beiten haben zur Berechnung der Beiträge einen 
Nachweis über die sich aus der Satzung ergebenden 
Berechnungsgrundlagen in der vom Unfallversiche-
rungsträger geforderten Frist und Form einzureichen. 
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Soweit die Unternehmer die Angaben nicht, 
nicht rechtzeitig, falsch oder unvollständig machen, 
kann der Unfallversicherungsträger eine Schätzung 
vornehmen. 

(4) Die Unternehmer haben über die den Angaben 
nach den Absätzen 1 und 2 zugrundeliegenden Tatsa-
chen Aufzeichnungen zu führen und diese minde-
stens fünf Jahre lang aufzubewahren. 

§ 166 

Auskunftspflicht der Unternehmer 
und Beitragsüberwachung 

Für die Auskunftspflicht der Unternehmer und die 
Beitragsüberwachung gelten § 98 des Zehnten Bu-
ches, § 28p des Vierten Buches und die Beitrags-
überwachungsverordnung vom 22. Mai 1989 (BGBl. I 
S. 992), geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
13. Juni 1994 (BGBl. I S. 1229), entsprechend mit der 
Maßgabe, daß sich die Auskunfts- und Vorlagepflicht 
der Unternehmer und die Prüfungs- und Überwa-
chungsbefugnis der Unfallversicherungsträger auch 
auf Angaben und Unterlagen über die bet rieblichen 
Verhältnisse erstreckt, die für die Veranlagung der 
Unternehmen und für die Zuordnung der Entgelte der 
Versicherten zu den Gefahrklassen erforderlich sind; 
die Prüfungsabstände bestimmt der Unfallversiche-
rungsträger. 

§167 

Beitragsberechnung 

(1) Der Beitrag ergibt sich aus den zu berücksichti-
genden Arbeitsentgelten, den Gefahrklassen und 
dem Beitragsfuß. 
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(2) Die Unternehmer nicht gewerbsmäßiger Bau-
arbeiten haben zur Berechnung der Beiträge einen 
Nachweis über die sich aus der Satzung ergebenden 
Berechnungsgrundlagen in der vom Unfallversiche-
rungsträger geforderten Frist einzureichen. Der Un-
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Satz 1 eine bestimmte Form vorschreiben. Absatz 1 
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(2) Der Beitragsfuß wird durch Division des Um-
lagesolls durch die Beitragseinheiten (Arbeitsent-
gelte x Gefahrklassen) berechnet. Beitragseinheiten 
der Unternehmen nicht gewerbsmäßiger Bauarbeiten 
werden nicht berücksichtigt; für diese Unternehmen 
wird der Beitrag nach dem Beitragsfuß des letzten 
Umlagejahres berechnet. 

(3) Die Einzelheiten der Beitragsberechnung be-
stimmt die Satzung. 

§ 168 

Beitragsbescheid 

(1) Der Unfallversicherungsträger teilt den Bei-
tragspflichtigen den von ihnen zu zahlenden Beitrag 
schriftlich mit. 

(2) Der Beitragsbescheid darf mit Wirkung für die 
Vergangenheit zuungunsten der Beitragspflichtigen 
nur dann aufgehoben werden, wenn 

1. die Veranlagung des Unternehmens zu den Ge-
fahrklassen nachträglich geändert wird, 

2. der Lohnnachweis unrichtige Angaben enthält 
oder sich die Schätzung als unrichtig erweist, 

3. die Anmeldung nach § 157 Abs. 6 unrichtige oder 
unvollständige Angaben enthält oder unterblieben 
ist. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß die Unter-
nehmer ihren Beitrag selbst zu errechnen haben; sie 
regelt das Verfahren sowie die Fälligkeit des Beitra-
ges. 

(4) Für Unternehmen nicht gewerbsmäßiger Bauar-
beiten wird der Beitrag festgestellt, sobald der An-
spruch entstanden und der Höhe nach bekannt ist. 

§ 169 

Beitragseinzug bei der 
See-Berufsgenossenschaft 

Die Satzung der See-Berufsgenossenschaft kann 
bestimmen, daß die Beiträge für die in § 176 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 des Fünften Buches genannten Seeleute 
zusammen mit den Gesamtsozialversicherungsbeiträ-
gen von der See-Krankenkasse eingezogen werden; 
die Satzung kann das Verfahren regeln. 

§ 170 

Beitragszahlung an einen 
anderen Unfallversicherungsträger 

Soweit das Arbeitsentgelt bereits in dem Lohn-
nachweis für einen anderen Unfallversicherungsträ-
ger enthalten ist und die Beiträge, die auf dieses Ar-
beitsentgelt entfallen, an diesen Unfallversicherungs-
träger gezahlt sind, besteht bis zur Höhe der gezahl-
ten Beiträge ein Anspruch auf Zahlung von Beiträgen 
nicht. Die Unfallversicherungsträger stellen unter-
einander fest, wem der gezahlte Beitrag zusteht. 
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FÜNFTER UNTERABSCHNITT 

Betriebsmittel und Rücklage 

§ 171 

Betriebsmittel 

Die Betriebsmittel dürfen den eineinhalbfachen Be-
trag der Aufwendungen des abgelaufenen Kalender-
jahres nicht übersteigen; die Satzung kann diesen 
Betrag auf den zweifachen Betrag erhöhen. 

§ 172 

Rücklage 

(1) Die Rücklage wird bis zur Höhe des Zweifachen 
der im abgelaufenen Kalenderjahr gezahlten Renten 
gebildet. Bis sie diese Höhe erreicht, wird ihr jährlich 
ein Betrag in Höhe von 3 vom Hundert der gezahlten 
Renten zugeführt. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des Un-
fallversicherungsträgers genehmigen, daß die Rück-
lage bis zu einer geringeren Höhe angesammelt wird 
oder ihr höhere, geringere oder keine Beträge zuge-
führt werden. 

(3) Die Zinsen aus der Rücklage fließen dieser zu, 
bis sie die sich aus Absatz 1 oder Absatz 2 ergebende 
Höhe erreicht hat. 

(4) Die Entnahme von Mitteln aus der Rücklage be-
darf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Dabei 
setzt sie die Höhe eines weiteren Betrages fest, der 
bei den folgenden Umlagen zusätzlich zu den Beträ-
gen nach den Absätzen 1 bis 3 der Rücklage zuge-
führt wird. 

SECHSTER UNTERABSCHNITT 

Zusammenlegung und Teilung der Last, 
Teilung der Entschädigungslast bei 

Berufskrankheiten, Erstattungsansprüche der land

-

wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 173 

Zusammenlegung und Teilung der Last 

(1) Die gewerblichen und landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaften können jeweils vereinbaren, 
ihre Entschädigungslast ganz oder zum Teil gemein-
sam zu tragen. Dabei wird vereinbart, wie die ge-
meinsame Last auf die beteiligten Berufsgenossen-
schaften zu verteilen ist. Die Vereinbarung bedarf der 
Zustimmung der Vertreterversammlungen und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörden der beteiligten 
Berufsgenossenschaften. Sie darf nur mit dem Be-
ginn eines Kalenderjahres wirksam werden. 

(2) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 1 nicht 
zustande und erscheint es zur Abwendung der Ge- 
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Betriebsmittel und Rücklage 
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fährdung der Leistungsfähigkeit einer Berufsgenos-
senschaft erforderlich, so kann das Bundesministe-
rium für Arbeit und Sozialordnung durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestim-
men, daß Berufsgenossenschaften ihre Entschädi-
gungslast für ein Kalenderjahr ganz oder zum Teil 
gemeinsam tragen oder eine vorübergehend nicht 
leistungsfähige Berufsgenossenschaft unterstützen, 
und das Nähere über die Verteilung der Last und die 
Höhe der Unterstützung regeln. Sollen nur lan-
desunmittelbare Berufsgenossenschaften beteiligt 
werden, gilt die Ermächtigung des Satzes 1 für die 
Landesregierungen der Länder, in denen die Berufs-
genossenschaften ihren Sitz haben. 

(3) Der Anteil der Berufsgenossenschaft an der ge-
meinsamen Last wird wie die Entschädigungsbeträge, 
die die Berufsgenossenschaft nach diesem Gesetz zu 
leisten hat, auf die Unternehmer verteilt, sofern die 
Vertreterversammlung nicht etwas anderes be-
schließt. 

(4) Gilt nach § 130 Abs. 2 Satz 4 als Sitz des Un-
ternehmens Berlin, kann der für die Entschädigung 
zuständige Unfallversicherungsträger von den ande-
ren sachlich aber nicht örtlich zuständigen Unfall-
versicherungsträgern einen Ausgleich verlangen. Die 
Unfallversicherungsträger regeln das Nähere durch 
Vereinbarung. 

§ 174 

Teilung der Entschädigungslast 
bei Berufskrankheiten 

(1) In den Fällen des § 134 kann der für die Ent-
schädigung zuständige Unfallversicherungsträger von 
den anderen einen Ausgleich verlangen. 

(2) Die Höhe des Ausgleichs nach Absatz 1 richtet 
sich nach dem Verhältnis der Dauer der gefährden-
den Tätigkeit in dem jewei ligen Unternehmen zur 
Dauer aller gefährdenden Tätigkeiten. 

(3) Die Unfallversicherungsträger regeln das Nähe-
re durch Vereinbarung; sie können dabei einen von 
Absatz 2 abweichenden Verteilungsmaßstab wählen, 
einen pauschalierten Ausgleich vorsehen oder von ei-
nem Ausgleich absehen. 

§ 175 

Erstattungsansprüche der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

Erleiden vorübergehend für ein landwirtschaftliches 
Unternehmen Tätige einen Versicherungsfall und ist 
für ihre hauptberufliche Tätigkeit ein anderer Unfall-
versicherungsträger als eine landwirtschaftliche Be-
rufsgenossenschaft zuständig, erstattet dieser der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft die Lei-
stungen, die über das hinausgehen, was mit gleichen 
Arbeiten dauernd in der Landwirtschaft Beschäftigte 
zu beanspruchen haben. 
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SIEBTER UNTERABSCHNITT 

Ausgleich unter den gewerblichen 
Berufsgenossenschaften 

§ 176 

Ausgleichspflicht 

(1) Soweit 

1. der Rentenlastsatz einer gewerblichen Berufs-
genossenschaft das 4,5fache des durchschnittli-
chen Rentenlastsatzes der Berufsgenossenschaften 
oder 

2. der Entschädigungslastsatz einer dieser Berufs-
genossenschaften das Fünffache des durchschnitt-
lichen 	Entschädigungslastsatzes 	der 	Be

-

rufsgenossenschaften 

übersteigt, gleichen die Berufsgenossenschaften den 
übersteigenden Lastenanteil untereinander aus. 

(2) Erhöht sich der Rentenlastsatz einer gewerbli-
chen Berufsgenossenschaft innerhalb von fünf Jahren, 
beginnend mit dem vierten dem Umlagejahr voraus-
gegangenen Jahr, auf mehr als das 1,5f ache 

 des Rentenlastsatzes, den sie bei Zugrundelegung der 
Veränderung des durchschnittlichen Rentenlastsatzes 
der Berufsgenossenschaften erreicht hätte, gilt Ab-
satz 1 entsprechend. Ein Ausgleich unterbleibt, 
solange der Rentenlastsatz einer Berufsgenossen-
schaft 0,008 oder ihr Entschädigungslastsatz 0,015 
nicht übersteigt. 

(3) Sind bei einer Berufsgenossenschaft zugleich 
mehrere Entlastungsvoraussetzungen gegeben, wird 
der Betrag ausgeglichen, der sie am meisten entlastet. 

§ 177 

Rentenlastsatz und Entschädigungslastsatz 

(1) Rentenlastsatz ist das Verhältnis der Aufwen-
dungen für Renten, Sterbegeld und Abfindungen zu 
den beitragspflichtigen Arbeitsentgelten und Versi-
cherungssummen. 

(2) Entschädigungslastsatz ist das Verhältnis der 
Aufwendungen für Heilbehandlung, berufsfördernde 
und soziale Rehabilitation, Renten, Sterbegeld, Bei-
hilfen und Abfindungen zu den beitragspflichtigen 
Arbeitsentgelten und Versicherungssummen. 

§ 178 

Höhe des Ausgleichsanteils 

(1) Ausgleichspflichtig sind die nicht ausgleichsbe-
rechtigten Berufsgenossenschaften. 

(2) Der Ausgleichsanteil jeder Berufsgenossenschaft 
entspricht dem Verhältnis ihrer Arbeitsentgeltsumme 
zu der Arbeitsentgeltsumme aller ausgleichspflichti-
gen Berufsgenossenschaften. 
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(3) Die Summe von eigenen Renten- oder Ent-
schädigungsleistungen jeder Berufsgenossenschaft 
und ihr Ausgleichsanteil darf die in § 176 gesetzten 
Grenzen nicht überschreiten. Ein überschreitender 
Betrag wird auf die übrigen ausgleichspflichtigen Be-
rufsgenossenschaften nach dem Verhältnis ihrer Ar-
beitsentgeltsummen zu den Arbeitsentgeltsummen 
aller noch ausgleichspflichtigen Berufsgenossen-
schaften verteilt. 

§ 179 

Umlegung des Ausgleichsanteils 

Die Beiträge der Unternehmen einer Berufsgenos-
senschaft für deren Ausgleichsanteil (§ 178 Abs. 2 
und 3) werden ausschließlich nach dem Arbeitsent-
gelt der Versicherten in den Unternehmen umgelegt. 

§ 180 

Freibeträge 

(1) Bei Anwendung der §§ 178 und 179 bleibt für 
jedes Unternehmen eine Jahresentgeltsumme außer 
Betracht, die dem 4 000fachen des in der gesetzlichen 
Rentenversicherung maßgebenden aktuellen Renten-
werts des Kalenderjahres entspricht, das dem Aus-
gleichsjahr vorausgeht. Der Freibetrag wird auf volle 
1 000 Deutsche Mark aufgerundet. Bei der Berufsge-
nossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege bleiben außerdem die Einrichtungen der 
freien Wohlfahrtspflege, die gemeinnützigen p rivaten 
Krankenhäuser und andere vergleichbare p rivate 
gemeinnützige Anstalten außer Betracht. Außer Be-
tracht bleiben ferner Unternehmen nicht gewerbsmä-
ßiger Bauarbeiten sowie gemeinnützige Un-
ternehmen. 

(2) Bis zu einer Angleichung des aktuellen Ren-
tenwerts (Ost) an den aktuellen Rentenwert wird bei 
der Berechnung des Freibetrags ausschließlich der 
aktuelle Rentenwert zugrunde gelegt. 

§ 181 

Durchführung des Ausgleichs 

(1) Der Hauptverband der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften e.V. (Hauptverband) führt nach Ab-
lauf eines Kalenderjahres den Ausgleich unter den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften durch. Zu die-
sem Zweck ermittelt er die Ausgleichslast, berechnet 
den auf die einzelne Berufsgenossenschaft entfallen-
den Ausgleichsanteil und führt eine entsprechende 
Ausgleichsumlage durch. 

(2) Die gewerblichen Berufsgenossenschaften ha-
ben dem Hauptverband innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf des Kalenderjahres die Angaben zu ma-
chen, die für die Berechnung des Ausgleichs erfor-
derlich sind. Die ausgleichspflichtigen Berufsgenos-
senschaften zahlen die ihren Anteilen entsprechen- 
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den Beträge bis zum 20. Juni eines jeden Jahres an 
den Hauptverband, der die eingegangenen Beträge 
bis zum 30. Juni desselben Jahres an die ausgleichs-
berechtigten Berufsgenossenschaften weiterleitet. 

(3) Die Berufsgenossenschaften sind berechtigt, 
durch den Hauptverband die Unterlagen für das Aus-
gleichsverfahren prüfen zu lassen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 182 

Berechnungsgrundlagen 

(1) Auf die landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften finden anstelle der Vorschriften über die Be-
rechnungsgrundlagen aus dem Zweiten Unterab-
schnitt des Ersten Abschnitts die folgenden Absätze 
Anwendung. 

(2) Berechnungsgrundlagen für die landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften sind das Umlagesoll, 
der Wirtschaftswert, der Flächenwert, der Arbeitsbe-
darf, der Arbeitswert oder ein anderer vergleichbarer 
Maßstab. Die Satzung hat bei der Festlegung der Be-
rechnungsgrundlagen die Unfall risiken in den Unter-
nehmen ausreichend zu berücksichtigen; sie kann 
hierzu einen Gefahrtarif aufstellen. Die Satzung kann 
zusätzlich zu den Berechnungsgrundlagen nach den 
Sätzen 1 und 2 einen Mindestbeitrag oder einen 
Grundbeitrag bestimmen. 

(3) Für Unternehmen ohne Bodenbewirtschaftung 
und für Nebenunternehmen eines landwirtschaftli-
chen Unternehmens kann die Satzung angemessene 
Berechnungsgrundlagen bestimmen; Absatz 2 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(4) Wirtschaftswert ist der Wirtschaftswert im Sinne 
des § 1 Abs. 6 des Gesetzes über die Alterssicherung 
der Landwirte. 

(5) Der Flächenwert der landwirtschaftlichen Nut-
zung wird durch Vervielfältigung des durchschnittli-
chen Hektarwertes dieser Nutzung in dem Gemein-
deteil, in dem die Flächen gelegen sind, mit der Grö-
ße der im Unternehmen genutzten Flächen (Eigen-
tums- und Pachtflächen) gebildet, wobei die Satzung 
eine Höchstgrenze für den Hektarwert vorsehen 
kann. Ist der durchschnittliche Hektarwert für den 
Gemeindeteil nicht zu ermitteln, wird der durch-
schnittliche Hektarwert der Gemeinde der Berech-
nung des Flächenwertes zugrunde gelegt. Die Sat

-

zung bestimmt das Nähere zum Verfahren; sie hat 
außerdem Bestimmungen zu treffen über die Ermitt-
lung des Flächenwertes für 

1. die forstwirtschaftliche Nutzung, 

2. das Geringstland, 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

§ 182 

Berechnungsgrundlagen 

(1) unverändert 

(2) Berechnungsgrundlagen für die landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften sind das Umlagesoll, 
die Fläche, der Wirtschaftswert, der Flächenwert, der 
Arbeitsbedarf, der Arbeitswert oder ein anderer ver-
gleichbarer Maßstab. Die Satzung hat bei der Fest-
legung der Berechnungsgrundlagen die Unfall risiken 
in den Unternehmen ausreichend zu berücksichti-
gen; sie kann hierzu einen Gefahrtarif aufstellen. Die 
Satzung kann zusätzlich zu den Berechnungsgrund-
lagen nach den Sätzen 1 und 2 einen Mindestbeitrag 
oder einen Grundbeitrag bestimmen. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Der Flächenwert der landwirtschaftlichen Nut-
zung wird durch Vervielfältigung des durchschnittli-
chen Hektarwertes dieser Nutzung in der Gemeinde 
oder in dem Gemeindeteil, in dem die Flächen ge-
legen sind oder der Betrieb seinen Sitz hat, mit der 
Größe der im Unternehmen genutzten Flächen 
(Eigentums- und Pachtflächen) gebildet, wobei die 
Satzung eine Höchstgrenze für den Hektarwert vorse-
hen kann. Die Satzung bestimmt das Nähere zum 
Verfahren; sie hat außerdem erforderliche Bestim-
mungen zu treffen über die Ermittlung des Flächen-
wertes für 

1. unverändert 

2. unverändert 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4754 

Entwurf 

3. die landwirtschaftlichen Nutzungsteile Hopfen 
und Spargel, 

4. die weinbauliche und gärtnerische Nutzung und 

5. die Teichwirtschaft und Fischzucht. 

(6) Der Arbeitsbedarf wird nach dem Durch-
schnittsmaß der für die Unternehmen erforderlichen 
menschlichen Arbeit unter Berücksichtigung der 
Kulturarten geschätzt und das einzelne Unternehmen 
hiernach veranlagt. Das Nähere über die Abschät-
zung und die Veranlagung bestimmt die Satzung. Der 
Abschätzungstarif hat eine Geltungsdauer von höch-
stens sechs Kalenderjahren; die §§ 158 und 159 gelten 
entsprechend. 

(7) Arbeitswert ist der Wert der Arbeit, die von den 
im Unternehmen tätigen Versicherten im Kalender

-

jahr geleistet wird. Die Satzung bestimmt unter Be-
rücksichtigung von Art  und Umfang der Tätigkeit, für 
welche Versicherten sich der Arbeitswert nach dem 
Arbeitsentgelt, nach dem Jahresarbeitsverdienst, 
nach dem Mindestjahresarbeitsverdienst oder nach in 
der Satzung festgelegten Beträgen bemißt. Soweit 
sich der Arbeitswert nach den in der Satzung festge-
legten Beträgen bemißt, gelten § 157 Abs. 5 und die 
§§ 158 bis 160 entsprechend. 

§ 183 

Umlageverfahren 

(1) Auf die landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften finden anstelle der Vorschriften über das 
Umlageverfahren aus dem Vierten Unterabschnitt des 
Ersten Abschnitts die folgenden Absätze Anwendung. 

(2) Die Einzelheiten der Beitragsberechnung be-
stimmt die Satzung. 

(3) Landwirtschaftlichen Unternehmern, für die 
versicherungsfreie Personen oder Personen tätig sind, 
die infolge dieser Tätigkeit bei einem anderen Unfall-
versicherungsträger als einer landwirtschaftlichen Be-
rufsgenossenschaft versichert sind, wird auf Antrag 
eine Beitragsermäßigung bewil ligt. Das Nähere be-
stimmt die Satzung. 

(4) Die Satzung kann bestimmen, daß und unter 
welchen Voraussetzungen landwirtschaftliche Unter-
nehmer kleiner Unternehmen mit geringer Unfallge-
fahr ganz oder teilweise von Beiträgen befreit wer-
den. 

(5) Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 
teilt den Unternehmern den von ihnen zu zahlenden 
Beitrag schriftlich mit. Der Beitragsbescheid darf mit 
Wirkung für die Vergangenheit zuungunsten der Un-
ternehmer nur dann aufgehoben werden, wenn 

1. die Veranlagung des Unternehmens nachträglich 
geändert wird, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. unverändert 

4. die weinbauliche und gärtnerische Nutzung, 

5. die Teichwirtschaft und Fischzucht, 

6. sonstige landwirtschaftliche Nutzung. 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

§ 183 

unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Entwurf 

2. eine im Laufe des Kalenderjahres eingetretene 
Änderung des Unternehmens nachträglich be-
kannt wird, 

3. die Feststellung der Beiträge auf unrichtigen An-
gaben des Unternehmers oder wegen unterlasse-
ner Angaben des Unternehmers auf einer Schät

-

zung beruht. 

(6) Die Unternehmer haben der landwirtschaftli-
chen Berufsgenossenschaft über die Unternehmens-, 
Arbeits- und Lohnverhältnisse Auskunft zu geben, 
soweit dies für die Beitragsberechnung von Bedeu-
tung ist. Die §§ 165 und 166 gelten entsprechend. 

§ 184 

Rücklage 

Abweichend von § 172 wird die Rücklage bis zur 
Höhe der im abgelaufenen Kalenderjahr gezahlten 
Renten gebildet. Bis sie diese Höhe erreicht, wird ihr 
jährlich ein Betrag in Höhe von 1 vom Hundert der 
gezahlten Renten zugeführt. 

DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für die 
Unfallversicherungsträger der 

öffentlichen Hand 

§185 

Gemeindeunfallversicherungsverbände, 
Unfallkassen der  Länder und Gemeinden, 

Feuerwehr-Unfallkassen 

(1) Von den Vorschriften des Ersten Abschnitts fin-
den auf die Gemeindeunfallversicherungsverbände, 
die Unfallkassen der Länder und Gemeinden und die 
Feuerwehr-Unfallkassen die §§ 150, 151, 164 bis 166, 
168 und 171 über die Beitragspflicht, die Vorschüsse 
und Sicherheitsleistungen, das Umlageverfahren so-
wie über Betriebsmittel nach Maßgabe der folgenden 
Absätze Anwendung. 

(2) Für Versicherte nach § 128 Abs. 1 Nr. 2 bis 11 
und § 129 Abs. 1 Nr. 3 bis 7 werden Beiträge nicht er-
hoben. Die Aufwendungen für diese Versicherten 
werden entsprechend der in diesen Vorschriften fest-
gelegten Zuständigkeiten auf das Land, die Gemein-
den oder die Gemeindeverbände umgelegt; dabei be-
stimmen bei den nach § 116 Abs. 1 Satz 2 errichteten 
gemeinsamen Unfallkassen die Landesregierungen 
durch Rechtsverordnung, wer die Aufwendungen für 
Versicherte nach § 128 Abs. 1 Nr. 6 und 7 trägt. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß Aufwendun-
gen für bestimmte Arten von Unternehmen nur auf 
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DRITTER ABSCHNITT  

Besondere Vorschriften für die 
Unfallversicherungsträger der 

öffentlichen Hand 

§ 185 

Gemeindeunfallversicherungsverbände, 
Unfallkassen der Länder und Gemeinden, 

gemeinsame Unfallkassen, 
Feuerwehr-Unfallkassen 

(1) Von den Vorschriften des Ersten Abschnitts fin-
den auf die Gemeindeunfallversicherungsverbände, 
die Unfallkassen der Länder und Gemeinden, die 
gemeinsamen Unfallkassen und die Feuerwehr-Un-
fallkassen die §§ 150, 151, 164 bis 166, 168 und 171 
über die Beitragspflicht, die Vorschüsse und Sicher-
heitsleistungen, das Umlageverfahren sowie über Be-
triebsmittel nach Maßgabe der)  folgenden Absätze 
Anwendung. 

(2) Für Versicherte nach § 128 Abs. 1 Nr. 2 bis 9 und 
§ 129 Abs. 1 Nr. 3 bis 7 werden Beiträge nicht er-
hoben. Die Aufwendungen für diese Versicherten 
werden entsprechend der in diesen Vorschriften fest-
gelegten Zuständigkeiten auf das Land, die Gemein-
den oder die Gemeindeverbände umgelegt; dabei be-
stimmen bei den nach § 116 Abs. 1 Satz 2 errichteten 
gemeinsamen Unfallkassen die Landesregierungen 
durch Rechtsverordnung, wer die Aufwendungen für 
Versicherte nach § 128 Abs. 1 Nr. 6 und 7 trägt. Bei 
gemeinsamen Unfallkassen sind nach Maßgabe der 
in den §§ 128, 129 festgelegten Zuständigkeiten ge-
trennte Umlagegruppen für den Landesbereich und 
den kommunalen Bereich zu bilden. 

(3) unverändert 
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die beteiligten Unternehmer umgelegt werden. Für 
die Gemeinden als Unternehmer können auch nach 
der Einwohnerzahl gestaffelte Gruppen gebildet wer-
den. 

(4) Die Höhe der Beiträge richtet sich nach der Ein-
wohnerzahl, der Zahl der Versicherten oder den Ar-
beitsentgelten. Die Satzung bestimmt den Beitrags-
maßstab und regelt das Nähere über seine Anwen-
dung; sie kann einen einheitlichen Mindestbeitrag 
bestimmen. 

(5) Die Satzung kann bestimmen, daß die Beiträge 
nach dem Grad des Gefährdungsrisikos unter Berück-
sichtigung der Leistungsaufwendungen abgestuft 
werden; § 157 Abs. 5 und § 158 gelten entsprechend. 
Die Satzung kann ferner bestimmen, daß den Unter-
nehmen unter Berücksichtigung der Arbeitsunfälle, 
die die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 8 Versicherten erlit-
ten haben, entsprechend den Grundsätzen des § 162 
Zuschläge auferlegt, Nachlässe bewilligt oder Prä-
mien gewährt werden. 

§ 186 

Aufwendungen des Bundes als 
Unfallversicherungsträger 

(1) Ist der Bund Unfallversicherungsträger, trägt er 
die Aufwendungen für die Unfallversicherung. 

(2) Die Aufwendungen für Unternehmen nach § 125 
Abs. 3 werden auf die beteiligten Unternehmer um-
gelegt. § 185 Abs. 1 und 5 gilt insoweit entsprechend. 

(3) Die Aufwendungen der Bundesausführungsbe-
hörde für Unfallversicherung für die Versicherung 
nach § 125 Abs. 1 Nr. 2 erstattet die Bundesanstalt für 
Arbeit dem Bund. Die Bundesanstalt für Arbeit ent-
richtet vierteljährlich im voraus Abschläge auf die zu 
erwartenden Aufwendungen. Die Bundesausfüh-
rungsbehörde für Unfa llversicherung hat der Bun-
desanstalt für Arbeit die für die Erstattung erforderli-
chen Mitteilungen zu machen und auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. Das Nähere über die Durchfüh-
rung der Erstattung regeln die Bundesanstalt für Ar-
beit und die Bundesausführungsbehörde für Unfall-
versicherung durch Vereinbarung; bei den Verwal-
tungskosten kann auch eine pauschalierte Erstattung 
vereinbart werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 187 

Berechnungsgrundsätze 

(1) Berechnungen werden auf vier Dezimalstellen 
durchgeführt. Geldbeträge werden auf zwei Dezi-
malstellen berechnet. Dabei wird die letzte Dezimal-
stelle um 1 erhöht, wenn sich in der folgenden Dezi-
malstelle eine der Ziffern 5 bis 9 ergeben würde. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) Die Satzung kann bestimmen, daß die Beiträge 
nach dem Grad des Gefährdungsrisikos unter Berück-
sichtigung der Leistungsaufwendungen abgestuft 
werden; § 157 Abs. 5 und § 158 gelten entsprechend. 
Die Satzung kann ferner bestimmen, daß den Unter-
nehmen unter Berücksichtigung der Versicherungs-
fälle, die die nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 8 Versicher-
ten erlitten haben, entsprechend den Grundsätzen 
des § 162 Zuschläge auferlegt, Nachlässe bewilligt 
oder Prämien gewährt werden. 

§ 186 

unverändert 

VIERTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 187 

unverändert 
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(2) Bei einer Berechnung, die auf volle Werte vor-
zunehmen ist, wird der Wert urn 1 erhöht, wenn sich 
in den ersten vier Dezimalstellen eine der Zahlen 
1 bis 9 ergeben würde. 

(3) Bei einer Berechnung von Geldbeträgen, für die 
ausdrücklich ein Betrag in voller Deutscher Mark 
vorgegeben oder bestimmt ist, wird der Betrag nur 
dann um 1 erhöht, wenn sich in der ersten Dezimal-
stelle eine der Zahlen 5 bis 9 ergeben würde. 

(4) Der auf einen Teilzeitraum entfallende Betrag 
ergibt sich, wenn der Gesamtbetrag mit dem Teilzeit-
raum vervielfältigt und durch den Gesamtzeitraum 
geteilt wird. Dabei werden das Kalenderjahr mit 
360 Tagen, der Kalendermonat mit 30 Tagen und die 
Kalenderwoche mit sieben Tagen gerechnet. 

(5) Vor einer Division werden zunächst die anderen 
Rechengänge durchgeführt. 

SIEBTES KAPITEL 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger 
mit anderen Leistungsträgern und ihre Beziehungen 

zu Dritten 

ERSTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger 
mit anderen Leistungsträgern 

§ 188 

Auskunftspflicht der Krankenkassen 

Die Unfallversicherungsträger können von den 
Krankenkassen Auskunft über die Behandlung, den 
Zustand und über die Vorerkrankungen des Versi-
cherten verlangen, soweit dies für die Beurteilung des 
Versicherungsfalls erforderlich ist. 

§ 189 

Beauftragung einer Krankenkasse 

Unfallversicherungsträger können Krankenkassen 
beauftragen, die ihnen obliegenden Geldleistungen 
zu erbringen; die Einzelheiten werden durch Verein-
barung geregelt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

SIEBTES KAPITEL 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger 
mit anderen Leistungsträgern und ihre Beziehungen 

zu Dritten 

ERSTER ABSCHNITT 

Zusammenarbeit der Unfallversicherungsträger 
mit anderen Leistungsträgern 

§ 188 

Auskunftspflicht der Krankenkassen 

Die Unfallversicherungsträger können von den 
Krankenkassen Auskunft über die Behandlung, den 
Zustand sowie über Erkrankungen und frühere 
Erkrankungen des Versicherten verlangen, soweit 
dies für die Feststellung des Versicherungsfalls er-
forderlich ist. Sie sollen dabei ihr Auskunftsverlan-
gen auf solche Erkrankungen oder auf solche Berei-
che von Erkrankungen beschränken, die mit dem 
Versicherungsfall in einem ursächlichen Zusam-
menhang stehen können. Der Versicherte kann vom 
Unfallversicherungsträger verlangen, über die von 
den Krankenkassen übermittelten Daten unterrichtet 
zu werden; § 25 Abs. 2 des Zehnten Buches gilt ent-
sprechend. Der Unfallversicherungsträger hat den 
Versicherten auf das Recht, auf Verlangen über die 
von den Krankenkassen übermittelten Daten unter-
richtet zu werden, hinzuweisen. 

§ 189 

unverändert 
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§ 190 

Pflicht der Unfallversicherungsträger zur 
Benachrichtigung der Rentenversicherungsträger 

beim Zusammentreffen von Renten 

Erbringt ein Unfallversicherungsträger für einen 
Versicherten, der eine Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung bezieht, Rente oder Heimpflege 
oder ergeben sich Änderungen bei diesen Leistungen, 
hat der Unfallversicherungsträger den Rentenversi-
cherungsträger unverzüglich zu benachrichtigen; bei 
Zahlung einer Rente ist das Maß der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit anzugeben. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Beziehungen der Unfallversicherungsträger 
zu Dritten 

§ 191 

Unterstützungspflicht der Unternehmer 

Die Unternehmer haben die für ihre Unternehmen 
zuständigen Unfallversicherungsträger bei der Durch-
führung der Unfallversicherung zu unterstützen; das 
Nähere regelt die Satzung. 

§ 192 

Mitteilungs- und Auskunftspflichten 
von Unternehmern und Bauherren 

(1) Die Unternehmer haben binnen einer Woche 
nach Beginn des Unternehmens dem zuständigen Un-
f allversicherungsträger 

1. die Art  und den Gegenstand des Unternehmens, 

2. die Zahl der Versicherten, 

3. den Eröffnungstag oder den Tag der Aufnahme 
der vorbereitenden Arbeiten für das Unternehmen 
und 

4. in den Fällen des § 130 Abs. 2 und 3 den Namen 
und den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
des Bevollmächtigten 

mitzuteilen. 

(2) Die Unternehmer haben Änderungen von 

1. Art  und Gegenstand ihrer Unternehmen, die für 
die Prüfung der Zuständigkeit der Unfallversi-
cherungsträger von Bedeutung sein können, 

2. Voraussetzungen für die Zuordnung zu den Ge-
fahrklassen, 

3. sonstigen Grundlagen für die Berechnung der Bei-
träge 

innerhalb von vier Wochen dem Unfallversiche-
rungsträger mitzuteilen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 190 

Pflicht der Unfallversicherungsträger zur 
Benachrichtigung der Rentenversicherungsträger 

beim Zusammentreffen von Renten 

Erbringt ein Unfallversicherungsträger für einen 
Versicherten oder einen Hinterbliebenen, der eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung be-
zieht, Rente oder Heimpflege oder ergeben sich Än-
derungen bei diesen Leistungen, hat der Unfallversi-
cherungsträger den Rentenversicherungsträger un-
verzüglich zu benachrichtigen; bei Zahlung einer 
Rente ist das Maß der Minderung der Erwerbsfähig-
keit anzugeben. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Beziehungen der Unfallversicherungsträger 
zu Dritten 

§ 191 

unverändert 

§ 192 

unverändert 
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(3) Die Unternehmer haben ferner auf Verlangen 
des zuständigen Unfallversicherungsträgers die Aus-
künfte zu geben und die Beweisurkunden vorzule-
gen, die zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des 
Unfallversicherungsträgers (§ 199) erforderlich sind. 
Ist bei einer Schule der Schulhoheitsträger nicht Un-
ternehmer, hat auch der Schulhoheitsträger die Ver-
pflichtung zur Auskunft nach Satz 1. 

(4) Den Wechsel von Personen der Unternehmer 
haben die bisherigen Unternehmer und ihre Nachfol-
ger innerhalb von vier Wochen nach dem Wechsel 
dem Unfallversicherungsträger mitzuteilen. Den 
Wechsel von Personen der Bevollmächtigten haben 
die Unternehmer innerhalb von vier Wochen nach 
dem Wechsel mitzuteilen. 

(5) Bauherren sind verpflichtet, auf Verlangen des 
zuständigen Unfallversicherungsträgers die Aus-
künfte zu geben, die zur Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgaben des Unfallversicherungsträgers (§ 199) er-
forderlich sind. Dazu gehören 

1. die Auskunft darüber, ob und welche nicht ge-
werbsmäßigen Bauarbeiten ausgeführt werden, 

2. die Auskunft darüber, welche Unternehmer mit 
der Ausführung der gewerbsmäßigen Bauarbeiten 
beauftragt sind. 

§ 193 

Pflicht zur Anzeige eines 
Versicherungsfalls durch die Unternehmer 

(1) Die Unternehmer haben Unfälle von Versicher-
ten in ihren Unternehmen dem Unfallversicherungs-
träger anzuzeigen, wenn Versicherte getötet oder so 
verletzt sind, daß sie mehr als drei Tage arbeitsunfä-
hig werden. Satz 1 gilt entsprechend für Unfä lle von 
Versicherten, deren Versicherung weder eine Be-
schäftigung noch eine selbständige Tätigkeit voraus-
setzt. 

(2) Haben Unternehmer im Einzelfall Anhalts-
punkte, daß bei Versicherten ihrer Unternehmen eine 
Berufskrankheit vorliegen könnte, haben sie diese 
dem Unfallversicherungsträger anzuzeigen. 

(3) Bei Unfällen der nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 Buch-
stabe b Versicherten hat der Schulhoheitsträger die 
Unfälle auch dann anzuzeigen, wenn er nicht Unter-
nehmer ist. Bei Unfällen der nach § 2 Abs. 1 Nr. 15 
Buchstabe a Versicherten hat der Träger der Einrich-
tung, in der die stationäre oder teilstationäre Behand-
lung oder die Leistungen stationärer medizinischer 
Rehabilitation erbracht werden, die Unfälle anzu-
zeigen. 

(4) Die Anzeige ist binnen drei Tagen zu erstatten, 
nachdem die Unternehmer von dem Unfall oder von 
den Anhaltspunkten für eine Berufskrankheit Kennt-
nis erlangt haben. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 193 

Pflicht zur Anzeige eines 
Versicherungsfalls durch die Unternehmer 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die Anzeige ist binnen drei Tagen zu erstatten, 
nachdem die Unternehmer von dem Unfa ll  oder von 
den Anhaltspunkten für eine Berufskrankheit Kennt-
nis erlangt haben. Der Versicherte kann vom Unter-
nehmer verlangen, daß ihm eine Kopie der Anzeige 
überlassen wird. 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4754 

Entwurf 

(5) Die Anzeige ist vom Betriebs- oder Personalrat 
mit zu unterzeichnen. Der Unternehmer hat die Si-
cherheitsfachkraft und den Betriebsarzt über jede 
Unfall- oder Berufskrankheitenanzeige in Kenntnis zu 
setzen. Verlangt der Unfallversicherungsträger zur 
Feststellung, ob eine Berufskrankheit vorliegt, Aus-
künfte über gefährdende Tätigkeiten von Versicher-
ten, haben die Unternehmer den Bet riebs- oder Per-
sonalrat über dieses Auskunftsersuchen unverzüglich 
zu unterrichten. 

(6) Ist der Bund Unfallversicherungsträger, ist die 
Anzeige an die Ausführungsbehörde zu richten. 

(7) Bei Unfällen in Unternehmen, die der allgemei-
nen Arbeitsschutzaufsicht unterstehen, hat der Unter-
nehmer eine Durchschrift der Anzeige der für den 
Arbeitschutz zuständigen Landesbehörde zu übersen-
den. Bei Unfällen in Unternehmen, die der bergbe-
hördlichen Aufsicht unterstehen, ist die Durchschrift 
an die zuständige untere Bergbehörde zu übersen-
den. Wird eine Berufskrankheit angezeigt, übersendet 
der Unfallversicherungsträger eine Durchschrift der 
Anzeige unverzüglich der für den medizinischen Ar-
beitsschutz zuständigen Landesbehörde. Wird der für 
den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Lan-
desbehörde eine Berufskrankheit angezeigt, übersen-
det sie dem Unfallversicherungsträger unverzüglich 
eine Durchschrift der Anzeige. 

(8) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates den für Aufgaben der Prä-
vention und der Einleitung eines Feststellungsverfah-
rens erforderlichen Inhalt der Anzeige, ihre Form so-
wie die Empfänger, die Anzahl und den Inhalt der 
Durchschriften. 

(9) Unfälle nach Absatz 1, die während der Fahrt 
auf einem Seeschiff eingetreten sind, sind ferner in 
das Schiffstagebuch einzutragen und do rt  oder in ei-
nem Anhang kurz darzustellen. Ist ein Schiffstage-
buch nicht zu führen, haben die Schiffsführer Unfälle 
nach Satz 1 in einer besonderen Niederschrift nach-
zuweisen. 

§ 194 

Meldepflicht der Eigentümer von Seeschiffen 

Die Seeschiffe, die unter der Bundesflagge in Dienst 
gestellt werden sollen, haben die Eigentümer bereits 
nach ihrem Erwerb oder bei Beginn ihres Baus der 
See-Berufsgenossenschaft zu melden. 

§ 195 

Unterstützungs- und Mitteilungspflichten von 
Kammern und der für die Erteilung einer Gewerbe- 

oder Bauerlaubnis zuständigen Behörden 

(1) Kammern und andere Zusammenschlüsse von 
Unternehmern, die als Körperschaften des öffentli- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 194 

unverändert 

§ 195 

unverändert 
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chen Rechts errichtet sind, ferner Verbände und an-
dere Zusammenschlüsse, denen Unternehmer kraft 
Gesetzes angehören oder anzugehören haben, haben 
die Unfallversicherungsträger bei der Ermittlung der 
ihnen zugehörenden Unternehmen zu unterstützen 
und ihnen hierzu Auskunft über Namen und Gegen-
stand dieser Unternehmen zu geben. 

(2) Behörden, denen die Erteilung einer gewerbe-
rechtlichen Erlaubnis oder eines gewerberechtlichen 
Berechtigungsscheins obliegt, haben den Berufsge-
nossenschaften über den Hauptverband nach Ein-
gang einer Anzeige nach der Gewerbeordnung, so-
weit ihnen bekannt, Namen, Geburtsdatum und An-
schrift der Unternehmer, Namen, Gegenstand sowie 
Tag der Eröffnung und der Einstellung der Unter-
nehmen mitzuteilen. Entsprechendes gilt bei Ertei-
lung einer Reisegewerbekarte. Im übrigen gilt Ab-
satz 1 entsprechend. 

(3) Die für die Erteilung von Bauerlaubnissen zu-
ständigen Behörden haben dem zuständigen Unfall-
versicherungsträger nach Erteilung einer Bauer-
laubnis den Namen und die Anschrift des Bauherrn, 
den Ort und die Art der Bauarbeiten, den Baubeginn 
sowie die Höhe der im baubehördlichen Verfahren 
angegebenen oder festgestellten Baukosten mitzutei-
len. Bei nicht bauerlaubnispflichtigen Bauvorhaben 
trifft dieselbe Verpflichtung die für die Entgegen-
nahme der Bauanzeige oder der Bauunterlagen zu-
ständigen Behörden. 

§ 196 

Mitteilungspflichten der 
Schiffsvermessungs- und -registerbehörden 

Das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrographie 
teilt jede Vermessung eines Seeschiffs, die für die 
Führung von Schiffsregistern und des Internationalen 
Seeschiffahrtsregisters zuständigen Gerichte und Be-
hörden teilen den Eingang jedes Antrags auf Eintra-
gung eines Seeschiffs sowie jede Eintragung eines 
Seeschiffs der See-Berufsgenossenschaft unverzüg-
lich mit. Entsprechendes gilt für alle Veränderungen 
und Löschungen im Schiffsregister. Bei Fahrzeugen, 
die nicht in das Schiffsregister eingetragen werden, 
haben die Verwaltungsbehörden und die Fischerei-
ämter, die den Seeschiffen Unterscheidungssignale 
erteilen, die gleichen Pflichten. 

§ 197 

Übermittlungspflicht der Gemeinden 
und Finanzbehörden 

(1) Die Gemeinden übermitteln abweichend von 
§ 30 der Abgabenordnung zum Zweck der Beitrags-
erhebung auf Anforderung Daten über Eigentums-
und Besitzverhältnisse an Flächen an die landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften, soweit die 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 196 

unverändert 

§ 197 

Übermittlungspflicht der Gemeinden 
und Finanzbehörden 

(1) unverändert 
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Ermittlungen von den landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaften nur mit wesentlich größerem Auf-
wand vorgenommen werden können als von den Ge-
meinden. 

(2) Die Finanzämter übermitteln zum Zweck der 
Beitragserhebung die Ertrags- oder Wirtschaftswerte 
an die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, 
soweit diese einen an den genannten Werten orien-
tierten Beitragsmaßstab anwenden. Die Zulässigkeit 
der Übermittlung durch die Finanzbehörden richtet 
sich nach § 31 der Abgabenordnung. Absatz 1 zweiter 
Halbsatz gilt entsprechend. 

§ 198 

Auskunftspflicht der Grundstückseigentümer 

Eigentümer von Grundstücken, die von Unterneh-
mern land- oder forstwirtschaftlich bewirtschaftet 
werden, haben der landwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaft auf Verlangen Auskunft über Größe und 
Lage der Grundstücke sowie Namen und Anschriften 
der Unternehmer zu geben, soweit dies für die Bei-
tragserhebung erforderlich ist. 

ACHTES KAPITEL 

Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze 

§ 199 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von Daten durch die Unfallversicherungsträger 

(1) Die Unfallversicherungsträger dürfen Sozialda-
ten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen oder 
zugelassenen Aufgaben erforderlich ist. Ihre Aufga-
ben sind 

1. die Feststellung der Zuständigkeit und des Versi-
cherungsstatus, 

2. die Erbringung der Leistungen nach dem Dritten 
Kapitel, 

3. die Berechnung, Festsetzung und Erhebung von 
Beitragsberechnungsgrundlagen und Beiträgen 
nach dem Sechsten Kapitel, 

4. die Durchführung von Erstattungs- und Ersatz-
ansprüchen, 

5. die Verhütung von Versicherungsfällen, die Ab-
wendung von arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren sowie die Vorsorge für eine wirksame Erste 
Hilfe nach dem Zweiten Kapitel, 

6. die Erforschung von Risiken und Gesundheits-
gefahren für die Versicherten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Die Finanzämter übermitteln zum Zweck der 
Beitragserhebung die Ertrags- oder Wirtschaftswerte 
einschließlich der Flächen an die landwirtschaftli-
chen Berufsgenossenschaften, soweit diese einen an 
den genannten Werten orientierten Beitragsmaßstab 
anwenden. Die Zulässigkeit der Übermittlung durch 
die Finanzbehörden richtet sich nach § 31 der Abga-
benordnung. Absatz 1 zweiter Halbsatz gilt entspre-
chend. 

§ 198 

Auskunftspflicht der Grundstückseigentümer 

Eigentümer von Grundstücken, die von Unterneh-
mern land- oder forstwirtschaftlich bewi rtschaftet 
werden, haben der landwirtschaftlichen Berufsgenos-
senschaft auf Verlangen Auskunft über Größe und 
Lage der Grundstücke sowie Namen und Anschriften 
der Unternehmer zu erteilen, soweit dies für die Bei-
tragserhebung erforderlich ist. 

ACHTES KAPITEL 

Datenschutz 

ERSTER ABSCHNITT 

Grundsätze 

§ 199 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung 
von Daten durch die Unfallversicherungsträger 

(1) Die Unfallversicherungsträger dürfen Sozialda-
ten nur erheben und speichern, soweit dies zur Erfül-
lung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelas-
senen Aufgaben erforderlich ist. Ihre Aufgaben sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Die Sozialdaten dürfen nur für Aufgaben nach 
Absatz 1 in dem jeweils erforderlichen Umfang verar-
beitet oder genutzt werden. Eine Verwendung für an-
dere Zwecke ist nur zulässig, soweit dies durch 
Rechtsvorschriften des Sozialgesetzbuches angeord-
net oder erlaubt ist. 

§ 200 

Einschränkung der Übermittlungsbefugnis 

§ 76 Abs. 2 Nr. 1 des Zehnten Buches gilt mit der 
Maßgabe, daß der Unfallversicherungsträger auch auf 
ein gegenüber einem anderen Sozialleistungsträger 
bestehendes Widerspruchsrecht hinzuweisen hat, 
wenn dieser nicht selbst zu einem Hinweis nach § 76 
Abs. 2 Nr. 1 des Zehnten Buches verpflichtet ist. 
Rechtzeitig vor der Erteilung eines Gutachtenauf-
trags ist dem Betroffenen unter Hinweis auf sein 
Widerspruchsrecht nach § 76 Abs. 2 des Zehnten 
Buches der Zweck des Gutachtens und die Person des 
Gutachters mitzuteilen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Datenerhebung und -verarbeitung durch Ärzte 

§ 201 

Datenerhebung und Datenverarbeitung 
durch Ärzte 

Ärzte und Zahnärzte, die an einer Heilbehandlung 
nach § 34 beteiligt sind, erheben, speichern und 
übermitteln an die Unfallversicherungsträger Daten 
über die Behandlung und den Zustand des Versicher-
ten sowie sonstige personenbezogene Daten, soweit 
dies erforderlich ist 

1. für Zwecke der Heilbehandlung, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) unverändert 

(3) Bei der Feststellung des Versicherungsfalls soll 
der Unfallversicherungsträger Auskünfte über Er-
krankungen und frühere Erkrankungen des Betrof-
fenen von anderen Stellen oder Personen erst ein-
holen, wenn hinreichende Anhaltspunkte für den ur-
sächlichen Zusammenhang zwischen der versicher-
ten Tätigkeit und dem schädigenden Ereignis oder 
der schädigenden Einwirkung vorliegen. 

(4) Die Verbände der Unfallversicherungsträger 
geben ihren Mitgliedern nach Anhörung des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz Empfehlungen 
zur Umsetzung des § 84 Abs. 2 des Zehnten Buches. 

§ 200 

Einschränkung der Übermittlungsbefugnis 

(1) § 76 Abs. 2 Nr. 1 des Zehnten Buches gilt mit 
der Maßgabe, daß der Unfallversicherungsträger auch 
auf ein gegenüber einem anderen Sozialleistungsträ-
ger bestehendes Widerspruchsrecht hinzuweisen hat, 
wenn dieser nicht selbst zu einem Hinweis nach § 76 
Abs. 2 Nr. 1 des Zehnten Boches verpflichtet ist. 

(2) Vor Erteilung eines Gutachtenauftrages soll 
der Unfallversicherungsträger dem Versicherten 
mehrere Gutachter zur Auswahl benennen; der Be-
troffene ist außerdem auf sein Widerspruchsrecht 
nach § 76 Abs. 2 des Zehnten Buches hinzuweisen 
und über den Zweck des Gutachtens zu informieren. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Datenerhebung und -verarbeitung durch Ärzte 

§ 201 

Datenerhebung und Datenverarbeitung 
durch Ärzte 

(1) Ärzte und Zahnärzte, die an einer Heil-
behandlung nach § 34 beteiligt sind, erheben, 
speichern und übermitteln an die Unfallversiche-
rungsträger Daten über die Behandlung und den Zu-
stand des Versicherten sowie andere personenbe-
zogene Daten, soweit dies für Zwecke der Heilbe-
handlung und die Erbringung sonstiger Leistungen 
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2. für die Feststellung des Versicherungsfalls und die 
Erbringung von Leistungen. 

Soweit die für den medizinischen Arbeitsschutz zu-
ständigen Stellen und die Krankenkassen Daten nach 
Satz 1 zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen, kön-
nen die Daten auch an sie übermittelt werden. 

§ 202 

Anzeigepflicht von Ärzten 
bei Berufskrankheiten 

Haben Ärzte oder Zahnärzte den begründeten Ver-
dacht, daß bei Versicherten eine Berufskrankheit be-
steht, haben sie dies dem Unfallversicherungsträger 

und der für den medizinischen Arbeitsschutz zustän-
digen Stelle in der für die Anzeige von Berufskrank-
heiten vorgeschriebenen Form (§ 193 Abs. 8) unver-
züglich anzuzeigen. Die Ärzte oder Zahnärzte haben 
die Versicherten über den Inhalt der Anzeige zu un-
terrichten und ihnen den Unfallversicherungsträger 
und die Stelle zu nennen, denen sie die Anzeige 

übersenden. 

§ 203 

Auskunftspflicht von Ärzten 

Ärzte oder Zahnärzte sind verpflichtet, dem Unf all-
versicherungsträger auf Verlangen Auskunft über die 
Behandlung, den Zustand und über die Vorerkran-
kungen des Versicherten, die für die Beurteilung des 
Versicherungsfalls erforderlich sind, zu geben. § 98 
Abs. 2 Satz 2 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

erforderlich ist. Ferner erheben, speichern und 
übermitteln sie die Daten, die für ihre Entscheidung, 
eine Heilbehandlung nach § 34 durchzuführen, maß-
geblich waren. Der Versicherte kann vom Unfall-
versicherungsträger verlangen, über die von den 
Ärzten übermittelten Daten unterrichtet zu werden 
§ 25 Abs. 2 des Zehnten Buches gilt entsprechend. 
Der Versicherte ist von den Ärzten über den Erhe-
bungszweck, ihre Auskunftspflicht nach den Sätzen 1 
und 2 sowie über sein Recht nach Satz 3 zu unter-
richten. 

(2) Soweit die für den medizinischen Arbeitsschutz 
zuständigen Stellen und die Krankenkassen Daten 
nach Absatz 1 zur Erfüllung ihrer Aufgaben benöti-
gen, dürfen die Daten auch an sie übermittelt werden. 

§ 202 

Anzeigepflicht von Ärzten 
bei Berufskrankheiten 

Haben Ärzte oder Zahnärzte den begründeten Ver-
dacht, daß bei Versicherten eine Berufskrankheit be-
steht, haben sie dies dem Unfallversicherungsträger 
oder der für den medizinischen Arbeitsschutz zustän-
digen Stelle in der für die Anzeige von Berufskrank-
heiten vorgeschriebenen Form (§ 193 Abs. 8) unver-
züglich anzuzeigen. Die Ärzte oder Zahnärzte haben 
die Versicherten über den Inhalt der Anzeige zu un-
terrichten und ihnen den Unfallversicherungsträger 
und die Stelle zu nennen, denen sie die Anzeige 
übersenden. § 193 Abs. 7 Satz 3 und 4 gilt entspre-
chend. 

§ 203 

Auskunftspflicht von Ärzten 

(1) Ärzte und Zahnärzte, die nicht an einer Heilbe-
handlung nach § 34 beteiligt sind, sind verpflichtet, 
dem Unfallversicherungsträger auf Verlangen Aus-
kunft über die Behandlung, den Zustand sowie über 
Erkrankungen und frühere Erkrankungen des Versi-
cherten zu erteilen, soweit dies für die Heilbehand-
lung und die Erbringung sonstiger Leistungen erfor-
derlich ist. Der Unfallversicherungsträger soll Aus-
kunftsverlangen zur Feststellung des Versiche-

rungsfalls auf solche Erkrankungen oder auf solche 
Bereiche von Erkrankungen beschränken, die mit 
dem Versicherungsfall in einem ursächlichen Zu-
sammenhang stehen können. § 98 Abs. 2 Satz 2 des 
Zehnten Buches gilt entsprechend. 

(2) Die Unfallversicherungsträger haben den Ver-
sicherten auf ein Auskunftsverlangen nach Absatz 1 
sowie auf das Recht, auf Verlangen über die von den 
Ärzten übermittelten Daten unterrichtet zu werden, 
rechtzeitig hinzuweisen. § 25 Abs. 2 des Zehnten Bu-
ches gilt entsprechend. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Dateien 

§ 204 

Errichtung einer Datei für 
mehrere Unfallversicherungsträger 

(1) Die Errichtung einer Datei für mehrere Unfall-
versicherungsträger bei einem Unfallversicherungs-
träger oder bei einem Verband der Unfallversiche-
rungsträger ist zulässig, 

1. um Entscheidungen nach § 9 Abs. 2 zu sammeln 
und dadurch Erkenntnisse über neue Berufs-
krankheiten zu gewinnen, 

2. um Versicherte zu erfassen, die bestimmten ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren ausgesetzt 
sind oder waren, und ihnen Maßnahmen der Ge-
sundheitsvorsorge oder der Rehabilitation anzu-
bieten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Dateien 

§ 204 

Errichtung einer Datei für 
mehrere Unfallversicherungsträger 

(1) Die Errichtung einer Datei für mehrere Un-
fallversicherungsträger bei einem Unfallversiche-
rungsträger oder bei einem Verband der Unfall-
versicherungsträger ist zulässig, 

1. um Daten über Verwaltungsverfahren und Ent-
scheidungen nach § 9 Abs. 2 zu verarbeiten, zu 
nutzen und dadurch eine einheitliche Beurteilung 
vergleichbarer Versicherungsfälle durch die Un-
fallversicherungsträger zu erreichen, gezielte 
Maßnahmen der Prävention zu ergreifen sowie 
neue medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse 
zur Fortentwicklung des Berufskrankheiten

-

rechts, insbesondere durch eigene Forschung 
oder durch Mitwirkung an fremden Forschungs-
vorhaben, zu gewinnen, 

2. um Daten in Vorsorgedateien zu erheben, zu ver-
arbeiten oder zu nutzen, damit Versicherten, die 
bestimmten arbeitsbedingten Gesundheitsgefah-
ren ausgesetzt sind oder waren, Maßnahmen der 
Prävention oder der Rehabilitation angeboten 
sowie Erkenntnisse über arbeitsbedingte Gesund-
heitsgefahren und geeignete Maßnahmen der 
Prävention und der Rehabilitation gewonnen 
werden können, 

3. um Daten über Arbeits- und Wegeunfälle in einer 
Unfall-Dokumentation zu verarbeiten, zu nutzen 
und dadurch Größenordnungen, Schwerpunkte 
und Entwicklungen der Unfallbelastung in ein-
zelnen Bereichen darzustellen, damit Erkennt-
nisse zur Verbesserung der Prävention und der 
Rehabilitation gewonnen werden können, 

4. um Anzeigen, Daten über Verwaltungsverfahren 
und Entscheidungen über Berufskrankheiten in 
einer Berufskrankheiten-Dokumentation zu ver-
arbeiten, zu nutzen und dadurch Häufigkeiten 
und Entwicklungen im Berufskrankheitenge-
schehen sowie wesentliche Einwirkungen und 
Erkrankungsfolgen darzustellen, damit Erkennt-
nisse zur Verbesserung der Prävention und der 
Rehabilitation gewonnen werden können, 

5. um Daten über Entschädigungsfälle, in denen Re-
habilitationsleistungen erbracht werden, in einer 
Rehabilitations-Dokumentation zu verarbeiten, 
zu nutzen und dadurch Schwerpunkte der Re-
habilitation darzustellen, damit Erkenntnisse zur 
Verbesserung der Prävention und der Rehabilita-
tion gewonnen werden können, 
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In den Fällen der Nummer 1 findet § 76 des Zehnten 
Buches keine Anwendung. 

(2) In der Datei dürfen folgende Daten von Versi-
cherten verarbeitet oder genutzt werden: 

1. der zuständige Unfallversicherungsträger, 

2. das Aktenzeichen des Unfallversicherungsträgers, 

3. Datum und Art  des Versicherungsfalls, 

4. Vor- und Familienname, Geburtsdatum, Ge-
schlecht, Staatsangehörigkeit und Wohnanschrift 
des Versicherten, 

5. Beruf des Versicherten, seine Stellung im Er-
werbsleben und die Art seiner Tätigkeit, 

6. die Arbeitsanamnese und die als Ursache für eine 
Erkrankung vermuteten Einwirkungen am Ar-
beitsplatz, 

7. die geäußerten Beschwerden und die Diagnose, 

8. Art, Ort, Verlauf und Ergebnis von Vorsor-
gemaßnahmen oder Leistungen zur Rehabilitation, 

9. Entscheidungen über Anerkennung oder Ableh-
nung von Versicherungsfällen und Leistungen mit 
ihrer Begründung. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

6. um Daten über Entschädigungsfälle, in denen 
Rentenleistungen oder Leistungen bei Tod er-
bracht werden, in einer Renten-Dokumenta-
tion zu verarbeiten, zu nutzen und dadurch Er-
kenntnisse über den Rentenverlauf und zur Ver-
besserung der Prävention und der Rehabilitation 
zu gewinnen. 

In den Fällen der Nummern 1 und 3 bis 6 findet § 76 
des Zehnten Buches keine Anwendung. 

(2) In den Dateien nach Absatz 1 dürfen nach Maß-
gabe der Sätze 2 und 3 nur folgende Daten von Ver-
sicherten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden: 

1. der zuständige Unfallversicherungsträger und die 
zuständige staatliche Arbeitsschutzbehörde, 

2. unverändert 

3. Art  und Hergang, Datum und Uhrzeit sowie An-
zeige des Versicherungsfalls, 

4. Staatsangehörigkeit und Angaben zur regionalen 
Zuordnung der Versicherten sowie Geburtsjahr 
und Geschlecht der Versicherten und der Hin-
terbliebenen, 

5. Familienstand und Versichertenstatus der Ver-
sicherten, 

6. Beruf der Versicherten, ihre Stellung im Er-
werbsleben und die Art ihrer Tätigkeit, 

7. Angaben zum Unternehmen einschließlich der 
Mitgliedsnummer, 

8. die Arbeitsanamnese und die als Ursache für eine 
Schädigung vermuteten Einwirkungen am Ar-
beitsplatz, 

9. die geäußerten Beschwerden und die Diagnose, 

10. Entscheidungen über Anerkennung oder Ab-
lehnung von Versicherungsfällen und Leistungen, 

11. Kosten und Verlauf von Leistungen, 

12. Art, Ort, Verlauf und Ergebnis von Vorsorge-
maßnahmen oder Leistungen zur Rehabilitation, 

13. die Rentenversicherungsnummer, Vor- und Fa-
milienname, Geburtsname, Geburtsdatum, Ster-
bedatum und Wohnanschrift der Versicherten 
sowie wesentliche Untersuchungsbefunde und 
die Planung zukünftiger Vorsorgemaßnahmen, 

14. Entscheidungen (Nummer 10) mit ihrer Be-
gründung einschließlich im Verwaltungs- oder 
Sozialgerichtsverfahren erstatteter Gutachten mit 
Angabe der Gutachter. 
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In einer Datei nach Absatz 1 Nr. 1 dürfen Daten nach 
Nummer 4 nicht gespeichert werden. 

(3) Die Errichtung einer Datei für mehrere Unfall-
versicherungsträger bei einem Unfallversicherungs-
träger oder bei einem Verband der Unfallversiche-
rungsträger ist auch zulässig, soweit dies erforderlich 
ist, um neue Erkenntnisse zur Verhütung von Versi-
cherungsfällen oder zur Abwendung von arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren zu gewinnen, und die-
ser Zweck nur durch eine gemeinsame Datei für meh-
rere oder alle Unfallversicherungsträger erreicht wer-
den kann. In der Datei nach Satz 1 dürfen perso-
nenbezogene Daten nur verarbeitet werden, soweit 
der Zweck der Datei ohne sie nicht erreicht werden 
kann. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt in einer Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die A rt  der zu 
verhütenden Versicherungsfälle und der abzu-
wendenden arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 
sowie die Art ' der Daten, die in der Datei nach Satz 1 
verarbeitet oder genutzt werden dürfen. In der Datei 
nach Satz 1 dürfen Daten nach Absatz 1 Nr. 4 nicht 
gespeichert werden. 

(4) Der Unfallversicherungsträger oder der Ver-
band, der die Datei errichtet, hat dem Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz oder der nach Landes-
recht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständigen 
Stelle rechtzeitig die Errichtung einer Datei nach Ab-
satz 1 oder Absatz 3 vorher schriftlich anzuzeigen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

In Dateien nach Absatz 1 Nr. 1 dürfen nur Daten nach 
Satz 1 Nr. 1 bis 4, 6 bis 10 und 14 verarbeitet oder 
genutzt werden. In Dateien nach Absatz 1 Nr. 3 bis 6 
dürfen nur Daten nach Satz 1 Nr. 1 bis 12 verarbeitet 
oder genutzt werden. 

(3) Die Errichtung einer Datei für mehrere Unfall-
versicherungsträger bei einem Unfallversicherungs-
träger oder bei einem Verband der Unfallversiche-
rungsträger ist auch zulässig, um die von den Pflege-
kassen und den privaten Versicherungsunternehmen 
nach § 44 Abs. 2 des Elften Buches zu übermittelnden 
Daten zu verarbeiten. 

(4) Die Errichtung einer Datei für mehrere Unfall-
versicherungsträger bei einem Unfallversicherungs-
träger oder bei einem Verband der Unfallversiche-
rungsträger ist auch zulässig, soweit dies erforderlich 
ist, um neue Erkenntnisse zur Verhütung von Versi-
cherungsfällen oder zur Abwendung von arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren zu gewinnen, und die-
ser Zweck nur durch eine gemeinsame Datei für meh-
rere oder alle Unfallversicherungsträger erreicht wer-
den kann. In der Datei nach Satz 1 dürfen perso-
nenbezogene Daten nur verarbeitet werden, soweit 
der Zweck der Datei ohne sie nicht erreicht werden 
kann. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung bestimmt in einer Rechtsverordnung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die A rt  der zu 
verhütenden Versicherungsfälle und der abzuwen-
denden arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren sowie 
die Art der Daten, die in der Datei nach Satz 1 verar-
beitet oder genutzt werden dürfen. In der Datei nach 
Satz 1 dürfen Daten nach Absatz 2 Nr. 13 nicht ge-
speichert werden. 

(5) Die Unfallversicherungsträger dürfen Daten 
nach Absatz 2 an den Unfallversicherungsträger 
oder den Verband, der die Datei führt, übermitteln. 
Die in der Datei nach Absatz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 ge-
speicherten Daten dürfen von der dateiführenden 
Stelle an andere Unfallversicherungsträger übermit-
telt werden, soweit es zur Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben erforderlich ist. 

(6) Der Unfallversicherungsträger oder der Ver-
band, der die Datei errichtet, hat dem Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz oder der nach Landes-
recht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständigen 
Stelle rechtzeitig die Errichtung einer Datei nach Ab-
satz 1 oder Absatz 4 vorher schriftlich anzuzeigen. 

(7) Der Versicherte ist vor der erstmaligen Spei-
cherung seiner Sozialdaten in Dateien nach Absatz 1 
Nr. 1 und 2 über die Art der gespeicherten Daten, die 
speichernde Stelle und den Zweck der Datei durch 
den Unfallversicherungsträger schriftlich zu unter-
richten. Dabei ist er auf sein Auskunftsrecht nach 
§ 83 des Zehnten Buches hinzuweisen. 
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§ 205 

Datenverarbeitung und -übermittlung bei den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

(1) Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft, 
die landwirtschaftliche Alterskasse und die landwirt-
schaftliche Krankenkasse desselben Bezirks dürfen 
personenbezogene Daten in gemeinsamen Dateien 
verarbeiten, soweit die Daten jeweils zu ihrer Aufga-
benerfüllung erforderlich sind. Durch technische und 
organisatorische Maßnahmen ist sicherzustellen, daß 
die Daten der Versicherten den einzelnen Trägern 
nur so weit zugänglich gemacht werden, wie sie zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben (§ 199) erfor-
derlich sind. 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfah-
rens, das die Übermittlung personenbezogener Daten 
aus Dateien der landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften durch Abruf ermöglicht, ist nur zwischen den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften sowie 
mit den landwirtschaftlichen Alterskassen, den Trä-
gern der gesetzlichen Rentenversicherung, den Kran-
kenkassen, der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Deutschen Post AG, soweit sie mit der Berechnung 
oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, 
zulässig; dabei dürfen auch Vermittlungsstellen ein-
geschaltet werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 206 

Übermittlung von Daten für die Forschung 
zur Bekämpfung von Berufskrankheiten 

(1) Ein Arzt oder Angehöriger eines anderen Heil-
berufes ist befugt, für ein bestimmtes Forschungsvor-
haben personenbezogene Daten den Unfallversiche-
rungsträgern und deren Verbänden zu übermitteln, 
wenn die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind 
und die Genehmigung des Forschungsvorhabens öf-
fentlich bekanntgegeben worden ist. 

(2) Die Unfallversicherungsträger und ihre Verbän-
de dürfen Sozialdaten von Versicherten und früheren 
Versicherten erheben, verarbeiten und nutzen, soweit 
dies 

1. zur Durchführung eines bestimmten For-
schungsvorhabens, das die Erkennung neuer Be-
rufskrankheiten oder die Verbesserung der Prä-
vention oder der Rehabilitation bei Berufskrank-
heiten zum Ziele hat, erforderlich ist und 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 205 

Datenverarbeitung und -übermittlung bei den 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

(1) Die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft, 
die landwirtschaftliche Alterskasse, die landwirt-
schaftliche Krankenkasse und die landwirtschaftliche 
Pflegekasse desselben Bezirks dürfen personenbe-
zogene Daten in gemeinsamen Dateien verarbeiten, 
soweit die Daten jeweils zu ihrer Aufgabenerfüllung 
erforderlich sind. Durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen ist sicherzustellen, daß die Daten 
der Versicherten den einzelnen Trägern nur so weit 
zugänglich gemacht werden, wie sie zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben (§ 199) erforderlich sind. 

(2) Die Einrichtung eines automatisierten Verfah-
rens, das die Übermittlung personenbezogener Daten 
aus Dateien der landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften durch Abruf ermöglicht, ist dort nur zwi-
schen den landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften sowie mit den landwirtschaftlichen Alters-
kassen, den Trägern der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, den Krankenkassen, der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Deutschen Post AG, soweit sie mit der 
Berechnung oder Auszahlung von Sozialleistungen 
betraut ist, zulässig; dabei dürfen auch Vermittlungs-
stellen eingeschaltet werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 206 

Übermittlung von Daten für die Forschung 
zur Bekämpfung von Berufskrankheiten 

(1) Ein Arzt oder Angehöriger eines anderen Heil-
berufes ist befugt, für ein bestimmtes Forschungsvor-
haben personenbezogene Daten den Unfallversiche-
rungsträgern und deren Verbänden zu übermitteln, 
wenn die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt sind 
und die Genehmigung des Forschungsvorhabens öf-
fentlich bekanntgegeben worden ist. Die Unfallver-
sicherungsträger oder die Verbände haben den Ver-
sicherten oder den früheren Versicherten schriftlich 
über die übermittelten Daten und über den Zweck 
der Übermittlung zu unterrichten. 

(2) unverändert 
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2. der Zweck dieses Forschungsvorhabens nicht auf 
andere Weise, insbesondere nicht durch Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung anonymisierter 
Daten, erreicht werden kann. 

Voraussetzung ist, daß die zuständige oberste Bun-
des- oder Landesbehörde die Erhebung, Verarbeitung 
und Nutzung der Daten für das Forschungsvorhaben 
genehmigt hat. Erteilt die zuständige oberste Bundes-
behörde die Genehmigung, sind die Bundesärzte-
kammer und der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz anzuhören, in den übrigen Fällen der Landes-
beauftragte für den Datenschutz und die Ärztekam-
mer des Landes. 

(3) Das Forschungsvorhaben darf nur durchgeführt 
werden, wenn sichergestellt ist, daß keinem Beschäf-
tigten, der an Entscheidungen über Sozialleistungen 
oder deren Vorbereitung beteiligt ist, die Daten, die 
für das Forschungsvorhaben erhoben, verarbeitet 
oder genutzt werden, zugänglich sind oder von Zu-
griffsberechtigten weitergegeben werden. 

(4) Die Durchführung der Forschung ist organisa-
torisch und räumlich von anderen Aufgaben zu tren-
nen. Die übermittelten Einzelangaben dürfen nicht 
mit anderen personenbezogenen Daten zusammenge-
führt werden. 

(5) Führen die Unfallversicherungsträger oder ihre 
Verbände das Forschungsvorhaben nicht selbst 
durch, dürfen die Daten nur anonymisiert an den für 
das Forschungsvorhaben Verantwortlichen übermit-
telt werden. Ist nach dem Zweck des Forschungsvor-
habens zu erwarten, daß Rückfragen für einen Teil 
der Betroffenen erforderlich werden, sind sie an die 
Person zu richten, welche die Daten gemäß Absatz 1 
übermittelt hat. Absatz 2 gilt für den für das For-
schungsvorhaben Verantwortlichen entsprechend. 
Die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 207 

Erhebung und Behandlung von Daten zur 
Verhütung von Versicherungsfällen und 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

(1) Die Unfallversicherungsträger und ihre Verbän-
de sind berechtigt, 

1. die nach diesem Buch erhobenen Daten zu Stof-
fen, Zubereitungen und Erzeugnissen, 

2. Betriebs- und Expositionsdaten zur Gefährdungs-
analyse 

zu speichern, zu verändern, zu nutzen, zu löschen 
und untereinander auszutauschen. 

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten können an 
die für den Vollzug des Chemikaliengesetzes und des 
Rechts der Biotechnologie zuständigen Behörden 
übermittelt werden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) Die Durchführung der Forschung ist organisa-
torisch und räumlich von anderen Aufgaben zu tren-
nen. Die übermittelten Einzelangaben dürfen nicht 
mit anderen personenbezogenen Daten zusammenge-
führt werden. § 67 c Abs. 5 Satz 2 und 3 des Zehnten 
Buches bleibt unberührt. 

(5) unverändert 

§ 207 

Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten 
zur Verhütung von Versicherungsfällen und 

arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

(1) Die Unfallversicherungsträger und ihre Verbän-
de dürfen 

1. Daten zu Stoffen, Zubereitungen und Erzeug-
nissen, 

2. Betriebs- und Expositionsdaten zur Gefährdungs-
analyse 

erheben, speichern, verändern, löschen, nutzen und 
untereinander übermitteln, soweit dies zur Verhü-
tung von Versicherungsfällen und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren erforderlich ist. 

(2) Daten nach Absatz 1 dürfen an die für den Ar-
beitsschutz zuständigen Landesbehörden und an die 
für den Vollzug des Chemikaliengesetzes sowie des 
Rechts der Bio- und Gentechnologie zuständigen Be-
hörden übermittelt werden. 
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(3) Daten nach Absatz 1 dürfen nicht an Stellen 
oder Personen außerhalb der Unfallversicherungsträ-
ger und ihrer Verbände sowie der zuständigen Lan-
desbehörden übermittelt werden, wenn der Unter-
nehmer begründet nachweist, daß ihre Verbreitung 
ihm betrieblich oder geschäftlich schaden könnte, 
und die Daten auf Antrag des Unternehmers als ver-
traulich gekennzeichnet sind. 

§ 208 

Auskünfte der Deutschen Post AG 

Soweit die Deutsche Post AG Aufgaben der Unfall-
versicherung wahrnimmt, gilt § 151 des Sechsten Bu-
ches entsprechend. 

NEUNTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(3) unverändert 

§ 208 

unverändert 

NEUNTES KAPITEL 

Bußgeldvorschriften 

§ 209 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer Unfallverhütungsvorschrift nach § 15 Abs. 1 
oder Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld-
vorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 17 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, oder 
§ 19 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

3. entgegen § 19 Abs. 1 Satz 2 eine Maßnahme nicht 
duldet, 

4. entgegen § 138 die Versicherten nicht unter-
richtet, 

5. entgegen § 165 Abs. 1 Satz 1, entgegen § 165 
Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit einer Satzung 
nach Satz 2 oder Satz 3 oder entgegen § 194 eine 
Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig macht, 

6. entgegen § 165 Abs. 2 Satz 1 einen Nachweis 
über die sich aus der Satzung ergebenden Be-
rechnungsgrundlagen nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig einreicht, 

7. entgegen § 165 Abs. 4 eine Aufzeichnung nicht 
führt oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre 
aufbewahrt, 

8. entgegen § 192 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 oder Abs. 4 Satz 
1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht, 
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§ 209 

Zusammenarbeit bei der Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

Zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten arbeiten die Unfallversicherungsträger ins-
besondere mit der Bundesanstalt für Arbeit, den 
Krankenkassen als Einzugsstellen für die Sozialversi-
cherungsbeiträge, den in § 63 des Ausländergesetzes 
genannten Behörden, den Finanzbehörden, den nach 
Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur Bekämp- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

9. entgegen § 193 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 2, Abs. 2, 3 Satz 2, Abs. 4 oder Abs. 6 ei-
ne Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig erstattet, 

10. entgegen § 193 Abs. 9 einen Unfall nicht in das 
Schiffstagebuch einträgt, nicht darstellt oder 
nicht in einer besonderen Niederschrift nach-
weist oder 

11. entgegen § 198 oder § 203 Abs. 1 Satz 1 eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmer 
Versicherten Beiträge ganz oder zum Teil auf das 
Arbeitsentgelt anrechnet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, in den Fällen des 
Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahn-
det werden. 

§ 210 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
der Unfallversicherungsträger. 

(2) Solange die See-Berufsgenossenschaft mit der 
Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 209 
Abs. 1 Nr. 1 noch nicht befaßt ist, ist auch das See-
mannsamt für die Verfolgung und Ahndung zustän-
dig. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ist örtlich zu-
ständig das Seemannsamt des Heimathafens im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes. Hat das Schiff 
keinen Heimathafen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes, ist das Seemannsamt des Register-
hafens örtlich zuständig. Örtlich zuständig ist auch 
das Seemannsamt, in dessen Bereich der Hafen liegt, 
den das Schiff nach der Tat zuerst erreicht. 

§ 211 

Zusammenarbeit bei der Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

Zur Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten arbeiten die Unfallversicherungsträger ins-
besondere mit der Bundesanstalt für Arbeit, den 
Krankenkassen als Einzugsstellen für die Sozialversi-
cherungsbeiträge, den in § 63 des Ausländergesetzes 
genannten Behörden, den Finanzbehörden, den nach 
Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz zur Bekämp- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4754 

Entwurf 

fung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden und 
den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehör-
den zusammen, wenn sich im Einzelfall konkrete An-
haltspunkte für 

1. Verstöße gegen das Gesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit, 

2. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von nicht-
deutschen Arbeitnehmern ohne die erforderliche 
Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 des Arbeitsförde-
rungsgesetzes, 

3. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht gegenüber 
einer Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeit 
nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches, 

4. Verstöße gegen das Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz, 

5. Verstöße gegen die Bestimmungen des Vierten 
und Fünften Buches sowie dieses Buches über die 
Verpflichtung zur Zahlung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen, soweit sie im Zusammenhang mit 
den in den Nummern 1 bis 4 genannten Verstößen 
stehen, 

6. Verstöße gegen die Steuergesetze, 

7. Verstöße gegen das Ausländergesetz 

ergeben. Sie unterrichten die für die Verfolgung und 
Ahndung zuständigen Behörden sowie die Behörden 
nach § 63 des Ausländergesetzes. Die Unterrichtung 
kann auch Angaben über die Tatsachen, die für die 
Einziehung der Beiträge zur Unfallversicherung er-
heblich sind, enthalten. Die Unterrichtung über per-
sonenbezogene Daten, die über Versicherte erhoben 
werden, ist unzulässig. 

§ 210 

Verstöße gegen Vorschriften zur Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit 

(1) Ordnungswidrig handeln Unternehmer oder 
Versicherte, die vorsätzlich oder fahrlässig 

1. gegen eine nach § 15 erlassene Unfallverhü-
tungsvorschrift verstoßen, soweit diese für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 17 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2 oder § 19 Abs. 2 zuwiderhandeln. 

(2) Ordnungswidrig handeln Unternehmer, die vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 1 die Besichtigung eines 
Unternehmens durch die hierzu berechtigten Auf-
sichtspersonen nicht ermöglichen, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

fung der Schwarzarbeit zuständigen Behörden und 
den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehör-
den zusammen, wenn sich im Einzelfall konkrete An-
haltspunkte für 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

ergeben. Sie unterrichten die für die Verfolgung und 
Ahndung zuständigen Behörden sowie die Behörden 
nach § 63 des Ausländergesetzes. Die Unterrichtung 
kann auch Angaben über die Tatsachen, die für die 
Einziehung der Beiträge zur Unfallversicherung er-
heblich sind, enthalten. Die Unterrichtung über per-
sonenbezogene Daten, die über Versicherte erhoben 
werden, ist unzulässig. Medizinische und psycholo-
gische Daten, die über einen Versicherten erhoben 
worden sind, dürfen die Unfallversicherungsträger 
nicht übermitteln. 

§ 210 (alt) 

entfällt 
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2. entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 6 Proben den be-
rechtigten Aufsichtspersonen nicht aushändigen 
oder die Entnahme von Proben nicht dulden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 
und 2 können mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtau-
send Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 211 

Verstöße gegen Vorschriften zur 
Aufbringung der Mittel 

(1) Ordnungswidrig handeln Unternehmer, die vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. Versicherten Beiträge ganz oder zum Teil auf das 
Arbeitsentgelt anrechnen, 

2. entgegen § 165 Abs. 1 und 2 Lohnnachweise nicht 
oder nicht rechtzeitig einreichen oder in diesen 
Nachweisen unrichtige oder unvollständige Anga-
ben machen, 

3. entgegen § 165 Abs. 4 Aufzeichnungen nicht auf-
bewahren. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 
kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deut-
sche Mark, die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 
Nr. 2 und 3 können mit einer Geldbuße bis zu fünftau-
send Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 212 

Verstoße gegen Melde - und Auskunftspflichten 

(1) Ordnungswidrig handeln Unternehmer, die vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. die Beschäftigten entgegen § 138 über den zu-
ständigen Unfallversicherungsträger oder über 
den Sitz seiner Geschäftsstelle nicht unterrichten, 

2. entgegen § 192 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 die Art und den 
Gegenstand des Unternehmens, die Zahl der Ver-
sicherten, den Eröffnungstag oder den Tag der 
Aufnahme der vorbereitenden Arbeiten für das 
Unternehmen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig anzeigen, 

3. entgegen § 192 Abs. 1 Nr. 4 den Namen und den 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Be-
vollmächtigten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig anzeigen, 

4. entgegen § 192 Abs. 2 Nr. 1 Unternehmens-
änderungen, die für die Zuständigkeit eines Un-
fallversicherungsträgers wichtig sind, nicht recht-
zeitig oder nicht vollständig anzeigen, 

5. entgegen § 192 Abs. 4 den Wechsel einer Person, 
für deren Rechnung das Unternehmen geführt 
wird, oder der Person des Bevollmächtigten nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig anzeigen, 
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§ 211 (alt) 

entfällt 

§ 212 (alt) 

entfällt 
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6. entgegen § 193 Abs. 1 bis 7 einen Arbeitsunfall 
oder den Verdacht einer Berufskrankheit nicht 
oder nicht rechtzeitig anzeigen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 kön-
nen mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 213 

Verstöße von Eigentümern von Seeschiffen und 
Grundstückseigentümern 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. als Eigentümer von Seeschiffen entgegen § 194 
der Meldepflicht nicht, nicht rechtzeitig, nicht 
richtig oder nicht vollständig nachkommt, 

2. als Grundstückseigentümer entgegen § 198 Aus-
künfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig oder 
nicht vollständig erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 kön-
nen mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 214 

Verstöße von Reedern und Schiffsführern 

(1) Ordnungswidrig handeln Reeder, die vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 130 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 Satz i einen Bevollmächtigten nicht bestellen. 

(2) Ordnungswidrig handeln Schiffsführer, die vor-
sätzlich oder fahrlässig entgegen § 193 Abs. 9 einen 
Arbeitsunfall während der Fahrt auf einem Seeschiff 
nicht oder nicht rechtzeitig eintragen oder nachwei-
sen. 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 
und 2 können mit einer Geldbuße bis zu 
5 000 Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 215 

Verstöße von Ärzten 

(1) Ordnungswidrig handeln Ärzte oder Zahnärzte, 
die vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 203 ihrer 
Auskunftspflicht nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig 
oder nicht vollständig nachkommen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark ge-
ahndet werden. 

§ 216 

Zuständige Behörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der 
sachlich und örtlich zuständige Unfallversicherungs-
träger. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 213 (alt) 

entfällt 

§ 214 (alt) 

entfällt 

§ 215 (alt) 

entfällt 

§ 216 (alt) 

entfällt 



Drucksache 13/4754 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Entwurf 

(2) Solange die See-Berufsgenossenschaft mit der 
Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit nach § 210 
Abs. 1 Nr. 1 noch nicht befaßt ist, ist auch das See-
mannsamt für die Verfolgung und Ahndung zustän-
dig. Örtlich zuständig ist das Seemannsamt des Hei-
mathafens im Geltungsbereich des Grundgesetzes. 
Hat das Schiff keinen Heimathafen im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes, so ist das Seemannsamt des 
Registerhafens örtlich zuständig. Örtlich zuständig ist 
auch das Seemannsamt, in dessen Bezirk der Hafen 
liegt, der nach der Zuwiderhandlung zuerst erreicht 
wird. 

ZEHNTES KAPITEL 

Übergangsrecht 

§ 217 

Grundsatz 

Die Vorschriften des Ersten bis Neunten Kapitels 
gelten für Versicherungsfälle, die bis zu dem Tag vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eintreten, soweit in 
den folgenden Vorschriften nicht etwas anderes be-
stimmt ist. 

§ 218 

Weitergeltung des Versicherungsschutzes 
für bestimmte Unternehmer 

Unternehmer und ihre Ehegatten, die am Tag vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 539 Abs. 1 
Nr. 3 oder Nr. 7 der Reichsversicherungsordnung in 
der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung pflicht-
versichert waren und die nach § 2 nicht pflichtversi-
chert sind, bleiben versichert, ohne daß es eines An-
trags auf freiwillige Versicherung bedarf. Die Versi-
cherung wird als freiwillige Versicherung weiterge-
führt. Sie erlischt mit Ablauf des Monats, in dem ein 
schriftlicher Antrag auf Beendigung dieser Versiche-
rung beim Unfallversicherungsträger eingegangen ist; 
§ 6 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 219 

Geltung auch für frühere Versicherungsfälle 

(1) Die Vorschriften des Ersten und Fünften Ab-
schnitts des Dritten Kapitels gelten auch für Versi-
cherungsfälle, die vor dem Tag des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes eingetreten sind; dies gilt nicht für die 
Vorschrift über Leistungen an Berechtigte im Aus-
land. Für Leistungen der Heilbehandlung und der be-
ruflichen Rehabilitation, die vor dem Tag des In-
krafttretens dieses Gesetzes bereits in Anspruch ge-
nommen worden sind, sind bis zum Ende dieser Lei-
stungen die Vorschriften weiter anzuwenden, die im 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme galten. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ZEHNTES KAPITEL 

Übergangsrecht 

§ 212 

Grundsatz 

Die Vorschriften des Ersten bis Neunten Kapitels 
gelten für Versicherungsfälle, die nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes eintreten, soweit in den folgen-
den Vorschriften nicht etwas anderes bestimmt ist. 

§ 213 

unverändert 

§ 214 

unverändert 
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(2) Die Vorschriften über den Jahresarbeitsver-
dienst gelten auch für Versicherungsfälle, die vor dem 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes eingetreten 
sind, wenn der Jahresarbeitsverdienst nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes erstmals oder auf Grund 
des § 90 neu festgesetzt wird. Die Vorschrift des § 93 
über den Jahresarbeitsverdienst für die Versicherten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften und 
ihre Hinterbliebenen gilt auch für Versicherungsfälle, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eingetreten 
sind; die Geldleistungen sind von dem auf das In-
krafttreten dieses Gesetzes folgenden 1. Juli an neu 
festzustellen; die generelle Bestandsschutzregelung 
bleibt unberührt. 

(3) Die Vorschriften über Renten, Beihilfen, Abfin-
dungen und Mehrleistungen gelten auch für Versi-
cherungsfälle, die vor dem Tag des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes eingetreten sind, wenn diese Leistungen 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmals fest-
zusetzen sind. 

(4) Soweit sich die Vorschriften über die Beziehun-
gen der Versicherungsträger zueinander und zu an-
deren Verpflichteten auf bestimmte Versicherungsfäl-
le beziehen, gelten sie auch hinsichtlich der Versiche-
rungsfälle, die vor dem Tag des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes eingetreten sind. 

§ 220 

Sondervorschriften für Versicherungsfälle 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags 

genannten Gebiet 

(1) Für die Übernahme der vor dem 1. Januar 1992 
eingetretenen Unfälle und Krankheiten als Arbeitsun-
fälle und Berufskrankheiten nach dem Recht der ge-
setzlichen Unfallversicherung ist § 1150 Abs. 2 und 3 
der Reichsversicherungsordnung in der am Tag vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften über den Jahresarbeitsver-
dienst gelten nicht für Versicherungsfälle in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet, 
die vor dem 1. Januar 1992 eingetreten sind; für diese 
Versicherungsfälle ist § 1152 Abs. 2 der Reichsver-
sicherungsordnung in der am Tag vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzuwen-
den. 

(3) Für Versicherungsfälle im Zuständigkeitsbereich 
des Bundes als Unfallversicherungsträger, die nach 
dem 31. Dezember 1991 eingetreten sind, gilt § 85 
Abs. 2 Satz 1 mit der Maßgabe, daß der Jahresar-
beitsverdienst höchstens das Zweifache der im Zeit-
punkt des Versicherungsfalls geltenden Bezugsgröße 
(West) beträgt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 215 

Sondervorschriften für Versicherungsfälle 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags 

genannten Gebiet 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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(4) Für Versicherte an Bord von Seeschiffen und für 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 versicherte Küstenschiffer und 
Küstenfischer ist § 1152 Abs. 6 der Reichsversi-
cherungsordnung in der am Tag vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der do rt  genann-
ten Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
§ 92 dieses Buches tritt. 

(5) Die Vorschriften über die Anpassung der vom 
Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen 
und über die Höhe und die Anpassung des Pflegegel-
des gelten nicht für Versicherungsfälle in dem in Ar-
tikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet; für 
diese Versicherungsfälle sind § 1151 Abs. 1 und 
§ 1153 der Reichsversicherungsordnung in der am 
Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung weiter anzuwenden mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der do rt  genannten Vorschriften der Reichs-
versicherungsordnung § 44 Abs. 2 und 4 sowie § 95 
dieses Buches treten. 

(6) Für die Feststellung und Zahlung von Renten bei 
Versicherungsfällen, die vor dem 1. Januar 1992 ein-
getreten sind, ist § 1154 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am Tag vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes geltenden Fassung weiter anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der do rt  genannten Vor-
schriften der Reichsversicherungsordnung die §§ 45, 
46, 50, 56 und 72 dieses Buches treten. 

(7) Für die Feststellung und Zahlung von Leistun-
gen im Todesfall ist § 1155 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie 
Abs. 2 und 3 der Reichsversicherungsordnung in der 
am Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung weiter anzuwenden mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der dort  genannten Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung § 65 Abs. 3 und § 66 die-
ses Buches treten. Bestand am 31. Dezember 1991 
nach dem in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags 
genannten Gebiet geltenden Recht ein Anspruch auf 
Witwenrente, Witwerrente oder Waisenrente, wird 
der Zahlbetrag dieser Rente so lange unverände rt 

 weitergezahlt, wie er den Zahlbetrag der Rente, die 
sich aus den §§ 63 bis 71 und aus Satz 1 ergeben 
würde, übersteigt. 

(8) Die Vorschrift des § 1156 Abs. 2 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung in der am Tag vor In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung sind 
weiter anzuwenden. 

§221 

Bezugsgröße (Ost) und 
aktueller Rentenwert (Ost) 

(1) Soweit Vorschriften dieses Buches beim Jahres-
arbeitsverdienst oder beim Sterbegeld an die Bezugs-
größe anknüpfen, ist die Bezugsgröße für das in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrags genannte Gebiet (Be-
zugsgröße [Ost]) maßgebend, wenn es sich um einen 
Versicherungsfall in diesem Gebiet handelt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) Für die Feststellung und Zahlung von Renten bei 
Versicherungsfällen, die vor dem 1. Januar 1992 ein-
getreten sind, ist § 1154 der Reichsversicherungs-
ordnung in der am Tag vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes geltenden Fassung weiter anzuwenden mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle der do rt  genannten Vor-
schriften der Reichsversicherungsordnung die §§ 56 
und 81 bis 91 dieses Buches treten. 

(7) unverändert 

(8) Die Vorschrift des § 1156 Abs. 2 bis 4 der 
Reichsversicherungsordnung in der am Tag vor In-
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung ist 
weiter anzuwenden. 

§ 216 

unverändert 
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(2) Soweit Vorschriften dieses Buches bei Ein-
kommensanrechnungen auf Leistungen an Hinter-
bliebene an den aktuellen Rentenwert anknüpfen, ist 
der aktuelle Rentenwert (Ost) maßgebend, wenn der 
Berechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt in dem 
in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet 
hat. 

§ 222 

Bestandsschutz 

(1) Ist eine Geldleistung, die auf Grund des bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Rechts fest-
gestellt worden ist oder hätte festgestellt werden müs-
sen, höher, als sie nach diesem Buch sein würde, wird 
dem Berechtigten die höhere Leistung gezahlt. Satz 1 
gilt entsprechend für die Dauer einer Geldleistung. 
Bei den nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b versicher-
ten mitarbeitenden Familienangehörigen sind dabei 
auch die bisher gezahlten Zulagen an Schwerverletz-
te zu berücksichtigen. 

(2) Die §§ 590 bis 593, 598, 600 Abs. 3 in Verbin-
dung mit den §§ 602 und 614 der Reichsversiche-
rungsordnung in der am 31. Dezember 1985 gelten-
den Fassung sind weiter anzuwenden, wenn der Tod 
des Versicherten vor dem 1. Januar 1986 eingetreten 
ist. § 80 Abs. 1 ist auch anzuwenden, wenn der Tod 
des Versicherten vor dem 1. Januar 1986 eingetreten 
ist und die neue Ehe nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geschlossen wird. Bei der Anwendung des 
§ 65 Abs. 3 und des § 80 Abs. 3 gilt § 617 Abs. 2 und 6 
der Reichsversicherungsordnung in der am Tag vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung. 
Bestand am 31. Dezember 1991 Anspruch auf Wai-
senrente für Waisen, die das 18. Lebensjahr bereits 
vollendet haben, ist § 314 Abs. 5 des Sechsten Buches 
weiter entsprechend anzuwenden. 

(3) Berechtigten, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes für ein Kind Anspruch auf eine Kinderzula-
ge hatten, wird die Kinderzulage nach Maßgabe des 
§ 583 unter Berücksichtigung des § 584 Abs. 1 Satz 2, 
des § 585, des § 579 Abs. 1 Satz 2 und des § 609 
Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung in der am 
Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden 
Fassung weiter geleistet. Die Kinderzulagen-Erstat-
tungsverordnung vom 3. Juni 1977 (BGBl. I S. 807), 
geändert durch Artikel 19 Nr. 23 Buchstabe a des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1857), ist 
insoweit weiter anzuwenden. 

(4) § 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 1 Satz 2 des Einund-
zwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes vom 25. Juli 
1978 (BGBl. I S. 1089) sind für die Anpassung der do rt 

 genannten Geldleistungen nach § 95 weiter an-
zuwenden. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 217 

unverändert 
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§ 223 

Länder und Gemeinden als 
Unfallversicherungsträger 

(1) Sind nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Recht die Länder oder Ge-
meinden Unfallversicherungsträger, sind ihre Aus-
führungsbehörden für Unfa llversicherung bis zum 
31. Dezember 1996 in rechtlich selbständige Unfall-
versicherungsträger im Sinne der §§ 116 und 117 zu 
überführen. Bis zur Errichtung dieser Unfallversiche-
rungsträger sind die für die Ausführungsbehörden 
geltenden Vorschriften der Reichsversicherungsord-
nung und des Vierten Buches in der am Tag vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden; die §§ 128 und 129 gelten ab In-
krafttreten dieses Gesetzes. Insoweit gelten die Län-
der und Gemeinden weiter als Unfallversicherungs-
träger. 

(2) Die Rechte und Pflichten der Länder oder Ge-
meinden, die bisher nach § 766 der Reichsversiche-
rungsordnung von den Ausführungsbehörden für Un-
fallversicherung wahrgenommen worden sind, gehen 
auf die Unfallversicherungsträger im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 1 über. Die Landesregierungen regeln das 
Nähere durch Rechtsverordnungen. 

§ 224 

Aufbringung der Mittel 

Die Vorschriften über die Aufbringung der Mittel 
sind erstmals für das Haushaltsjahr 1997 anzuwen-
den. Für das Haushaltsjahr 1996 und frühere Haus-
haltsjahre sind die Vorschriften der Reichsversiche- 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

§ 218 

Länder und Gemeinden als 
Unfallversicherungsträger 

(1) Sind nach dem am Tag vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Recht die Länder oder Ge-
meinden Unfallversicherungsträger, sind ihre Aus-
führungsbehörden für Unfa llversicherung bis zum 
31. Dezember 1997 in rechtlich selbständige Unfall-
versicherungsträger zu überführen. Bis zur Überfüh-
rung sind die für die Ausführungsbehörden geltenden 
Vorschriften der Reichsversicherungsordnung und 
des Vierten Buches in der am Tag vor dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes geltenden Fassung weiter anzu-
wenden; die §§ 128 und 129 gelten ab Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Insoweit gelten die Länder und Ge-
meinden weiter als Unfallversicherungsträger. 

(2) Bei der Überführung einer Ausführungsbe-
hörde eines Landes oder einer Gemeinde in eine 
Unfallkasse nehmen die Vertreterversammlung, der 
Vorstand und der Geschäftsführer der -  Ausführungs-
behörden die Aufgaben der Vertreterversammlung, 
des Vorstandes und des Geschäftsführers der Unfall-
kasse bis zum Ablauf der laufenden Wahlperiode 
wahr. Bei der Überführung von Ausführungsbehör-
den eines Landes oder einer Gemeinde in gemein-
same Unfallkassen nach § 116 Abs. 1 Satz 2 oder in 
Gemeindeunfallversicherungsverbände können die 
Landesregierungen durch Rechtsverordnung be-
stimmen, daß die Aufsichtsbehörde die Mitglieder 
der Vertreterversammlung der Unfallkasse oder des 
Gemeindeunfallversicherungsverbandes 	unbe

-

schadet der Regelung des § 44 Abs. 2a Satz 2 Nr. 3 
des Vierten Buches beruft. Satz 2 gilt entsprechend, 
wenn gleichzeitig mit der Überführung eine gemein-
same Unfallkasse oder ein gemeinsamer Gemeinde-
unfallversicherungsverband mehrerer Länder nach 
§ 116 Abs. 2 oder § 117 Abs. 2 gebildet wird. 

(3) Die Rechte und Pflichten der Länder oder Ge-
meinden, die bisher nach § 766 der Reichsversiche-
rungsordnung von den Ausführungsbehörden für Un-
fallversicherung wahrgenommen worden sind, gehen 
auf die Unfallversicherungsträger im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 1 über. Die Landesregierungen regeln das 
Nähere durch Rechtsverordnungen. 

§ 219 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Vorschriften über die Aufbringung der Mit-
tel sind erstmals für das Haushaltsjahr 1997 anzuwen-
den. Für das Haushaltsjahr 1996 und frühere Haus-
haltsjahre sind die Vorschriften der Reichsversiche- 
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rungsordnung über die Aufbringung und die Verwen-
dung der Mittel sowie Artikel 3 des Unfallversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes in der am Tag vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden. 

§ 225 

Rechtsträgerabwicklung 

Das Vermögen des Gemeindeunfallversicherungs-
verbandes der Provinz Ostpreußen, das nach § 27 
Abs. 1 des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes vom 
6. September 1965 (BGBl. I S. 1065) vom Bund treu-
händerisch verwaltet wird, geht mit Inkrafttreten die-
ses Gesetzes auf den Bundesverband der Unfallversi-
cherungsträger der öffentlichen Hand e.V. über; bis 
zu diesem Zeitpunkt entstandene Aufwendungen für 
die treuhänderische Verwaltung sind abzuziehen. 

Anlage 1 (zu § 114) 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

1. Bergbau-Berufsgenossenschaft 

2. Steinbruchs-Berufsgenossenschaft 

3. Berufsgenossenschaft der keramischen und Glas

-

Industrie 

4. Berufsgenossenschaft der Gas-, Fernwärme- und 
Wasserwirtschaft 

5. Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft 

6. Maschinenbau- und Metall-Berufsgenossenschaft 

7. Norddeutsche Metall-Berufsgenossenschaft 

8. Süddeutsche Metall-Berufsgenossenschaft 

9. Edel- und Unedelmetall-Berufsgenossenschaft 

10. Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elek-
trotechnik 

11. Berufsgenossenschaft der chemischen Indust rie 

12. Holz-Berufsgenossenschaft 

13. Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 

14. Papiermacher-Berufsgenossenschaft 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

rungsordnung über die Aufbringung und die Verwen-
dung der Mittel sowie Artikel 3 des Unfallversiche-
rungs-Neuregelungsgesetzes in der am Tag vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden. 

(2) Abweichend von § 172 Abs. 1 Satz 2 werden bis 
zur Erhebung der Umlage für das Umlagejahr 2000 
keine Mittel zur Auffüllung der Rücklage erhoben; 
§ 172 Abs. 2 bleibt unberührt. 

§ 220 

Rechtsträgerabwicklung 

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht das nach 
§ 27 Abs. 1 des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes 
vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1065) vom Bund 
treuhänderisch verwaltete Vermögen 

1. des Gemeindeunfallversicherungsverbandes der 
Provinz Ostpreußen auf den Bundesverband der 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
e.V., 

2. der Pommerschen landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaft auf den Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften e.V. 

über; bis zu diesem Zeitpunkt entstandene Auf-
wendungen für die treuhänderische Verwaltung sind 
abzuziehen. 

Anlage 1 (zu § 114) 

unverändert 
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15. Berufsgenossenschaft Druck und Papierver-
arbeitung 

16. Lederindustrie-Berufsgenossenschaft 

17. Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft 

18. Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gast-
stätten 

19. Fleischerei-Berufsgenossenschaft 

20. Zucker-Berufsgenossenschaft 

21. Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg 

22. Bau-Berufsgenossenschaft Hannover 

23. Bau-Berufsgenossenschaft Rheinland und Westfa-
len 

24. Bau-Berufsgenossenschaft Frankfu rt  am Main 

25. Südwestliche Bau-Berufsgenossenschaft 

26. Württembergische Bau-Berufsgenossenschaft 

27. Bau-Berufsgenossenschaft Bayern und Sachsen 

28. Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

29. Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft 

30. Berufsgenossenschaft für den Einzelhandel 

31. Berufsgenossenschaft der Banken, Versicherun-
gen, Verwaltungen, freien Berufe und besonderer 
Unternehmen — Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft 

32. Berufsgenossenschaft der Straßen-, U-Bahnen und 
Eisenbahnen 

33. Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen 

34. Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege 

35. See-Berufsgenossenschaft 

Anlage 2 (zu § 114) 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

1. Schleswig-Holsteinische landwirtschaftliche Be-
rufsgenossenschaft 

2. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Olden-
burg-Bremen 

3. Hannoversche landwirtschaftliche Berufsgenos-
senschaft 

4. Braunschweigische landwirtschaftliche Berufs-
genossenschaft 

5. Lippische landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft 

6. Rheinische landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Anlage 2 (zu § 114) 

unverändert 
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7. Westfälische landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft 

8. Land- und forstwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft Hessen 

9. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Rhein-
land-Pfalz 

10. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft für das 
Saarland 

11. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Ober-
franken und Mittelfranken 

12. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Nieder-
bayern-Oberpfalz 

13. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Unter-
franken 

14. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Schwa-
ben 

15. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Ober-
bayern 

16. Badische landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft 

17. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Würt-
temberg 

18. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Ber lin 

19. Sächsische landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft 

20. Gartenbau-Berufsgenossenschaft 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches 

§ 22 des Ersten Buches - Allgemeiner Teil - (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I 
S. 3015), das zuletzt geändert worden ist durch . . . 
wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Maßnahmen zur Sicherheit und Gesundheit 
bei der Arbeit sowie Maßnahmen zur Früh-
erkennung von Berufskrankheiten und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren,". 

2. Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Zuständig sind die gewerblichen und die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, die 
Gemeindeunfallversicherungsverbände, die Feuer-
wehr-Unfallkassen, die Eisenbahn-Unfallkasse, 
die Unfallkasse Post und Telekom, die Unfallkas-
sen der Länder und Gemeinden und die Ausfüh-
rungsbehörden des Bundes. " 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches 

Das Erste Buch - Allgemeiner Teil - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), 
das zuletzt geändert worden ist durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Maßnahmen zur Verhütung von Arbeits-
unfällen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und zur 
Ersten Hilfe sowie Maßnahmen zur Früh-
erkennung von Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren,". 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Zuständig sind die gewerblichen und die 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, 
die Gemeindeunfallversicherungsverbände, die 
Feuerwehr-Unfallkassen, die Eisenbahn-Un-
fallkasse, die Unfallkasse Post und Telekom, 
die Unfallkassen der Länder und Gemeinden, 
die gemeinsamen Unfallkassen für den Lan-
des- und kommunalen Bereich und die Aus-
führungsbehörden des Bundes." 
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Artikel 3 

Änderung des Vierten Buches 

Das Vierte Buch - Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung - (Artikel I  des Gesetzes vom 
23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), das zuletzt ge-
ändert worden ist durch ... wird wie folgt geändert: 

1. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Reeder, Seeleute und Deutsche Seeschiffe". 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz vorangestellt: 

„Reeder sind die Eigentümer von Seeschiffen." 

2. In § 18 f Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „§ 719 a 
der Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „§ 24 des Siebten Buches" ersetzt. 

3. § 19 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Leistungen in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung werden von Amts wegen erbracht, soweit 
sich aus den Vorschriften für die gesetzliche Un-
fallversicherung nichts Abweichendes ergibt." 

4. In § 23 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz ein-
gefügt: 

„Die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
können in ihren Satzungen von Satz 1 ab-
weichende Fälligkeitstermine bestimmen." 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Nach dem Bundeskindergeldgesetz 
kann nur dann Kindergeld in Anspruch ge-
nommen werden, wenn nicht der Familien-
leistungsausgleich nach § 31 des Einkom-
mensteuergesetzes zur Anwendung kommt." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Ausführung des Absatzes 1 sind 
die Familienkassen und für die Ausführungen 
des Absatzes 2 die nach § 10 des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes bestimmten Stellen zu-
ständig." 

Artikel 3 

Änderung des Vierten Buches 

Das Vierte Buch - Gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung - (Artikel I  des Gesetzes vom 
23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), das zuletzt ge-
ändert worden ist durch ... wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

4a. In § 28 k Abs. 2 Satz 4 Buchstabe b wird das Wort 
„Schlechtwettergeld" durch das Wo rt  „Winter-
ausfallgeld" ersetzt. 

4b. In § 29 Abs. 4 werden die Wörter „über die Ei-
genunfallversicherungsträger" durch die Wörter 
„für den Bund als Unfallversicherungsträger" er-
setzt. 
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5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 a Satz 1 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„Der Geschäftsführer und sein Stellvertreter 
werden bei der Unfallkasse Post und Telekom 
vom Bundesministerium für Post und Tele-
kommunikation bestellt;". 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei den Ausführungsbehörden des Bun-
des und den Feuerwehr-Unfallkassen be-
stimmt die zuständige oberste Verwal-
tungsbehörde das Nähere über die Füh-
rung der Geschäfte." 

bb) Satz 3 wird gestrichen. 

6. § 36 a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Durch Satzung können 

1. der Erlaß von Widerspruchsbescheiden und 

2. in der Unfallversicherung ferner 

a) die erstmalige Entscheidung über Ren-
ten, Entscheidungen über Rentenerhö-
hungen, Rentenherabsetzungen und 
Rentenentziehungen wegen Änderung 
der gesundheitlichen Verhältnisse, 

b) Entscheidungen über Abfindungen mit 
Gesamtvergütungen, Renten als vorläu-
fige Entschädigungen, laufende Beihil-
fen und Leistungen bei Pflegebedürftig-
keit 

besonderen Ausschüssen übertragen werden. 
§ 35 Abs. 2 gilt entsprechend." 

7. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Bun-
desbahn-Versicherungsanstalt" durch das Wort 

 „Bahnversicherungsanstalt" ersetzt. 

b) Absatz 2 a wird wie folgt gefaßt: 

„(2 a) Bei den Unfallkassen der Länder und 
Gemeinden gehören den Selbstverwaltungs-
organen außer den Vertretern der Versicherten 
eine gleiche Anzahl von Arbeitgebervertretern 
oder ein Arbeitgebervertreter an. Die Ar-
beitgebervertreter werden bestimmt 

1. bei den Unfallkassen der Länder von der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle, 

2. bei den Unfallkassen der Gemeinden von 
der nach der Ortssatzung zuständigen 
Stelle, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 a wird wie folgt gefaßt: 

„(2 a) Bei der Eisenbahn-Unfallkasse, der 
Unfallkasse Post und Telekom, den Unfall-
kassen der Länder und Gemeinden und den 
gemeinsamen Unfallkassen für den Landes-
und kommunalen Bereich gehören den Selbst-
verwaltungsorganen außer den Vertretern der 
Versicherten eine gleiche Anzahl von Arbeit-
gebervertretern oder ein Arbeitgebervertreter 
an. Die Arbeitgebervertreter werden bestimmt 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. bei den nach § 116 Abs. . 1 Satz 2 des Sieb-
ten Buches errichteten gemeinsamen Un-
fallkassen 

a) für den Landesbereich von der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle, 

b) für den kommunalen Bereich, wenn in 
den Unfallkassen nur eine Gemeinde 
einbezogen ist, von der nach der Orts-
satzung zuständigen Stelle, 

4. bei der Eisenbahn-Unfallkasse vom Bun-
desministerium für Verkehr, 

5. bei der Unfallkasse Post und Telekom vom 
Bundesministerium für Post und Telekom-
munikation. 

Gehört dem Selbstverwaltungsorgan nur ein 
Arbeitgebervertreter an, hat er die gleiche Zahl 
der Stimmen wie die Vertreter der Versicher-
'ten; bei einer Abstimmung kann er jedoch 
nicht mehr Stimmen abgeben, als den anwe-
senden Vertretern der Versicherten zustehen. 
Das Verhältnis der  Zahl der Stimmen der Ver-
treter aus dem Landesbereich zu der Zahl der 
Stimmen der Vertreter aus dem kommunalen 
Bereich entspricht dem Verhältnis der auf die-
se beiden Bereiche entfallenden nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 8 des Siebten Buches ver- 
sicherten Personen im vorletzten Kalenderjahr 
vor der Wahl; das Nähere bestimmt die Sat-
zung. 

8. In § 49 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „und den 
besonderen Trägern der Unfallversicherung für 
die Feuerwehren" durch die Wörter ,,, den ge-
meinsamen Unfallkassen und den Feuerwehr-
Unfallkassen" ersetzt und nach dem Wort 

 „Bezirksverbände" die Wörter „und Landschafts-
verbände" eingefügt. 

9. § 70 Abs. 2 a wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Haushaltsplan der Eisenbahn-Unfallkasse 
bedarf der Genehmigung des Bundesministe-
riums für Verkehr, der Haushaltsplan der Un-
fallkasse Post und Telekom der Genehmigung 
des Bundesministeriums für Post und Tele-
kommunikation." 

b) In Satz 3 wird das Wort  „Landes" durch das 
Wort  „Bundes" ersetzt. 

10. § 72 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. bei den gemeinsamen Unfallkassen für den 
Landes- und kommunalen Bereich 

a) unverändert 

b) unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

Gehört dem Selbstverwaltungsorgan nur ein 
Arbeitgebervertreter an, hat er die gleiche Zahl 
der Stimmen wie die Vertreter der Versicher-
ten; bei einer Abstimmung kann er jedoch 
nicht mehr Stimmen abgeben, als den anwe-
senden Vertretern der Versicherten zustehen. 
Das Verhältnis der Zahl der Stimmen der Ver-
treter aus dem Landesbereich zu der Zahl der 
Stimmen der Vertreter aus dem kommunalen 
Bereich bei den Unfallkassen im Sinne der 
Nummer 3 entspricht dem Verhältnis der auf 
diese beiden Bereiche entfallenden nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 8 des Siebten Buches ver-
sicherten Personen im vorletzten Kalenderjahr 
vor der Wahl; das Nähere bestimmt die Sat-
zung. " 

7a. In § 47 Abs. 2 Nr. 3 werden die Wörter „be-
sonderen Trägern der Unfallversicherung für die 
Feuerwehren" durch das Wort  „Feuerwehr-
Unfallkassen" ersetzt. 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 
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11. § 73 Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen. 

12. In § 87 Abs. 2 werden die Wörter „Unfallver-
hütung und der Ersten Hilfe bei Arbeitsunfällen" 
durch die Wörter „Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit" ersetzt. 

13. In § 90 Abs. 1 werden 

a) die Wörter „Unfallverhütung und der Ersten 
Hilfe bei Arbeitsunfällen" durch die Wörter 
„Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit" 
und das Wort  „Bundesminister" durch das 
Wort  „Bundesministerium" ersetzt und 

b) folgender Satz angefügt: 

„Die Aufsicht über die Unfallkasse Post und 
Telekom auf dem Gebiet Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit führt das Bundesmini-
sterium für Post und Telekommunikation. " 

Artikel 4 

Änderung des Fünften Buches 

Das Fünfte Buch - Gesetzliche Krankenversiche-
rung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden die Wörter „Mutter-
schaftsgeld,", „Verletztengeld,", ,,Arbeitslosen-
geld," und „Arbeitslosenhilfe," gestrichen. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer ein-
gefügt: 

„3 a. solange Versicherte Mutterschaftsgeld, 
Verletztengeld, Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe beziehen," . 

2. In § 235 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „Kost 
und Wohnung" durch die Wörter „Verpflegung 
und Unterkunft" ersetzt. 

3. In § 306 Satz 1 Nr. 6 werden die Wörter „der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„des Siebten Buches" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

11. § 73 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Eisenbahn-Unfallkasse ist die Geneh-
migung des Bundesministeriums für Verkehr, bei 
der Unfallkasse Post und Telekom die Ge-
nehmigung des Bundesministeriums für Post und 
Telekommunikation erforderlich." 

12. In § 87 Abs. 2 werden die Wörter „Unfallver-
hütung und der Ersten Hilfe bei Arbeitsunfällen" 
durch die Wörter „Prävention in der gesetzlichen 
Unfallversicherung" ersetzt. 

13. In § 90 Abs. 1 werden : 

a) die Wörter „Unfallverhütung und der Ersten 
Hilfe bei Arbeitsunfällen" durch die Wörter 
„Prävention in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung" und das Wort  „Bundesminister" 
durch das Wort  „Bundesministerium" ersetzt 
und 

b) folgender Satz angefügt: 

„Die Aufsicht über die Unfallkasse Post und 
Telekom auf dem Gebiet Prävention in der 
gesetzlichen Unfallversicherung führt das 
Bundesministerium für Post und Telekom-
munikation. " 

Artikel 4 

Änderung des Fünften Buches 

Das Fünfte Buch - Gesetzliche Krankenversiche-
rung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 11 wird die Bezeichnung „§ 891 a 
der Reichsversicherungsordnung" durch die Be-
zeichnung „§ 143 des Siebten Buches" ersetzt. 

2. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

3. In § 235 Abs. 1 Satz 4 werden die Wörter „Kost 
und Wohnung" durch die Wörter „Verpflegung 
und Unterkunft" ersetzt. 

4. In § 306 Satz 1 Nr. 6 werden die Wörter „der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„des Siebten Buches" ersetzt. 
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Artikel 5 

Änderung des Sechsten Buches 

Das Sechste Buch - Gesetzliche Rentenversiche-
rung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 
1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337), das zuletzt ge-
ändert worden ist durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach „§ 176 Bei-
tragszahlung und Abrechnung bei Bezug von So-
zialleistungen" eingefügt: 

„§ 176 a Beitragszahlung und Abrechnung bei 
Pflegepersonen" . 

2. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird der letzte Teilsatz wie 
folgt gefaßt: 

„bei Arbeitslosigkeit im Anschluß an berufs- 
fördernde Leistungen 67 vom Hundert," . 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird der letzte Teilsatz wie 
folgt gefaßt: 

„bei Arbeitslosigkeit im Anschluß an berufs- 
fördernde Leistungen 60 vom Hunde rt " . 

3. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
 „Arbeitsunfalls" die Wörter „oder einer Be-

rufskrankheit" eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „im Zeitpunkt des 
Arbeitsunfalls" durch die Wörter „bei Eintritt 
des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit" 
und die Wörter „vor dem Arbeitsunfall" durch 
das Wort  „davor" ersetzt. 

4. In § 93 Abs. 5 Nr. 1 wird das Wort  „Arbeitsunfall" 
durch das Wort  „Versicherungsfall" ersetzt. 

5. § 163 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „beitrags-
pflichtige Einnahmen das" die Wörter „nach 
dem Siebten Buch" eingefügt und die Wörter 
„(§ 842 Reichsversicherungsordnung)" gestri-
chen. 

b) In Satz 4 werden die Wörter „§ 1152 Abs. 6 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „§ 220 Abs. 4 des Siebten Buches" ersetzt. 

6. In § 245 Abs. 2 Nr. 1 werden nach dem Wo rt  „Ar-
beitsunfalls" die Wörter „oder einer Berufskrank-
heit" eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Zehnten Buches 

Das Zehnte Buch - Zusammenarbeit der Leistungs-
träger und ihre Beziehungen zu Dritten - (Artikel 1 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 5 

Änderung des Sechsten Buches 

Das Sechste Buch - Gesetzliche Rentenversiche-
rung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 
1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337), das zuletzt ge-
ändert worden ist durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. § 163 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Satz 4 werden die Wörter „§ 1152 Abs. 6 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „§ 215 Abs. 4 des Siebten Buches" ersetzt. 

6. unverändert 

Artikel 6 

Änderung des Zehnten Buches 

Das Zehnte Buch - Zusammenarbeit der Leistungs-
träger und ihre Beziehungen zu Dritten - (Artikel 1 
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des Gesetzes vom 4. November 1982, BGBl. I S. 1450), 
das zuletzt geändert worden ist durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 96 Abs. 3 werden die Sätze 2 und 3 auf-
gehoben. 

2. § 100 a wird gestrichen. 

Artikel 7 

Änderung des Elften Buches 

Das Elite  Buch - Soziale Pflegeversicherung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I 
S. 1014), zuletzt geändert durch . . ., wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 23 Abs. 5 werden die Wörter „§ 558 Abs. 2 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§ 44 des Siebten Buches" ersetzt. 

2. In § 44 Abs. 4 werden die Wörter „§§ 539, 541, 
637, 657 und 770 der Reichsversicherungsord-
nung" durch die Wörter „§§ 2, 4, 105, 106, 129, 185 
des Siebten Buches" ersetzt. 

3. In § 56 Abs. 4 werden die Wörter „§ 558 Abs. 2 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „ § 44 des Siebten Buches" ersetzt. 

ZWEITER TEIL 

Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 8 

Zweites Gesetz zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts 

in Bund und Ländern 

In Artikel VIII § 1 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs-
rechts in Bund und Ländern vom 23. Mai 1975 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

des Gesetzes vom 4. November 1982, BGBl. I S. 1450), 
das zuletzt geändert worden ist durch . . ., wird wie 
folgt geändert: 

1. § 71 Abs. 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach 
den §§ 93, 97, 105, 111 Abs. 1 und 5 und § 116 
der Abgabenordnung, soweit diese Vorschrif-
ten unmittelbar anwendbar sind, und zur 
Mitteilung von Daten der ausländischen Un-
ternehmen, die aufgrund bilateraler Regie-
rungsvereinbarungen über die Beschäftigung 
von Arbeitnehmern zur Ausführung von 
Werkverträgen tätig werden, nach § 93 a der 
Abgabenordnung,". 

2. In § 94 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „§§ 88 
und 90 des Vierten Buches" durch die Wörter 
„§§ 88, 90 und 90 a des Vierten Buches" ersetzt. 

3. In § 96 Abs. 3 werden die Sätze 2 und 3 aufgeho-
ben. 

4. § 100 a wird gestrichen. 

5. In § 106 Abs. 1 wird die Nummer 1 gestrichen. 

Artikel 7 

unverändert 

ZWEITER TEIL 

Änderung anderer Vorschriften 

Artikel 8 

unverändert 
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(BGBl. I S. 1173), das zuletzt geändert worden ist 
durch . . ., werden die Wörter ,,, §§ 690 bis 704, §§ 978 
und 1147 Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „Reichsversicherungsordnung, §§ 144 bis 147 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 9 

Bundespersonalvertretungsgesetz 

§ 81 des Bundespersonalvertretungsgesetzes vom 
15. März 1974 (BGBl. I S. 693), zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) An Besprechungen des Dienststellenleiters 
mit den Sicherheitsbeauftragten im Rahmen des 
§ 22 Abs. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
nehmen vom Personalrat beauftragte Personalrats-
mitglieder teil." 

2. In Absatz 5 werden die Wörter „§ 1552 der Reichs-
versicherungsordnung " durch die Wörter „§ 193 
Abs. 5 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" er-
setzt. 

Artikel 10 

Bundes-Seuchengesetz 

Das Bundes-Seuchengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1979 (BGBl. I 
S. 2262, 1980 I S. 151), zuletzt geändert durch ... wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 49 a Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 571 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 82 Abs. 3 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch" ersetzt. 

2. In § 54 Abs. 5 werden die Wörter „§ 541 Abs. 1 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 11 

Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 

In § 3 Abs. 2 Nr. 4 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Februar 1995 (BGBl. I S. 165) werden 
die Wörter „der Reichsversicherungsordnung und des 
Vierten Buches" durch die Wörter „des Vierten und 
des Siebten Buches" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

unverändert 
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Artikel 12 

Gesetz über die Versorgung für die 
ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und 

ihre Hinterbliebenen 

In § 81 b Abs. 3 des Gesetzes über die Versorgung 
für die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und ih-
re Hinterbliebenen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Januar 1995 (BGBl. I S. 50), zuletzt ge-
ändert durch . . ., werden die Wörter „§ 539 Abs. 1 
Nr. 1 oder 7 der Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 9 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 13 

Gesetz über den Zivildienst 
der Kriegsdienstverweigerer 

In § 47 b Abs. 3 des Gesetzes über den Zivildienst 
der Kriegsdienstverweigerer in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28. September 1994 (BGBl. I 
S. 2811), zuletzt geändert durch . . ., werden die 
Wörter „ § 539 Abs. 1 Nr. 1 oder 7 der Reichsversiche-
rungsordnung" durch die Wörter „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
oder Nr. 9 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" er-
setzt. 

Artikel 14 

Einkommensteuergesetz 

In § 32 b Abs. 1 Nr. 1b des Einkommenssteuerge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. September 1990 (BGBl. I S. 1898, 1991 I S. 808), 
zuletzt geändert durch . . ., werden die Wörter „der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter „dem 
Siebten Buch Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 15 

Gesetz zur Ordnung des Handwerks 

In § 113 Abs. 2 Satz 5 des Gesetzes zur Ordnung 
des Handwerks in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Dezember 1965 (BGBl. I 1966 S. 1), zuletzt 
geändert durch . . ., werden die Wörter „§ 741 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter „§ 165 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 16 

Arbeitssicherstellungsgesetz 

Das Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. Juli 1968 
(BGBl. I S. 787), zuletzt geändert durch Artikel 12 
Abs. 67 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325), wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 12 

unverändert 

Artikel 13 

unverändert 

Artikel 14 

unverändert 

Artikel 15 

unverändert 

Artikel 16 

unverändert 
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1. In der Inhaltsübersicht zum Dritten Unterabschnitt 
des Dritten Abschnitts werden in der Überschrift 
nach dem Wort  „Arbeitslosenversicherung" ein 
Komma und das Wo rt  „Pflegeversicherung" und 
nach der letzten Zeile die Angabe „Pflegever-
sicherung ...23 a" angefügt. 

2. Der Dritte Unterabschnitt des Dritten Abschnitts 
wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wo rt 
 „Arbeitslosenversicherung" ein Komma und 

das Wort  „Pflegeversicherung" angefügt. 

b) In § 20 Abs. 2 werden die Wörter „Arbeitsun-
fall , so gilt § 576 Abs. 1 der Reichsversiche-
rungsordnung mit der Maßgabe, daß sich der 
Jahresarbeitsverdienst nach § 571 der Reichs-
versicherungsordnung" durch die Wörter „Ver-
sicherungsfall, gelten § 61 Abs. 1 und § 82 
Abs. 4 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
mit der Maßgabe, daß sich der Jahresarbeits-
verdienst nach § 82 Abs. 1 und 2 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

c) In § 21 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wo rt  „beitrags-
pflichtig" durch das Wo rt  „versicherungs-
pflichtig" ersetzt. 

Artikel 17 

Betriebsverfassungsgesetz 

§ 89 des Betriebsverfassungsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. Dezember 1988 
(BGBl. 1989 I S. 1, 902), zuletzt geändert durch Arti-
kel 13 des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 3210), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) An Besprechungen des Arbeitgebers mit 
den Sicherheitsbeauftragten im Rahmen des § 22 
Abs. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch neh-
men vom Betriebsrat beauftragte Betriebsrats-
mitglieder teil. " 

2. In Absatz 5 werden die Wörter „§ 1552 der Reichs-
versicherungsordnung" durch die Wörter „§ 193 
Abs. 5 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" er-
setzt. 

Artikel 18 

Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

In § 11 des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheits-
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher-
heit vom 12. Dezember 1973 (BGBl. I S. 1885), zuletzt 
geändert durch . . ., werden die Wörter „§ 719 RVO" 
durch die Wörter „§ 22 des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 17 

unverändert 

Artikel 18 

unverändert 
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Artikel 19 

Arbeitsförderungsgesetz 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juli 1969 
(BGBl. I S. 582), das zuletzt geändert worden ist durch 
Artikel 93 des Gesetzes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2911, 2948), wird wie folgt geändert: 

1. In § 150 a Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter 
„Trägern der Unfallversicherung" durch das Wo rt 

 „Unfallversicherungsträgern" ersetzt. 

2. § 165 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 165 

Für die Unfallversicherung der Leistungs-
empfänger gelten die Vorschriften des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch." 

3. In § 186 b Abs. 1 Satz 1 wird das Wort  „Berufs-
genossenschaften" durch die Wörter „in den 
§§ 186 c und 186 d genannten Unfallversiche-
rungsträgern" und in Absatz 1 Satz 2 erster Halb-
satz sowie in Absatz 2 Satz 2 jeweils das Wo rt 

 „Berufsgenossenschaften" durch das Wort 
 „Unfallversicherungsträger" ersetzt. 

4. § 186 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 1 wer-
den jeweils die Wörter „und die See-Be-
rufsgenossenschaft" durch die Wörter „,die Ei-
senbahn-Unfallkasse, die Unfallkasse Post und 
Telekom und für die nach § 125 Abs. 3, § 128 
Abs. 4 und § 129 Abs. 3 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch übernommenen Unterneh-
men die für diese Unternehmen zuständigen 
Unfallversicherungsträger" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Anteil jedes der in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Unfallversicherungsträger an den auf-
zubringenden Mitteln entspricht dem Ver-
hältnis seiner zu berücksichtigenden Lohn-
summe zu der Gesamtlohnsumme dieser Trä-
ger." 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 zweiter Halbsatz wird das Wo rt 
 „Berufsgenossenschaften" jeweils durch 

die Wörter „in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Unfallversicherungsträger" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dieser ermittelt die Anteile der in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Unfallversiche-
rungsträger und teilt sie ihnen und der 
Bundesanstalt mit. " 

5. In § 186 d Abs. 3 werden die Wörter „§ 819 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„§ 152 Abs. 1, § 168 des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 19 

unverändert 
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6. In § 233 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 werden die Wörter 
„Trägern der Unfa llversicherung" durch das Wort 

 „Unfallversicherungsträgern" ersetzt. 

Artikel 20 

Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetz 

Artikel 3 des Unfallversicherungs-Neuregelungsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 8231-16, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das durch Artikel 12 des Gesetzes vom 
24. Juni 1993 (BGBl. I S. 1038) geändert worden ist, 
wird aufgehoben. 

Artikel 21 

Verordnung über die Berechnung des Kapital-
wertes bei Abfindung von Leistungen aus der 

gesetzlichen Unfallversicherung nach den §§ 604 
und 616 der Reichsversicherungsordnung 

Die Verordnung über die Berechnung des Kapital-
wertes bei Abfindung von Leistungen aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung nach den §§ 604 und 616 
der Reichsversicherungsordnung vom 17. August 
1965 (BGBl. I S. 894) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter „nach den 
§§ 604 und 616 der Reichsversicherungsordnung" 
gestrichen. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „§ 604 
der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§ 76 Abs. 1 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter 
„Dauerrente nach § 1585 Abs. 2 der Reichs-
versicherungsordnung" durch die Wörter 
„Rente auf unbestimmte Zeit nach § 62 Abs. 2 
Satz 1 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" 
und die Zahl „30" durch die Zahl „40" ersetzt. 

3. § 2 wird aufgehoben. 

4. In den Überschriften der Anlagen 1 und 2 werden 
die Wörter „Dauerrenten nach § 1585 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„Renten auf unbestimmte Zeit nach § 62 Abs. 2 
Satz 1 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch" und 
jeweils die Zahl „30" durch die Zahl „40" ersetzt. 

5. Die Anlagen 3 bis 9 werden aufgehoben. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 20 

unverändert 

Artikel 21 

unverändert 
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Artikel 22 

Verordnung über die Gewährung von 
Mehrleistungen zu Geldleistungen der 

gesetzlichen Unfallversicherung 

Die Verordnung über die Gewährung von Mehrlei-
stungen zu Geldleistungen der gesetzlichen Unfall-
versicherung vom 18. August 1967 (BGBl. I S. 935), 
geändert durch Verordnung vom 20. Juni 1979 
(BGBl. I S. 660), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 1 

Für Personen, die 

1. für ein in § 2 Abs. 1 Nr. 9 und 12 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch genanntes Unter-
nehmen unentgeltlich, insbesondere ehren-
amtlich tätig sind, 

2. nach § 2 Abs. 1 Nr. 10, 11 und 13 sowie Abs. 3 
Nr. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
versichert sind, 

werden zu den Geldleistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach Maßgabe der §§ 2 bis 4 
Mehrleistungen gewährt, wenn der Bund Träger 
der Versicherung ist. " 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wo rt  „Übergangsgeld" 
durch das Wo rt  „Verletztengeld" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Übergangs-
geld bei stationärer Behandlung (§ 559 RVO)" 
durch die Wörter „Verletztengeld bei stationä-
rer Behandlung (§ 33 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch) " ersetzt. 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

3. In § 3 Satz 2 werden die Wörter „die in § 583 
Abs. 4 der Reichsversicherungsordnung bestimmte 
Höchstgrenze" durch die Wörter „85 vom Hundert 
des Jahresarbeitsverdienstes" ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 592 
Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 66 Abs. 2 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Wörter „§ 596 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „§ 69 des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 22 

unverändert 
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d) In Absatz 5 werden die Wörter „§ 598 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§ 70 Abs. 1 des Siebten Buches Sozi-
algesetzbuch" ersetzt und die Angabe „(§ 765 
Abs. 2 RVO) " gestrichen. 

Artikel 23 

Verordnung über die orthopädische 
Versorgung Unfallverletzter 

Die Verordnung über die orthopädische Versorgung 
Unfallverletzter vom 18. Juli 1973 (BGBl. I S. 871) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 wird das Wo rt  „Arbeitsunfall" durch 
das Wort  „Versicherungsfall" ersetzt. 

2. In § 2 Abs. 2 werden das Wo rt  „Verletzte" durch 
das Wort  „Versicherte" und das Wo rt  „Arbeits

-

unfalls" durch das Wo rt  „Versicherungsfalls" er-
setzt. 

Artikel 24 

Fremdrentengesetz 

Das Fremdrentengesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 824-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 571 Abs. 1 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „ § 82 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Siebten Bu-
ches Sozialgesetzbuch" und die Wörter „§ 579 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wör-
ter „§ 95 des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 571 Abs. 1 
Satz 1 Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 82 Abs. 1 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 575 Reichs-
versicherungsordnung" durch die Wörter 
„§ 85 oder § 86 des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch" und die Wörter „§ 573 Abs. 1 
Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§ 90 Abs. 1 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „§ 573 Abs. 2 
und 3 Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 90 Abs. 2 und 3 des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 23 

unverändert 

Artikel 24 

Fremdrentengesetz 

Das Fremdrentengesetz in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 824-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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2. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ergibt sich nach Absatz 1 die Zuständigkeit 
einer landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, 
eines Gemeindeunfallversicherungsverbandes, ei-
ner Feuerwehr-Unfallkasse oder einer Unfallkasse 
des Bundes, der Länder oder Gemeinden, so ist die 
Bundesausführungsbehörde für Unfallversiche-
rung zuständig. " 

3. § 10 wird aufgehoben. 

Artikel 25 

Fremdrenten- und Auslandsrenten
-Neuregelungsgesetz 

Artikel 6 § 2 Abs. 4 Satz 1 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 824-3, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 24 Juni 1993 
(BGBl. I S. 1038) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„Auf Berechtigte nach dem Fremdrentengesetz mit 
einer Rente, die auf einem Arbeitsunfall oder einer 
Berufskrankheit in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrags genannten Gebiet beruht, ist § 12 des Fremd-
rentengesetzes nicht anzuwenden, wenn sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt vor dem 19. Mai 1990 im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ohne das in 
Artikel 3 des Einigungsvertrags genannte Gebiet ge-
nommen haben. " 

Artikel 26 

Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 werden die Wörter 
„§ 779 c der Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 55 des Siebten Buches Sozialgesetz-
buch" ersetzt. 

2. § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wo rt  „Arbeitsun-
falls" die Wörter „oder einer Berufskrankheit" 
eingefügt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „im Zeitpunkt des 
Arbeitsunfalls" durch die Wörter „bei Eintritt 
des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit" 
ersetzt. 

3. In § 29 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „der ge-
setzlichen Unfallversiche rung und des Sechsten 
Buches" durch die Wörter „des Sechsten und Sieb-
ten Buches" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Ergibt sich nach Absatz 1 die Zuständigkeit 
einer landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, 
eines Gemeindeunfallversicherungsverbandes, ei-
ner Feuerwehr-Unfallkasse, der Eisenbahn-
Unfallkasse oder der Unfallkasse Post und Tele

-

kom, der Länder oder Gemeinden, so ist die Bun-
desausführungsbehörde für Unfa llversicherung 
zuständig." 

3. unverändert 

Artikel 25 

unverändert 

Artikel 26 

Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891) wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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4. In § 36 Abs. 1 Nr. 2 werden die Wörter „der Land-
. wirtschaftlichen Unfallversicherung" durch die 
Wörter „eine landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft" ersetzt. 

5. In § 87 werden nach dem Wort  „Arbeitsunfall" die 
Wörter „oder die Berufskrankheit" eingefügt. 

Artikel 27 

Zweites Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

In § 58 des Zweiten Gesetzes über die Krankenver-
sicherung der Landwirte vom 20. Dezember 1988 
(BGB1. I S. 2477, 2557), das zuletzt geändert worden 
ist durch . . ., werden die Wörter „die §§ 690 bis 704 
und 978 der Reichsversicherungsordnung" durch die 
Wörter „§§  144 bis 147 des Siebten Buches Sozialge-
setzbuch" ersetzt. 

Artikel 28 

Wahlordnung für die Sozialversicherung 

Die Wahlordnung für die Sozialversicherung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1992 
(BGB1. I S. 115, 289), zuletzt geändert durch . . ., wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 36 werden die Wörter „§ 539 Abs. 1 Nr. 14 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 8 Buchstabe b und c des Siebten 
Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

2. In § 118 Abs. 1 werden die Wörter „§ 539 Abs. 1 
Nr. 4, 8 bis 13, 15 und 17 sowie Abs. 2 der Reichs-
versicherungsordnung und die nach § 540 der 
Reichsversicherungsordnung" durch die Wörter 
„§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 3, 10 bis 14, 15 Buchstabe a 
und b und Nr. 16 sowie Abs. 2 des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Artikel 29 

Bundesversorgungsgesetz 

In § 8 a Abs. 3 des Bundesversorgungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 
1982 (BGB1. I S. 21), das zuletzt geändert worden 
ist durch ...(BGBl. I S....), werden die Wörter „§ 539 
Abs. 1 Nr. 1 oder 7 der Reichsversicherungsordnung" 
durch die Wörter „ § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 9 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

4. unverändert 

4a. In § 64 Satz 1 werden nach dem Wort  „Be-
rufsgenossenschaft" das Wort  „und" durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort  „Kranken-
kasse" die Wörter „und die landwirtschaftliche 
Pflegekasse" eingefügt. 

5. unverändert 

Artikel 27 

unverändert 

Artikel 28 

unverändert 

Artikel 29 

unverändert 
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Artikel 30 

Opferentschädigungsgesetz 

In § 3 Abs. 4 des Opferentschädigungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar 
1985 (BGBl. I S. 1), das zuletzt geändert worden ist 
durch ... (BGBl. I S....), werden die Wörter „§ 541 
Abs. 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung" durch 
die Wörter „§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Siebten Buches So-
zialgesetzbuch" ersetzt. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 30 

unverändert 

Artikel 30 a 

Gesetz zur Zusammenführung und 
Neugliederung der Bundeseisenbahnen 

In § 13 Abs. 3 des Gesetzes zur Zusammenführung 
und Neugliederung der Bundeseisenbahnen vom 
27. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2378) werden die fol-
genden Sätze angefügt: 

„Der Eisenbahn-Unfallkasse wird gegen Kostener-
stattung durch die Mitgliedsunternehmen die Auf-
gabe der Prävention mit Ausnahme des Erlasses von 
Verwaltungsvorschriften über die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz bei der Arbeit für die Beam-
ten des Bundeseisenbahnvermögens, auch soweit sie 
nach Maßgabe des § 12 des Deutsche Bahn Grün-
dungsgesetzes der Deutschen Bahn Aktiengesell-
schaft  oder den nach § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 3 des 
genannten Gesetzes ausgegliederten Gesellschaften 
zugewiesen sind, übertragen. Die Aufsicht über die 
Durchführung der der Unfallkasse übertragenen 
Aufgabe führt das Bundesministerium für Verkehr; 
insoweit finden die Vorschriften über die Selbstver-
waltung der Träger der Sozialversicherung keine 
Anwendung. Das Bundesministerium für Verkehr 
regelt das Nähere, insbesondere den Umfang der 
Erstattung von Personal- und Sachkosten und sonsti-
gen Ausgaben durch die Mitgliedsunternehmen, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf." 

Artikel 30 b 

Sozialgerichtsgesetz 

An § 51 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes in der 
Fassung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), 
das zuletzt geändert worden ist durch Artikel 4 des 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Reform der 
argrarsozialen Sicherung vom 15. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 1814), wird folgender Satz angefügt: 

„Zu den Angelegenheiten der Sozialversicherung 
gehören nicht Streitigkeiten, die auf Grund der 
Überwachung von Arbeitsschutz und Unfallverhü-
tung entstehen." 
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Artikel 31 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 21 bis 23 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnungen können auf 
Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung geändert werden. 

DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

Artikel 32 

Aufhebung von Vorschriften 

Es werden aufgehoben: 

1. die §§ 537 bis 1160 (Drittes Buch), §§ 1501 bis 
1543 e (Fünftes Buch) und §§ 1546 bis 1772 
(Sechstes Buch) der Reichsversicherungsordnung 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 820-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch .. ., 

2. die Unfallversicherungs-Aufwendungserstattungs-
verordnung vom 24. März 1972 (BGBl. I S. 587), 
geändert durch Verordnung vom 13. Februar 1984 
(BGBl. I S. 345), 

3. die Kinderzulagen-Erstattungsverordnung vom 
3. Juni 1977 (BGBl. I S. 807), 

4. die Verordnung über die Verpflichtung von Be-
hörden zu Mitteilungen an die Genossenschaft für 
reichsgesetzliche Unfa llversicherung (Berufsge-
nossenschaft 68) vom 14. Juli 1938 in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8231-9, veröffentlichten bereinigten Fassung, 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 30 c 

Gesetz zur Regelung von Vermögensfragen 
der Sozialversicherung im Beitrittsgebiet und 

zur Änderung von Gesetzen 

In Artikel 1 § 7 des Gesetzes zur Regelung von 
Vermögensfragen der Sozialversicherung im Bei-
trittsgebiet und zur Änderung von Gesetzen vom 
20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2313) wird folgender 
Absatz 3 angefügt: 

„(3) Akten, Dateien oder Archive des Gesund-
heitswesens Wismut, die bis zum 30. September 1996 
nicht auf einen Sozialversicherungsträger überge-
gangen sind, werden mit Wirkung vom 1. Oktober 
1996 Eigentum der Bundesrepublik Deutschland; Ab-
satz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz findet keine Anwen-
dung."  

Artikel 31 

unverändert 

DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

Artikel 32 

unverändert 
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5. die Verordnung über die Höchstgrenze des Jah-
resarbeitsverdienstes vom 10. November 1971 
(BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 11. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2198), 

6. die Bestimmungen des Reichsversicherungsamts 
über die Unterstützungspflicht der Krankenkassen 
und Unternehmer gegenüber den Trägern der 
Unfallversicherung und über Ersatzleistungen 
zwischen Krankenkassen, Ersatzkassen und Trä-
gern der Unfallversicherung (§§ 1504 bis 1510 der 
Reichsversicherungsordnung) sowie im Falle des 
§ 1543 b der Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juni 1936 (Reichsarbeitsblatt IV S. 195). 

Artikel 33 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 

Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 33 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft, so-
weit in Satz 2 nichts anderes bestimmt ist. Artikel 1 
§ 1 Nr. 1 und die §§ 14 bis 25 treten am Tag nach der 
Verkündung in Kraft; Artikel 30 c tritt am 1. Oktober 
1996 in Kraft. 




